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Meine Herren! Ich bin am Schlüsse unserer Tagesordnung, Morgen würde also keine
Sitzung sein, nnd Ihrem Beschlussegemäß würde die Tagesordnung für die Plenarsitzung am
Mittwoch, den 11., mittags 12 Uhr, von mir je nach dem Fortgange der Arbeiten m den
Kommissionen aufzustellensein. . ^ ^,, , .^

Wenn Sie damit einverstandensind und das Wort nicht gewünschtwird, schließe ich
du Sitzung.

(Schluß 12 Uhr 40 Mmuten.)

Dritte Sitzung
im Ständehaus zu Düsseldorf, am Mittwoch,den 11. Februar 1914.

(Beginn 12 Uhr 14 Minuten.)

1- Eingänge.
2- Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung der landwirtschaft¬

lichen Angelegenheiten nebst
Anlage H, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschnle Zu Trier,
Anlage L, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschule zu Kreuznach.
Anlage (I Voranschlagfür die Provinzial-Wein- uud Obstbauschule zu Ahrweiler

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1914 bis 31. März 1915 in Verbindungdannt d.e
^ Petition des Rheinischen Bienenzuchwereinsum Erhöhung der Provmzmlbechüfe.
^ Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschussesbetreffend

Errichtungeiner Obstverwertungsstationund eines Vortmgssaales bei der Provmzml- Wein- und
Obstbauschule in Ahrweiler. . , ^ „ , . , «„.>.

4' Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provmzmlausschusses, betreffend
, Bewilligung einer Beihilfe zu den Kosten der Regulierungder Sieg zwischen Lantha.ssen und Allner.
5' Antrag der IV. Fachkom.nissiou zum Haushaltspla« über die ^r,«alt.mg der Fouds zur Ge-
« Währung vou VieheutMdiguugeu für das Rechnuugsjahr vom 1. Apr.l 1914 bl 31^ M°rz 1915^
6' Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Pr°vmz«lausschusses,betreffend
_ bie Errichtung einer Provinzial-Lebensversichcrungsanstalt
7' Antrag der ll. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzlal-Tanbstumn.eullnstalen

^ Aachen, Brühl, Cöln, Elberfeld, Essen, Gnskirchen, Kempen, Nenwied und Tner, fow,e über
die Verwendung der Wilhelm-Augusta-Stiftuug,des Unterstützungsfondsder früheren Verems-
Taubstummenanstaltzu Colu und des Unterstützungsfondsfür entlassene Taubstumme für das

. Rechnungsjahrvom 1. April 1914 bis 31. März 1915. .^. „ « r . « ,
6- Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provmzmlausschusses.betreffend
^ die Erweiterung der Provinzial-Taubstummenanstaltzu Trier. , . , ^,. , ^ „
^ Antrag der II Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provmzml-Blmdenanstaltenzu

Dllren (ElisabethStiftung) und Nenwied (Auguste-Viktoria-Haus),sowie über den Unterstütznngs-
f°«ds für Blinde für das Rechnungsjahrvom 1. April 1914 bis 31. März 1915.
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10. Antrag der II, Fachkommission zum Haushaltsplan über das Hebammenwesen einschließlich der
HebammeulelMnstlllteuzu Cöln und Elberfeld für das Rechnungsjahr vom 1. April 1914
bis 31. März 1915.

11. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung
Minderjähriger gemäß Gesetzesvom 2, Juli 1900 sowie Voranschlägefür die Fürsorge-
erziehungsnnstalten Fichtenhain,Rheindahlenuud Solingen für das Rechnungsjahrvom 1. April
1914 bis 31. März 1915.

12. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Erweiterung der Provinzial-Fürsorgeerziehungsanstaltzu Solingen für schulentlassene
männliche Zöglinge evangelischen Bekenntnisses um ein Zöglings-Doppelhaus

und
Errichtung einer weiteren Provinzial-Fürsorgeerziehungsanstaltfür schulentlassene männliche
Zöglinge katholischen Bekenntnisses verbundenmit einer Zwischenanstalt.

13. Antrag der II. Fachkommissionzu den Haushaltsplänen der Provinzial-Heil- und Pflege¬
anstalten zu Andernach, Bedburg-Hau, Bonn, Düren, Galkhauscn, Grafenberg, Iohannistal
und Merzig für das Rechnungsjahr vom 1. April 1914 bis 31. März 1915.

14. Antrag der II. Fachkommission zn der Petition der Bureaugehilfen an den Provinzial-Heil-
und Pflegeanstaltenum Verleihung der Beamteueigenschaft,Gehaltserhöhung und Aenderung
der Amtsbezeichnung.

15. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Verbesserung der Lage des Pflege- und Dienstpersonals an den rheinischen Provinzial-Heil-
und Pflegeanstalten,

in Verbindung damit
Petition des Deutschen Verbandes der Krankenpflegerund Pflegerinnen in Berlin um Ver¬
besserungder Lage der Pfleger und Pflegeriuneu in den Provinzial«Heil° und Pflegeanstalten.

16. Antrag der II, Fachkommission zum Haushaltsplau für die erweiterte Armenpflegeauf Grund
des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für das Rechnungsjahrvom 1. April 1914 bis 31. März 1915-

17. Antrag der III. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzialstraßen-Nerwaltung nebst
Anlage ^., Voranschlagüber die Verwendungdes Fonds für den Neubau vou Provinzial-

straßen,
Anlage L, Voranschlag über die Verwendungdes Eisenbahnfouds,
Anlage 0, Voranschlagüber die Verwendungdes Fonds zur Unterstützungdes Gemeinde-

und Kreiswegebaues,
Anlage v, Voranschlag über die Einnahmen und Ausgaben beim Betriebe der dem

Provinzialverbande gehörigenSteinbrüche,
für das Rechnungsjahrvom I. April 1914 bis 31. März 1915.

18. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Uebersicht über den Eisenbahnfondsuud die Förderung von Vahnunternehmungen.

19. Antrag der III. Fachkommissionzum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend die im
Jahre 1913 erfolgten Bewilligungen von Beihilfen zum Gemeinde- und Kreiswegebau aus
Fonds H, und L, dem Fonds von 100 000 Mark sowie aus deu weiteren Dotationsrenten.

20. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Bewilligung von Darlehen aus dem Kleinbahnfunds an Kreife und Gemeinden zur Auf¬
bringung der Ginnderwerbskosten für staatliche Nebenbahnen.
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21. Autrag der III. Fachkommission zu der Petition des
Darlehns von 150 000 Mark aus dem Kleinbahnfoudszur Bestrettung der Grunderwerbslosteu
für die staatlicheNebenbahn von Simmern nach Gemünden

22. Autrag der III. Fachkommissiou zu der Petition des Kre.ses W°ldbr°e um Bewegung eu
Darlehns von 120 000 bis 150 000 Mark ans dem Klembahufoudszur Aufbringung der
Grunderwerbskostenfür die staatliche Nebenbahn von Verschlagnach Eckenhagen.

23. Antrag der I. Fach ommission zum Haushaltsplau für den Pr°v,nz.allandtag den P ovmzml-
»usschuß und für das RechunnMahr vom 1. Avnl 1914 b.s
31. März 1915.

24. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan
.) zur Zahlung vou Ruhegehälteru:c. au Proviuzialbeamteund von Wttweu- und Wa.sen-

aelderu sowie Unterstützungen an deren Hmterbüebene, , «^ ., ..
d) r Zahlung von Invalidengeldern (Unterstützungen)nnd Witwen- '"d Wmseugelderu

an nicht ruhegehaltsberechtigteAngestellte und Arbeiter bez«. deren Hntterbtteben,
o) über die Dr. Kleiu-Stiftung

für das Rechuungsjahr vom 1. April 1914 bis 31. März 1915 «,...<
25. Antrag der I. Fachkommission znm Hanshaltsplan über die Verwaltnngslostender Provmz.a -

Feuerversicheruugsanstaltder Rheinprovinz für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1914 b,s

26. Antrag^! Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschnssesbetreffend
°n dem Ansbau vou Wasserkräften M oberen Quell-

27. znm Bericht und Antrag ^s Pr°mnzia^ betreffs
die vou dem Landesmedizinalrat Professor Dr. Lin'ger beantragte Entlassung aus dem

2'-A^7w'Fachkommission znm Haushaltsplan ^ "e Berwaltuna,kosM
schaftsvorstaudes der Rheinischen laudwirtschastlichen Bernfsgenossenschaft für das Kalenderuhr
vom 1. Januar 1914 bis 31. Dezember 1914.

Vorsitzender Spiritus: Meiue Herren! Ich eröffne die S'tzu'ig
Das Protokoll über die Pleuarsitzuugvom Montag l,egt ans dem Dsch des Hauses offen.

^ ^Her^r die heutige Sitzuug siud die Herre« Abgeordneten 0r. Haarmann nnd

f« b»b'^°» !^""" ^'^ «„,»,„d»„« « MUH..« ». «h,

»ul d« «chw. «H«M-. ,m. °s »»»«»» die H°...« m»°°rch„.„, d.r«. °..!»,ch..
Ich l»b, d!, «i„lM,ch ><i i F«ch<°»>"!!'°» «'b'» >"»'" , .. ,,„.,

2, «che P«i»„ ^.z »h°i,,W'° «i.,,«Mch!«°'«»s «m E.h°h«»« d„ chm l.».«„!„.

^Di^MM» ist w IV, F»ch!°mmG°n <ch°Mw, «».d.« ,,,,d i».! !«..i!« ««»!,

iuspektors.Baurats Ouentell zum Landesbaurat.
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4. Eiu Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die Wahl des Gerichts¬
assessors Knell zum Landesrat.

Beide Vorlagen befinden sich bei der I, Fachkommission zur Verhandlung, wo sie
inzwischen erledigt sind.

Sodann habe ich Ihnen noch mitzuteilen, daß der Herr AbgeordneteFreiherr v. Dalwigk
sich für heute entschuldigt hat.

Ferner hat auf den Antrag von 2 Abgeordnetendie V. Abteilung anstelle des Herrn
AbgeordnetenHardt, welcher znrückzutretenwünschte,den Herrn AbgeordnetenSchmidt, der der
I. Fachkommission angehörte, in die IV. Fachkommission,uud austeile dieses Herrn den Herr»
Freiherr» von Los in die I. Fachkommission gewählt.

Wir treten dann in die Tagesordnung ein, deren erster Gegenstandlautet:
Antrag der IV, Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
der landwirtschaftlichen Angelegenheiten nebst den zugehörigen Anlage».

Berichterstatterist der Herr AbgeordneterSemper, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter Abgeordneter Semper: Meine Herren! Der Hanshaltsplan für die

Verwaltung der landwirtschaftlichenAngelegenheiten weist gegen das Vorjahr nur geringere
Veränderungenauf. Er schließt in Einnahme nnd Ausgabe (Rufe: lauter!) mit 1444 499,30 Mark
ab gegen 1444 051,30 Mark im vorigen Jahre,

In den Einnahmen sind, abgesehen von Zinsschwankungen,Veränderungennicht eingetreten.
Unter den Ausgaben weist Titel I Ziffer 1, Zuschüsse für die landwirtschaftlichenWinter¬

schulen, eine Erhöhung um 1250 Mark auf. Es erklärt sich das daraus, daß entsprechend einem
Beschlußdes 53. Proviuziallaudtags für den Kreis Lochen: in diesem Jahre anstelle der jetzt dort
vorhandenen Wauderlehrerstelle eine landwirtschaftlicheWinterschule errichtet werden soll. Mit
Rücksicht auf die Schaffung der neuen Winterschuldirektorstelle erhöhen sich dann anch die Zuschüsse
an den Haushaltsplan znr Zahlung vou Ruhegehältern, Witwen- und Waiseugeldern, die unter
Titel I Ziffer 2 ausgeworfensind.

Zu den weiteren Ziffern 3, 4, 5a, und 5b ist nichts zu bemerke«.
Zu Titel I Ziffer 6 der Ausgabe zur Unterstützunglandwirtschaftlicher Unternehmungenin

den wirtschaftlich zurückgebliebenenTeilen der Provinz (Westfonds),der in diesem Jahre infolgevon
Zinsschwankungeneine geringe Einbuße gegen das Vorjahr erfahren hat, ist wiederum in der
IV. Fachkommission der dringende Wunsch laut geworden,daß der für die Unterstützung von Wasser¬
leitungen bestimmteTeil des Westfunds wesentlich verstärkt weiden möge. Die ländlichenWasser¬
leitungen sind überall dort, wo sie geschaffen sind, zu einer Quelle reichsten Segens für die
Bevölkerunggeworden. Der Nutzen dieser Anlagen nicht allein für die Feuersicherheitund für die
Hebung des Gesundheitszustandesder Bevölkerung,sondern auch für die Erleichterungder landwirt¬
schaftlichen Betriebe und für die Verbesserungder Viehhaltung kann gar nicht hoch genug veran¬
schlagt werden, nnd alle die Gemeindendes Westfondsgebiets, die bisher der Unterstützungenfür
Wllfserleitungsbautenaus dem Westfonds teilhaftig gewordensind, haben alle Veranlassung, der
Provinzialverwaltung für die großzügige Förderung, die sie diesen Unternehmungen bereits im
Laufe langer Jahre hat zuteil werden lassen, von Herzen dankbar zu sein. Aber ein sehr großer
Teil der Gemeinden in den ärmeren Gebirgsgegeudenunserer Provinz entbehrt noch jetzt diese
segensreiche Einrichtung,und es gehörenzn den jetzt noch unversorgten Gemeinden zum großen Teile
gerade die leistungsschwachstenund auch solche Ortschaften, in denen die Herstellung der Wasser¬
leitungen auf besondere technischeSchwierigkeiten stößt und in denen infolgedessen die Kostenunver-
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Ntnismäßig hoch werden. Die Neigung zum Ban von Wasserleitungenist dank der gün, gen
Erfahrungen, die mit den fertiggestelltenLeitnngen durchweggemacht worden sind Nberall u>
erfreulicher Zunahme begriffe«. Die Gemeindennnd Kreise verfügengroßenteils jetzt für die Aus¬
arbeitung der Projekte und für die Bauleitung über gut geschulte Techniker, und Projekte stud in
großer Zahl in Ausarbeitung begriffen nnd fertiggestellt. Allem aus elgeueu Kräften tonnen aber
di° leistnugsschwachen Gemeindendes Westfondsgebietsan die Lösung duser Aufgaben Nicht heran¬
treten, vielmehr wird es der weiteren Gewährung sehr erheblicher Unterstützungenaus dem West¬
fonds und daher einer wesentlichen Vermehrung der für diesen Zweck zur Verfügung stehenden
Mittel bedürfen, um die Ausführuug aller schwebendenProjette so schnell zu fordern, wie es lm
Interesse der beteiligten Gemeindendringend erwünscht ist, ^ cm ^ ^ .,.ck

Meine Herren! Weiter hegt die IV, Fachkommission den düngenden Wnusch. daß mich
die zur Unterstütznng der Zusmnmenleguugverfügbaren Mittel des Westfonds eme we entliche
Erhöhung erfahren. Nachdemdnrch die Novelle zum Znsammeulegnngsgesetz vom 28, Mai v .,
die formellen Voranssetznngen für das Znstandekommender Zu °mn«Mgung nne b Mmd
Erleichterungerfahre« haben, ist zn hoffen, daß die Anträge m der nachsw' Zeit m bedien
stierer Anzahl eingehenwerden, als bisher. Nachhaltig wird das Gesetz die von ihm erhoff
günstige Einwirkung aber nur dann ausüben können, weuu die Zunahme der Antrage Nicht die
F°lge hat. daß die auf den einzelnenFall entfallendeUnterstütznngentsprechend verringert werden
"Uß. wenn vielmehr die zur Verfügung stehenden Mittel gleichen Schritt halten gegenüber der zn
erwartendenZunahme der Anforderungen, Man kann die Zusammenlegungwohl als tue wichtigst
°U der Maßnahm n bezeichnen, die ans die wirtschaftliche Hebung der ^geblieb^
'«'Wer Pr° iuz abziele, weil fie für die lleinbänerlichenBetriebe eigentlicherst du Grnndlag
f«r ein rationelles Wir^ chafft. Aber auch, abgesehen von dem Wngend^
Wchstbeteiligtenkommt dem Znsammenlegnngsverfahreueme g"uz außerordentlich große ^
W die Allgeiiieinheitinsofern zu. als erfahrungsgemäß «e Dnrchfü^
°uf die Zunahme des Anbaues von Futtermitteln und auf .e Hebung des Weid^etr bs un
b°Mt mittelbar auf die Hebnng und Verbesserungdes Viehstandes und «»" Forderung r
Neischvers°rguugunserer Bevölkerung die allergünstigstenWir wngen ansgeü h^ Das nd
Erwägungen die wo l den Wnnsch gerechtfertigt sein lassen.

"" noch h,here,i Mitteln aus dem Westfouds zu nuterstützen als es ^ ^'^
Die IV Fachkommission hat daher beschlossen,im Plenum den Wunschzum Ausdruck zu

b"Ngeu. daß dl' ßrlilusschuß erneut an die Königliche Staatsregrernng mit dem Antrage
h"autr ten mög den W stfond s weit er für die Uuterstützuugdes Baues von Wasserleitnngen
"'d für die E eich rnfg er Dnrchführnng von Zusammeulegungenbestmnn ^ > weseMch zn
"hbheu. mid dß i gleichen Maß mit der zu erhoffenden Erhöhung der staatlichenZuschüsse
W diesen K«eck künstig Mich in den Provinzialhaushaltsplan erhöhte Mittel für beide Zwecke em-

^ "^fo3en V2 des Haushaltsplans bieteu keiue uennenswertenAbänderuugeu

7"^G?3k2i^^^ ^ 'e P^z«^ in
Tner. Kreu-nack > nd Abrweiler gesagt werden. An einmaligen, außerordentlichenAusgaben aus
diesen 3e^ ediglich in dem Voranschlagefür die Schule in Krenznach
T<tel III I fff/A dort ist ein Betrag von 1400 Mark für die Beschaffung emer
Tampf-Dest^aMg znr 3 der Weintrester nnd des unreifen Steinobstes uud für die
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Neu- und Umpflastcrungvon Wasserriuncn an den Hauptwegen eingesetzt. Im ganzen erfordert
die Schule iu Trier ein Mehr an Zuschüssenseitens der Provinz im Betrage von 400 Mark,
während sich bei der Schule iu Ahrweiler eiue Erhöhung der Zuschüsse erübrigt hat uud für die
Schule in Kreuznach ein Weniger an Zuschüssen in Höhe von 400 Mark hat eingestellt werden
können, Der günstige Zuschnitt der Voranschlägefür Ahrweiler und Kreuznachist in der Haupt¬
sache darauf zurückzuführen, daß die mit den Anstalten verbuudeneuGärteu und Versuchsfelder in
den letzten Jahren wesentlich gesteigerte Erträge abgeworfenhaben.

Im Zusammenhangemit den Haushaltsplänen habe ich dann dem hohen Hanse von einer
Petition des Vienenzuchtvereiusder Rheinprovinz Keuntuis zu geben, die ich wohl verlesen darf,
weil sie sich meines Wissens nicht gedruckt in den Händen der Herren befindet:

Bienenzuchtverein der Rheinprovinz E. V. Bonn, den 9. Februar 1914,
Euere Hochwohlgeboreu bitte ich ergebeust,gütigst darauf hinwirkenzu wollen, daß

für die Erhaltung des hiesigenLehrbienenstandesuud für die Abhaltung der Lehrknrseein
angemessenerBeitrag seitens der Provinz geleistet wird, bezw. daß unserm Antrage entsprechend
die bisherige Beihilfe auf mindestens 1500 Mark pro Jahr erhöht wird. Besser wäre es,
wenn gleich eine Erhöhung auf 2000 Mark erfolgte. Wir würden dann in der Lage sein,
wirklich etwas Mustergültiges zu leisten und den Stand stets als Zierde für Bonn auszugestalten.

Mit ausgezeichneter Hochachtung ergebeust — (Unterschrift),

Der Herr Landeshauptmann hat in der IV. Fachkommission hierzu erklärt, daß der Verein
bereits im Vorjahre aus dem allgemeinenlandwirtschaftlichen Fonds eine Beihilfe im Betrage von
1500 Mark erhalten hat, und daß er dem Provinzialausschußvorschlagen werde, für dieses Jahr
eiue Beihilfe von 1600 Mark an den Verein zu gewähre». Die IV. Fachkommissionist der
Ansicht, daß damit die Petition sich für das Plenum erledigt, und daß sie dem Provinzialausschusse
zur weiteren Veranlassungzu überweisen ist. Namens der IV. Fachkommission habe ich die Ehre,
dem hohen Hanse den Antrag zu unterbreiten:

„Der Provinziallandtag wolle 1. die Haushaltspläne der landwirtschaftlichen Angelegen¬
heiten und der Weinbauschulenunverändert annehmenund 2. die Petition des Bienen-
zuchtvereins der Rheinprovinz vom 9. Febrnar dem Provinzialausschußüberweisen."

VorsitzenderSpiritus: Meine Herren! Ich eröffne die Verhandlnng. Zum Worte
meldet sich der Herr Landeshauptmann,

Landeshauptmann Dr, von Renvers: Meine Herren! Die beiden Wünsche, die die
Fachkommission ausgesprochenhat, größere Mittel für die Gemeinden zu erhalten, in denen die
Zusammenlegungim Gange ist, uud zweitens auch größere Mittel für die Wasserleitungenzu er¬
halten, sind der Verwaltung äußerst sympathisch. Ich glaube, wir könneu die Gelder kaum besser
anwenden, als gerade für Zusammenlegungenund für Wasferleituugeu, Daher werden wir auch
versuche«, beim Herrn Minister weitere Mittel flüssig zu machen, (Beifall.) Aber ob das gelinge"
wird, will ich dahingestelltsein lassen. Ich „lochte daran erinnern, daß die westlichen Provinzen
bezüglich des Westfondsund der Wasserleitungeneigentlich besser gestellt sind, als die östlichen, und
daß wahrscheinlich der Herr Minister uns nur dann höhere Mittel zur Verfügung stelle« kann,
wenn d,e anderen Provinzen auch entsprechend höher dotiert werden. Der Versuchwird aber sehr
gern von der Verwaltung gemacht werden. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr AbgeordneteDr. Brandt,
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Abgeordneter Dr, Brandt: Meine Herren! Ich danke dem Herrn ^
"s Vertretet eines ländlichen Kreises herzlich für die Zusage daß er dafür e.ntre.en w.rd da
größere Mittel für die Wasserleitungen,vor allen, anch für d.e Znsammenlegnngenvom He.rn
Minister bewilligt werden. Meine Herren, wir sind durch die Zusammeulegnngenn, der Lage n.ch
«ur die Fntteru.ittel. das Getreide, das Produziert wird zn zehren sondern ^
°uch den Viehstand, Da augenblicklichwieder, wie in früherenJahren, stellemve.seüber V.ehmn l
geklagt wird und von Fleischwt und dergleichen geredet wird. >"r /s "em°s Erachtens der Staa v-
ngieruug nur willkommen sin. wenn es nns gelingt, die Produkt.v.tat der Laudw. tschaft n d.eser
Beziehungzu st er 7 D s eschieht aber in hervorragendemMaße durch d.e Zusammeulegnngen
u«d vordem bei uns w den ländlichenKreisendes Westens, insbesondere m den Gebngskre.sen.
"nt seinem zersplittertenGrundbesitz, m»?:^Hm.„fl ^.i-

Ich möchte den Herrn Landeshauptmann bitten pez.ell auch ^
Vermehrung der Fleischprodnktionbei dem zu stelleudenAntrage ... gebührenderWe.se n. den

^^^Vmsitzeud^Spiritus: Das Wort wird uicht weiter gewünscht. Der Herr Bericht-
erstatter verdicktet

Icl darf dann wohl ohne Abstimmn..«, feststellen, daß Sie die Haushaltspläne augenomnm.
und die Petition des Bienenzuchtvereinszur weiteren Veranlassung dem Prov.nz.alausschnßüber-
"'esen haben.

^A.^ge ^Fachkommission zum Bericht uud Autrag des Provinzial-
m!sschses treffend Errichtuug eiuer 0bstverwert„,.gs tat.vn «^
Vortra ssaales bei der Provinzial-Wein- uud ^bstbanschnle ,n Ahrwe.ler.

Berichterstatter ist ebenfalls der Herr Abgeordnete^emper dem .ch d Wor b.
BerichterstatterAbgeordneter Semper: Meine Herren!

Prvdinzialverwalt ng für die Proviuzial-Weiubauschuleuiu Tr.er und Kreuzuach « t " °^
°«en nnter anderen, a sreichende Nänmlichkeiten für Dbstverwertnngszweckem. ge um^^^^ ^

""gesehen sind Daaeaen sind bei der Provinzial-Wein- und Obstbauschule ,n Ahrwe.ler d.e f

b"e ^°eck^rf<l3^me dnrcha«? ....zureichend. Für
"en oft 80 bis 90 Personen sich einfinde., kommen «ur d.e Klassenz nmer ^
" Aufnahme einer solchen Anzahl von Personen viel zn kle.n s.n .

lediglich ein kleiuer Ramn vorladen, der dnrch Apparate noch ^se«^ ee>n, st. « 'N Obst
«ufbewahrnngsraumist bei der Schule überhaupt nicht Vorhände» D.ese Mang h°°en s.ch .
«aufe der letz I re nm s° fühlbarer gemacht, je mehr in den 3«"/chnlbe.rk gehören
Kreisen der Nau a> Bdeunng «genommenhat uud je mehr man anch daran Wert gelegt
W. neben de^ für den Weinban weniger geeigneten Stellen auch

^elle des Weinb^ den Obstban einzuführennnd zu pflegen. Es ist "'. ^ m ^
'"" der Förderuua des Obstbaues auch für eine angemessene Verwertnng des Obstes ^orge zu
'"gen. D w7 eiurseits nrch Vermittelung des Obftverkaufesgeschehen, deren s.ch d.e Lan -
'«Ütschaftskannner . ^« hat. andererseits aber dnrch Belehrnngen über d.e Verwertnng

geringwertigenObstes dnrch Einkochen.Dörren. Obstwe.n-

^ Ans'diesen Gesichtspunkten heraus hat sich das Bedürfnis für die Herstellungdes Neu¬
baues ergeben dl vom Prvvwzialausschuß iu Vorschlag gebracht ist. Der Neubau soll auf dem

r
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Gelände der Anstalt errichtet werden, er soll in seinem unteren Geschoß einen großen Raum für
Obstverwertung, außerdem einen Raum zur Aufbewahrung von Konservenund Bureauräume ent¬
halte!,, im oberen Geschoß einen geräumigen Vortmgssaal und eine Wohnung für einen unverheirateten
Auffeher, Das Haus soll unterkellert werden; im Keller ist insonderheit ein geräumiger Obst-
aufbewahruugsraumvorgesehen.Das Haus soll als ein einfacher Putzbau ausgeführt werden. Die
Baukosten find auf 40000 Mark veranschlagt;der Betrag soll aus dem Baufouds entnommen werden.

Die IV. Fachkommission schlägt Ihnen, in Anerkennungdes Bedürfnissesfür den Neubau,
vor, daß der Vorschlagdes Provinzialausschusses,den Sie auf Nr. 24 der Drncksachen finden,
unverändert zur Annahme gelangt.

Vorsitzender Spiritus: Ich frage zunächst, ob das Wort gewünscht wird.
Das Wort wird nicht gewünscht. Sie haben den Antrag des Herrn Berichterstatters ver¬

nommen. Widerspruch erfolgt nicht. Ich stelle fest, daß der Vorschlag,wie er in der Drucksache24
angegeben ist, zur Annahme gelangt ist.

Wir verhandelnweiter über Nr. 4:
Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend Bewilligung 'einer Beihilfe zu den Kosten der
Regulierung der Sieg zwischen Lauthausen und Allner.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteI)r. Sartorius. Ich gebe ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Sartorius: Meine Herren! Die Siegregnlierung

innerhalb des Siegkreises von Allner bis znr Flußmündung ist ein großzügigangelegtesUnternehmen
von hoher landeskulturellerBedeutung, für das die Unterstützungder Provinz bereits mehrfachw
Anfpruchgenommen worden ist. Im Jahre 1897 hat sich der Provinziallandtag im Grundsatz mit
der Beteiligung an den Kosten des Unternehmens einverstandenerklärt, und zwar unter der Voraus¬
setzung der doppeltenGegenleistungseitens des Staates nnd der Beteiligten, als welche der Sieg¬
kreis und die von dein Unternehmen berührten Gemeinden in Betracht kommen. Damals wurde
eine Beihilfe von 85 000 Mark bewilligt. Es folgten dann weitere Beihilfen im Jahre 1903 und
1909, fo daß insgesamt die Provinz bisher für das Unternehmeneine Summe vou 337 000 Mark
zur Verfügung gestellt hat.

Nunmehr handelt es sich um den Bau des letzten Stückes zwischen Allner nnd Lauthansen
auf einer Strecke von 2 Kilometer», an denen die leistungsfchwachen GemeindenGeistingen, Alten-
bödingenund Lauthausen beteiligt sind. Der Kostenaufwandfür dieses letzte Stück der Regulierung
beläuft sich auf 157 000 Mark, wovon V3, das sind 52 333 Mark, auf die Provinz entfallen würde.

Die IV. Fachkommissionhat sich der Notwendigkeitnicht verschließen können, in Konsequenz
der einmal eingenommeneu Stellung der Provinz deren Beteiligung an den Kosten auch des Nest¬
stückes zu befürworten,und hat mich beauftragt, dem hohen Hause vorzuschlagen, zn beschließen:

„Der Provinziallandtag bewilligt zu den Kosten der Regulierung der Sieg zwischen
Lauthauseu uud Alluer eine Beihilfe in Hohe eines Drittels bis zum Betrage von
52333 Mark unter der Vorausfetzung,daß die Königliche Staatsregienmg den gleichen
Betrag bewilligt und der Rest der Kostenvon den Beteiligten gedeckt wird.«

Vorsitzender Spiritus: Meine Herren! Ich eröffne die Verhandlung.
Enie Wortmeldung erfolgt nicht. Ich schließe daher die Verhandlung.
>5ch darf wohl ohne weiteres feststellen,daß Sie den Vorschlagso, wie er Ihnen in der

Drucksache 23 unterbreitet ist, annehmen.



54, RheinischerPromn«allandta°^3. Sitzung °m 11. Februar 1914,
43

Wir kommen zu Nr. 5: , .,» , ... ^> m»^««^,,,,«
Antrag der IV Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltung
der Fonds znr Gewährung von Viehentschädignngen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Frmgs,
Der Berichterstatterhat das Wort. 5. . c^>..»„, ^.r
Berichterstatte!AbgeordneterFriugs: Enere Exzellenz! Meme verehrten Hm De

Entwurf zum Haushaltsplan über die Verwaltung des Fonds zur

w das Rechnung r vom L April 1914 bis 31, März 1915 be udet ^ " I ren fan^
Wie Sie aus demselben ersehen haben werden, sind wesentliche Veränderungen mcht erfolgt, Die

Beiträge stnd ^m g^ ^^ .^^„ ^ft ^ f, ,cht, befunden.
Ich Herreu, im Namen der IV. 3°^"^^^
zu unterbreiten, das hohe Hans wolle den vorliegendenEtatsentwnrf m unveränderter Form

"""^Vorsitzender Spiritns: Eine Wortmeldnng erfolgt nicht. Ich
Sie gemäß dem Antrage, wie ihn der Herr BerichterstatterIhnen vorgetragenhat, beschlossen haben,

^Antrag d« I, Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Pr°vinzial-
ansMsses, betreffend di,e Errichtung einer Provinzial-Lebensvers'cherungs-

Beschatter ist der Herr Abgeordnete von Laer, dem ich das Wo" gebe
Berichterstatter Abgeordneter von Laer: Meine Herren!

Ihnen namens der I, Fachkommission vorzutragen die Ehre habe, be r,fft d ^r chtn g e r

Etlichen Lebensversichenmgsanstaltfi!r die Rheinprovinz, Der Gedmck.
s'chemng eine öffentliche Anstalt zu errichten, ist nicht neu. Er liegt nahe wenn man erwägt,
wie sehr das a"ine I'^ das Gemeinwohl, durch die Lebensver,cherungWM v r
Die Lebensversicherung war bei ihrer ersten Einrichtung ge acht als em f^ der Fa m
d« Gefährduu urch deu Tod ihres Eruährers. Mau darf wohl ageu, daß st ^^e gem°'M
Ideen gehört.'die das vorige Iahrhnndert auf 'oMlem Gebiete h^
'ese ursprünglicheTendenz, ungeachtetaller der K°mMa "^ f^ V^k

^en mit der Lebensversichernngverbundenhat. immer als suchen

hat Nck «,, <.-^ > a,.,.^^m7<, befleiß gt, die wohl verständlichist. Gcmoe sur uu,«l,^"l ilH aber bisher emer Zurüclhaltuug u^^u, > ^«,«,i„,ns<> I'ätiakeit ein
H°watprovinz bedeutet die Uebernahme der Lebensversicherungm d'e kommumle Hatig ett en
heraus g ß s und « wer Tragweite nicht leicht zu übersehendesUnterne men. Auch a
"«« nicht v^aessm aß hier die Lebensversichernng sich in deu Häuden großer nn blühend

PrwaHsch^^ und daher eine Entwickelung genommen hat. die weitgehendeAnerkemmng

"'d Schonung erheischt. ^^ eingetreten, die eine endgültige

SWung^ uunmgänglichmachen.
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Diese Umstände liegen einerseits in der vorzunehmendenDurchführung der Volksversichernng,
andererseits iu der Herauziehnug der Lebensversicherungzur Entschuldung des Grundbesitzes.
Diese beiden Momente stellen die Lebensversicherungauf eine sehr viel breitere Grundlage, sie
eröffnen ihr neue Bahnen und Wege und steigern ihre Bedeutung so gewaltig, daß der so sehr
beteiligteRheinische Provinzialverband die erneute Prüfung der Frage nicht vermeidenkann. Mag
man grundsätzlich zur Frage der öffeutlichen Versicherungstehen wie man will, man muß zugeben,
daß der gegenwärtigeStand der Lebensversicherung zu einer endgültigenEntscheidungzwingt, daß
in dieser Sache ein Jetzt oder Nie vorliegt.

Meine Herren! Der Provinzialausschußhat, wie Sie wissen, diese Prüfung vorgenommen
und ist zu dem Ergebnis gekommen,die Errichtung einer öffentlichenLebensversicherungsanstalt
vorzuschlagen. Ihre I. Fachkommission, die gemäß Ihrem Auftrage den Vorschlag und das zur
Begründung beigebrachte Material einer eingehendenPrüfung unterzogen hat, ist, wie ich vorweg
bemerken darf, einmütig zu demselben Ergebnis gelangt.

Aus der Begründung möchte ich in erster Linie die bereits erwähnte Volksversicherung
hervorheben. So außerordentlich auch die Entwickelung der Lebensverficheruug gewesen ist, so ist sie
doch — das wird man sagen müssen — bis jetzt weit entfernt davon, Gemeingut aller Kreise der
Bevölkerunggeworden zu sein. Sie beschränkt sich zurzeit in der Hauptsache auf die bemittelten
Kreise und hat auch unter den Besitzenden,namentlich auf dem Platte« Lande noch keineswegs
allgemeine Einführung gefunden. Ihre Einführung in die breite« Mafseu mittelst der sogenannten
Volksversichernug, der kleinen Versicherungohne ärztliche Untersuchung,ist eine Sache von ungeheurer
Bedeutung, eine gewaltigeund nicht minder schwierige Aufgabe.

Nun entsteht die Frage: Branchen wir zur Lösung dieser Aufgabe eine öffentliche Ver¬
sicherungsanstalt? Es ist da zunächst auf die bisherigen Erfahrungen zurückzugehen, die gezeigt
haben, daß die einzelnen Erwerbs- und Gegenseitigkeitsgesellschaften, die die Volksverficherung in die
Hand genommen haben, doch dieser Aufgabe uicht ausreichend gewachsengewesen sind. Ihre
Erfolge find mäßig und ziemlich eng begrenzt.

Nun haben sich in neuesterZeit zwei neue Faktoren der Aufgabe der Volksverficherung
bemächtigt. Von radikaler politischer Seite ist die „Volksfllrsorge" gegründet und andererseitshat
sich die Mehrzahl der bestehenden privaten Gesellschaften zu der deutschen VolksversicherungZ-Aktien-
gcsellschaftzusammengeschlossen.

Meine Herreu! Die Verquicknng politischer Ziele mit den Aufgaben der Lebensversicherung
ist vom volkswirtschaftlichen Staudpunkte nur zu bedauern. Eine ausreichende Förderung der Volks¬
versichernug ist davon umsowenigerzu erwarten, als der Sparsinn, auf dem in letzter Linie die
Lebensversicherung beruht, keineswegs zu den Zielen und Idealen der Gründer der „Volksfürsorge"
gehört. Znr Stärkung der politischen Machtmittel mag die Lebensversicherung geeignetsein, jeden¬
falls ist sie zu schade dazu. Daß die deutsche Volksversicheruugs-Attieugesellschaft im Falle nach¬
drücklicherAufnahme ihrer Tätigkeit Bedeutendesleisten wird, darf mit Recht angenommenwerden.
Name und Ruf der gründendenGesellschaften und ihre bisherige Wirksamkeitauf auderu Gebieten
der Lebensversicherung bürgen dafür. Aber es ist nicht zu übersehen, daß das neue Gebiet von
ungeheurerAusdehnungist. Es ist ein überaus großes Arbeitsfeld, das Raum für Viele bietet.
Die gleichzeitige Inangriffnahme von mehreren Seiten kann der Sache nur dienlich sein und ein
gesunder Wettbewerbläßt schnellere und größere Erfolge erhoffen. Man darf auch nicht vergessen,
daß diese Art der Lebensversicherung dem Erwerbssinn weit weniger Aussichten bietet, als die
sonstige Lebensversicherung und daher auch für Erwerbsgesellschaften notwendiger- und natürlicher-
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weise auf die Dauer weniger Anreiz ansübt. Dazu treten «och andere v.cht.g U'"H ^
Wer der sonstigen Lebensversichernng.Die Propaganda d.e zur E.uführuug der V « "sicherng
unerläßlich ist, muß andere Wege suche., als sonst be: der Lebensversichernng ^r ^w V '
sicherunasaeiell ckmften aeaanqen sind. Es gilt da. bei dem Handwerker,dem klemen Geschäftsmann

anznklopfen,ihn nüt neuen Geschäftsformen m t I« nm
Sparens bekan» zu machen, die ihm bis dahin noch fremd sind, und es w.rd darauf ankommen,
das bekan i f ewnrzelt Mißtraue« gegeu derartige Neuerungenzn überwmden. nnd sich eu.
Vertrauen u erwerben das im allgemeinen in diesen Kreisen recht schwer zn gew.uneu.st. Wenn
diese gemeinnutzigen Anstalt angenommen wird, d.e von voruheremauf Mn
Erwerb verzicht , wird sie immer größere Aussicht haben, dnrchzndrn.genals "ne Geschäft
v°n der mau «M^ Aktionäre«eine Dividendeverteilenw.ll. und e.ne solche A» stch

wird eine7w!3Anstaltumfomehr habe«, wenn sie. me die Pro^
Verbindungenuud Fäden zu anderen BeHordenund andere« gememn.itz.gen Veranstaltnngenaller

'" '" Mei«7 ^'"^ !^er nicht bloß daranf a>, Agentenhinschicken und
den Leuten t Freden Man glaube doch garuicht. daß der Gedanke der Lebens^cherung
hente schon i« der breite« Masse volkstümlich sei. Ich bin entgegengesetzterMm... g.

es heute weniger als früher, weil der Familiensinnso sehr an Boden verloren h« - ^)M Fam.lu-
sinn ist »ber der Sparsinn ein kümmerliches uud
«it unsern Arbeiterkreisenin Persönliche Fühlung
'«windende« Familiensinns ja leider recht häufig "'««en Gestatten^.e m.r u.Ge ch w

^geben. das ich kürzlich in diese« Kreise« hatte. Es handelte sich ^" « ^
und ans eine empfehlendeAenßer««g meinerseits «nd eme« g«e« R e 'ch d ^
Nein, das tne ich nicht. Wenn ich frühzeitig sterbe nnd d.e „I'
wird meine Frau «nrsoeher einen anderen bekomme«. (Heiterte.:) und für den « de 'ck^doch «ch
sp«e., dann wäre ich ja dn.nm. Als ich de« Mann mm auf seme K"der h' . « haM
3 Kinder - und damit einen Erfolg zn erzielen glanbte a war d. Entgegnung, nur hat
"einer Jugend keiner geholfen; meine Kinder mögen sich «"«/° ^urch ")w«e.^ ^^ n

Meine Herren! Das sind leider weitverbre. ete ^sch° « "' ») ^
gegenüber mnß aber die Propagandanicht in geschäftl.chemZureden bstch"'«'.^^
Gesinnnng. die Denkartder Lente richten nnd diese wuw m gest^
Die Propaganda für die Volksversichernng tritt dannt ander «all mW g «>M.g

Übungen an die Seit, den ^" ^^

^sch^enrS"3 ^'ge^««^ Ulten ^f diesem Gebiete nicht zu
«Men sein werden, Lebensversicherung ein Bedürfnis nach

Mer öffe^AnM w"em Maße bestä«de? wird mm. nicht bewe.sen können. Es l.egt



46 54, RheinischerProvinziallandtag, 3. Sitzung am 11, Februar 1914.

aber auf der Hand, daß die Anstalt nicht den einen Zweig der Lebensversicherung mit Erfolg
betreibenkann, ohne auch den andern zu pflegen.

Meine Herren! Das zweite Moment, das wir zu würdigen haben, liegt in der neuerdings
mehr und mehr zur Geltung gelangendenVerbindung der Lebcusuersicherung mit der Gesundung
des hypothekarischen Kredites. Es ist ja allgemeinbekannt, daß die Verschuldung des Grund und
Bodens in ganz außerordentlichemMaße zuuimmt. Man wird ja dabei nicht übersehen dürfen,
daß der Verschuldung bedeutende Werte gegenüberstehen in Bodeuvcrbesseruugen, Bauten und anderen
Werten, die mit einem Teil der Schuldlapitalien geschaffen wurden. Immerhin ist das starke An¬
wachsen der Verschuldung des Grundbesitzeseine Erscheinung,die ernste Sorge erweckenmuß. Die
Entschuldungdes ländlichen Grundbesitzesmuß deshalb mit Recht als eine ebenso wichtige wie
allerdings auch schwierige Aufgabe angesehen werden.

Nun hat ja bekanntlichder ländlicheHypothekarkrcdit,überhaupt der Hypothekarkredit
durch die Einführung der unkündbarTilguugshypothek einen gewaltigenFortschritt gemacht. Man
wird aber nach den heutigen Erfahrungen sagen müssen, daß die Wohltat dieser Tilgungshypothek
für viele Fälle nicht ausreicht. Die Amortisation, die regelmäßige Tilgung, erfordert meist ein
ganzes Mcuscheualter oder doch den besten Teil davon, und wenn der Schuldner vorzeitig stirbt,
fu pflegen nene Schulden zu den alten zn kommen. So ist als Ergänzung der unkündbaren
Tilguugshypothekdie Lebeusversicheruugüberaus wertvoll, denn sie schalteteinen wichtigen Faktor
der Schuldcnhäufung,den vorzeitigenTod des Schuldners, in feiner verhängnisvollenWirkung auf
das Pfaudobjekt aus.

Eine besondere Bedeutung auf dem Gebiete des hypothekarifchen Kredits hat im laufenden
Jahre eiue neuere Form der Versicherung genommen. Das ist die Versicherungmit vorausbezahlte«
festen Prämien. In diesem Falle wird nicht die Prämie alljährlich bezahlt, sondern es wird eine
nach gewissen Grundsätzenim voraus gewissermaßeukapitalisierte Prämie bezahlt. Der außer¬
ordentlich große Vorteil, der in dieser nenen Form liegt, ist der, daß dadurch die Versicherung
vollständigunverfllllvar wird, Sie gibt sowohl dem Gläubiger, als auch dein Pfaudobjekt einen
absoluten Schutz gegeu alle Wechselfälle, und es kann nicht der Fall eintreten, daß nuu durch Un¬
fähigkeit des Schuldners, die Prämie zu zahlen, die Police in ihrem Werte als Pfandobjekt, herab¬
gesetzt wird.

Eine besondere Form dieser Versicherungmit der vorausgezahlten festen Prämie ist die
Tilgungsrestversicherung.Diese Form ermöglichtes, die Lasten der Lebensversicherung so zu ver¬
mindern, daß man sagen kann, daß auch schwache Schulter» sie ohne jede Beschwer auf sich nehmen
können. Ihr wesentlicherUnterschied von der üblichen Versicherung besteht darin, daß nicht eiue feste
gleichbleibendeSumme versichert wird, sondern daß nur derjenige Betrag versichert wird, der jeweils
noch von der Hypothek ungetilgt ist, der also nach dem regelmäßigenTilgungsplan nicht zur Rück¬
zahlung gelangt ist. Wir haben es alfo da mit einer fallenden Versicherungssumme zu tun. Mit
jedem Jahre des Tilgungsplaues wird die Summe geringer.

Der große Wert dieser Form liegt darin, daß infolge dieser fallenden, nachher stark
fallendenVersicherungssumme die Prämie außerordentlichbillig sein kann.

Eine besondere Verwertung hat das Institut der Tilgungsrestversicherungin unseremwest¬
lichen Nachbarstaat gefuudeu uud zwar ist sie dort befunders benutzt worden, um den Bau von
Eigenheimenfür kleine Leute zu erleichtern. Dnrch ein besonderes belgisches Gesetz ist eine öffent¬
liche Lebensversicherungsauftalterrichtet wordeu, die an die Geueral-Sparkasfedes belgische,, Staates
augegliedert ist, und die eben die Aufgabe hat, Kreditinstituteuoder Wohuungsvereinen,die Eigen-
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Heime für den kleinen Mann, für den Arbeiter nsw, bauen, die Sicherheitder Tilgungsrestversicherung

^Das Verfahren hat sich als uugemeinwirkungsvollund praktisch erwiesen. Es ist eine
überaus große Zahl von Häuseru unter dieser Einrichtuug gebaut wordeu uud das hat "ich dazu
geführt, daß zunächst das benachbarteLuxemburgund spater auch Frau re.ch sich mit ahnlichen
Einrichtungenbefaßt haben uud in gleicher Weise, uud zwar ebenfalls erfo greich, vorgegangen sind.
Der Gedanke liegt sehr nahe, daß wir ein solches Beispiel nachahmen,das an unseren Grenzen
gegeben wird. (Sehr richtig!) Das wird eben auch wiederumuur m Verbmduug nut der Ver¬
sicherungsanstalt zu erreiche« sein, ^ , . , «> <-^ -- c «l^c^

Es wär ja mög ich, den Einwand zu machen, daß auch eine private Ver sicheruugsgesellschaft
^ auf derartige Formen d? Versicheruug. besonders auf die feste Versicheruug m.t Vorausbezahlung
und vielleichtauch auf die Tilguugsrestversicherungeinließe. Wir haben aber m der Komm.ssi n

gehvrt, daß'die E fahrungen, die bisher von den Gesellschaften gemacht wordeu sind °^e Nich zur
F°rtsetznng ermutigt habe» nicht etwa deswegen, weil sie die ganze Sache für nnprakt sch hielten,
sondern weil 7eben nicht in i re Formen und ihre eigeutlicheu Zwecke und Anfgaben hnmu paßte
^ sind Anfgabeu, die nicht einer Erwerbsgesellschaft überlasseu werden komm, '«^en einer gemu
nützigen Anstalt übertragen werdeu müsseu. Es komuit als wesentlicherFaktor noch hinzu, daß eme
derartige Tätigkeit, wie die ebeu geschilderte,mit Erfolg auch nur bei sehr enger Verbindung
zwischenKreditanstalt und Veisicherungsunternehmeu durchgeführtwerden kann.

Meine Herren! Die Wirkungeneiner solchenVerbmduug der
hypothekarischen Gmudstücksl'reditäußern sich uach den verschiedensten Se.tm hm °ßer deutlich
"°hltätig. und nnter anderem darf man daraus auch einen Beitrag znr 2«s « F ge d

Zeiten Hypotheken folgern. Diese Frage ist ja außerordentlich mteres ant sie wird m unser« Zeit
s°hr viel ventiliert, uud man darf wohl sicher sagen: sie ist noch kemeswegs g st^ ^ ^ ° «
'"cht restlos durch diese Einrichtung gelüst werden können. Immerhin aber ist nicht u unterschätze ,

d°tz der erwehrte Sicherheit, die er durch die Tilgungsrestversic^rung h t
b°ch in den Stand gefttzt wird, die Beleihnugsgreuzeheraufzusetzen uud dadurchmateriell m das
Gebiet der zweiten Hypothekhineinzukommen. ^

Meine Herren! Nicht minder wichtig als die Sicherung der

«rch die ErgebMe der Lebeusversicherung ist ein anderer UnFan , um^
b" dieser Versichernngangesammeltengroßen Kapitalien znr «eftud ung Kred^
"ie überhaupt zu andern Zwecken zu verweude», sie zu Zwecke» in der Hemmt zu verwenden, wo

"«chgewiesen.Von diesen 5V- Milliarden sind nun ausgel.ehen: 0^/« a l«M ch ^ ^ü«und 99 2°/ „,.f nx^;ll„ Grundstücke, und zwar entfallen von diesen 99,^«/° ungesayr ou /° aus
Berlin ^ ^ ^"''°„ ' ter 30«/° au die Städte von mehr als 200000 Einwohnern; auf
'ie kommen dann noch 10V« »nd auf das Platte Land

kommt dann der unbedeutende Rest,
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Meine Herren! Sie ersehen aus dieser Statistik, daß die außerordentliche» großen
Beträge, die durch die Lebensversicherung angesammeltwerden, bisher doch zu einem großen Teile
der eigenen Volkswirtschaft,wenn man die engere Heimat so bezeichnendarf, entzogen und in
andere Landesteile getragen werden, ein Moment, das sicher vom volkswirtschaftlichen Standpunkte
aus bedauert werden muß. Es ist den privaten Gesellschaftenbisher nicht gelungen, fich den
Einflüssen zu entziehen, die die Verwendung dieser Gelder außer Landes bewirken. Wohl aber
darf man damit rechnen, daß eine öffentliche Lebensversicherungsanstaltin der Lage sein würde,
die von ihr angesammeltenBeträge auch zum weitaus grüßten Teile im Inlande zu behalten.
Daß die öffentliche Versicherungsanstaltden Wuusch hat, das Geld hier zu halten, liegt ja wohl
auf der Hand. Die Möglichkeitder Ausführung ist zunächst in der Kommissioneinigermaßenin
Zweifel gestellt worden. Man hat darauf hingewiesen,daß die öffentlicheVersicherungsanstalt
ebenso wie jede andere genötigt sein werde, Rückversicherung zu nehmen, daß sie für die Rück¬
versicherung Prämien zahlen müsse, und somit ein großer Teil der Prämieneinnahmen doch wieder
an die Zentralgesellschaftenabgeführt werden müßte. Es hat fich aber aus dem Material, das
die Provinzilllverwaltuug in der Kommissionvorgelegt hat, ergeben, daß diese Besorgnis doch nur
zu einem kleinen Teile gerechtfertigtist. Im Falle der Gründung der öffentlichen Versicherungs¬
anstalt für die Nheinproviuz würde diefe uach den bisher getroffenen Abreden an den Verband
der öffentlichen Lebensversicherungangeschlossen werden, und die Prämien würden deshalb auch
nach den Grundsätzendieses Verbandes Verwendung finden. Der Verband legt aber keinen Welt
darauf, die ihm für die Rückversicherung geschuldeten Prämien selbst zu verwenden, sondern ist
bereit, sie zum größten Teile zur Verwendung, zur Anlegung der angeschlossenen Anstalt zu über¬
lassen. Ans Berechnungen, die wir erhalten haben, ist zu entnehmen, daß von den gesamte»
Prämienzahlungen immerhin 60 bis 65"/« hier in unserer engeren Heimat bleiben werden, also
ein gewaltiger Unterschied gegenüberden Zahlen, die ich vorhin über die gesamtePrämienreserve
der Versicherungsgesellschaftenmitteilen konnte. Allerdings geht ja immerhin noch ein nicht
unbeträchtlicherTeil an die Zcntrnlgesellschaften. Es würden immerhin noch etwa 35 V« sein-
Damit wird man schon rechnen müssen,

Der Umstand verliert aber auch an Bedeutung, weun man berücksichtigt, daß ja dieser
Zentralverband nur eine Zusammenfassungder einzelneu Anstalten ist, und daß in diesem Zentral-
verband auch unsere Anstalt Sitz und Stimme haben wird.

Meine Herren! Man kann also mit Berechtigungsagen, daß für die öffentliche Lebens¬
versicherungsanstaltauch der eine wichtige Gedanke spricht, das hier aufgebrachte Geld unserer
engeren Heimat in weiteremUmfange zu erhalten, als es bisher möglichwar.

Meine Herren! Wenn so die Errichtung der öffentlichen Lebensversicherungsaustaltals
ein Bedürfnis uud als dringend anerkannt werden muß, so bleibt die Frage nach der Möglichkeit
der Ausführung und nach den Modalitäten.

Zunächst einmal wird man fragen: Ist die Lebensversicherung überhaupt ein Geschäft,das
sich für kommunalenBetrieb eignet. Ich „leine, die Frage ist zu bejahen, denn das Geschäft der
Lebensversicherung ist in der Hauptsacheglatt und einfach. Das Rückgrat des ganzen Geschäftes
bildet tue Prämienpolitik, und diese Prämieupolitik beruht auf festen Grundsätzender Erfahrung
uud der Wissenschaft. Seit langen Jahren haben die großen Gefellschaften in aller Oeffentlichteit
die Prannenpolltlk betrieben. Ihre Erfahrungen können und werden ohne jeden Vorbehalt auch
einer neu zu gründendenöffentlichen Anstalt zu nutze gebrachtwerden.

Man könnte ja allerdings im Zweifel sein, und diese Frage ist anch in der Kommission
erwogen worden, ob das Gebiet der Versicherungsanstalt,wenn sie auf kommunale Grundlage
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gestellt wird, also in diesem Falle, wenn sie den Bereichder Rhe.nprovmz nmfaß geniigen roß
ist. um einen Ausgleichder Risiken, der natürlich immer notwendig .st. zu gestatten Man wird
ia im allgemeinen ageu müssen daß es wünschenswert ist. Versicherungsausta ten über em große
Gebiet zn erstrecken, das den Ausgleich eher ermöglicht. D« W fehlende An^
d°ch wieder dnrch die in Aussichtgenommene und in den einzelnen Te.leu auch vollstaud.g ge icher
Rückversichernng hergestellt. Wie schon eben erwähnt, würde myere Anstalt dem Verbane d
öffentlichen Lebensoersicheruugsaustalten°ugeschl°sseu sem uud würde für emeu großen Te.l.r
Versicherer dort Rückversicherung nehmen. Es ist in Aussicht genommen dch d. emMm
Versicherunacn nur bis -mm Betrage von 5000 Mark als eigene Versicherung der Anstalt verbleiben,
daß aWalles, was '^ hiuausgeht. im Wege der Rückversicheruugans deu gesamte.,
Verbaud öffentlicherLebeusversicheruugsanftaltenübergeht, der ia Mt s"l
Preußeus nmfaßt uud vielleicht iu uicht allzu lauger Zeit das gauze Deu,che Reich «m «sseu w d^

Auch der Verband der öffentlichen Versicherungsanstaltenwird dieses Ris.lo n'cht°llem auf sich

nehmen. Er behält nn einen Teil davon und wird sich seinerseits wiederum weiner großen
ZentralgesellschaftMerich^i s° daß wir an das ganze Netz der Mit- uud Rückversicheruug

also sagen, daß dadurch doch bei der Begreuznugde eiger^
Nisikos auf 5000 Mark dieselbe Sicherheit für die Verteilung des Risckos den Versich 'ten
" der Rhemprovmz geboten wird, die sonst die großen Gesellschaftenmit uneingeschränktem

^^^' Weuu ich sagte, daß die Prämieupolitik und die Grundsätze .r eine
derartige Geschäftsführnnq feststehen,so würde immer noch em Zweifel gestattet sein, ob unter
allen U.nDnden anch die Beachtung einer solchen gesunden Prämienpolitik und guter Geschäfts-

"'^^ Seiten iu der Polemik das Bedenken^ ^ daß ^
privaten Versichernngsge ellschaftenin dieser Beziehung e.»e weit ^o ere S'cher ^ g ss «^
b°teu »ls die öffentlichen Versicheruugsaustalteu.weil
«Wchtsamts stehe... wä rend die öffentliche..Versicherungsanstalten d^er AnMt cht m^

Meine Herren! Die Fachkommission hat sich davon ^mg. d^ ^
stichhaltig ist. Die öffentlichen Versichernngsanstalten ' . M
auch einer technische.. Aufsicht. Die Aufsicht wird von dem M.msteriM es ^ u a geübt,
und die Herreu. die an w Aufsicht als Refereuten und als ^^^ Berat be eckgt sm^^
Mm Teil dieselben die auch im Reichsaufsichtsamtarbeiten. Ev besteht eme w t voustanoig

^^' c> . ^^»,.s,^ der Gefchäft^führnugwird auch dadurch einigermaßenberührt.

Kd° Im '« ^.3 t »M». «..B«M,°c» »»« d« «.rich.,,,.« „ich. ,. bchchm
brm,^ ! . ' ^« ^ck als leute Reserve noch die Beruhigung haben, daß die

"«»,«" die «mch«i», ,«. ihm« V«m°»m „ich. H»M, d«,„ h«st°. !'. »°ch m«. d.«
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Versicherten, und dann konnte man behaupten, daß die Sicherheiten,die die öffentlichen Versicherungs¬
anstalten bieten, nicht in dem Maße vorhanden sind, wie es vielfach angenommenwird.

Ich glaube aber, daß dieser Einwand nicht zutrifft, denn eine Versicherungsanstalt,die
von einer öffentlichen Korporation verwaltet wird, bietet doch unter den eben angegebenen Umstanden
und mit Rücksichtauf die gekennzeichnete Geschäftsgebarung der Lebensversicherungsanstalteine
vollständig ausreichendeSicherheit, wenn man dazu noch in Betracht zieht, daß der Anstalt
ein bedeutendesStammkapital (Rufe: Lauter!) seitens der Provinz überwiesenwird. (Erneute
Rufe: Lauter.)

Meine Herren! Sie werden mir vielleichtvorwerfen, daß ich Ihnen nur die Lichtseiten
dieser Angelegenheit vortrage und die Bedenken unterdrücke. Bedenken sind ja, wie Sie wissen,
von vielen Seiten und mit großem Nachdruck erhoben worden; sie haben zu eiuer weitgehenden
Polemik geführt und es wird auch Ihuen sicherlich manches Druckstückauf den Tisch geweht sein,
von denen Sie vielleicht Kenntnis genommenhaben.

Die Fachkommission war der Meinung, daß ein weiteres Eingehen auf diese Polemik im
allgemeinen nicht notwendig sei, denn diese Polemik enthalt sehr viel persönlichesund noch viel
mehr nebensächliches.

Das eine möchte ich nur erwähnen: die viel umstritteneFrage, ob die seit einigen Jahren
bereis in Deutschlandbestehenden öffentlichen Lebensversicherungsanstaltenin der kurzen Zeit ihres
Bestehens sich mit Recht einen Gewinn hemusrechnenoder ob sie eigentlich mit Verlust gearbeitet
haben, — gerade diese vielfach hervorgehobene Frage hat bei der ganzen Angelegenheiteine un¬
geheuer geringe Bedeutung.

Es ist ja ganz klar, daß in den ersten Jahren der Einführung und der Einrichtung einer
folchen Versicherungsanstaltgrößere Ausgaben notwendig sind, und daß man die Aussichteneines
solchen Unternehmens durchaus nicht danach beurteilen kann, ob in diesen Jahren tatsächlichGe-
winuüberschüsse vorhanden sind. Wenn wir die Frage der Rentabilität des Unternehmens prüfen
wollen, werden wir uns auf die kurzlebigenErfahrungen, die bisher in dem Geschäftsbetriebe gemacht
sind, doch nicht stützen können.

Meine Herreu! Eine größere Bedeutungin der Polemik nimmt die Frage nach dem Verhältnis
der Privat-Versichcruugsanstllltenzu der neu zu errichteudeuöffentlichen Anstalt ein. Es kann ja
gewiß dem Provinziallandtage nicht gleichgültigsein, ob die großen blühenden Gesellschaften,die
sich ein großes Verdienst um die Entwickelungder Lebensversicherungerworben haben und mit
denen so überaus wichtigewirtschaftliche Interessen enge verknüpftsind, etwa durch die öffentliche
Versicherungsanstaltin ihrem Bestände bedroht werden sollten. Das ist aber auch tatsächlich nicht
der Fall, und die dieserhalbgeäußerten Befürchtnngensind stark übertrieben. Weun die öffentliche
Anstalt in den bereits im Besitze der Privatgesellschaftbefindlichen Bereich der Versicherungein¬
dringen wollte, so würde sie einen überaus schweren Stand haben. Die Privatgesellschaftist doch
beatus po88e38or, sie hat für sich die genaue Gcschäftstenntnis, die vielfachen geschäftlichen Ver¬
bindungen und Beziehungenund die gewaltige Kapitalmacht. Es kann der öffentlichen Anstalt gar
nicht ernstlichin den Sinn kommen, die Privatgesellschaft aus ihrem Besitze drängen zu wollen. Dieselben
Umstände stehen aber den Privatgesellschaftenauch dann zur Seite, wenn es sich um Neuland handelt.

Auch dann ist damit zu rechnen, daß in einem vielleichtentstehenden und vielleichtauch
recht nützlichen Wettbewerbe oder Wettkampfe die Privatgesellschaftcukeineswegsdie Verlierenden
sein würden. Sie haben eine feste Position und werde» sicherlich in ihrer gesunden Weiterent-
wickelung durch eine neue öffentliche Versicherungsanstaltnicht bedroht. Man darf nur die außer-
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ordentliche Ausdehnung des noch nicht beackertenArbeitsfeldesberücksichtigen,das der neuen Anstalt
'" der Hauptsachegestellt ist.

Meine Herreu! Noch eiu weiteres gewichtiges Bedenken möchte zu erwähnensem. Das
'st das Verhältnis der neuen Anstalt zu den Sparkassen. Die Lebensversicherung ist ja doch nichts
anderes als eine besondere Form des Sparens. Gehen nun zahlreiche Sparer zn dieser neuen Forin
"ber, wie dies wohl zu erwarten ist, so müssen sich die Spareinlagen zum Nachteil der Spar¬
kassen vermindern.

Meine Herreu! Das ist eine Erwägung, die ohne Zweifelsorgfältigste Beachtungverdient,
U'nsomehr,da auch die öffentlichenSparkassen in hervorragendemSinne gemeinnützige Veran¬
staltungensind, deren Schädigung unbedingt vermieden oder aber ausgeglichen werden muß. Auch
bü erschwerte hypothekarische Belegung der Sparkassengelderist ein Gesichtspunkt,den man nicht
»anz «bergchendarf.

Meine Herren! In der Kommissionhaben wir nun von der Provmzlalverwaltuugund
^besondere auch vou den, Herrn Landesbankdirektor durchaus beruhigende Erklärungen uach dieser
Achtung hm bekommen Es ist uns versichert worden, daß eiue organische, wenigstens eine sehr
"'ge geschäftlicheVerbindung zwischen den Sparkassen und der neuen Anstalt in Aussicht genommen
'st und zweifellosmit vollständigerLoyalität durchgeführtwerdeu soll. Die Sparkasse!,sollen von
°er neuen Anstalt Kapitalien erhalten, die sie ihrerseits wieder zur Befruchtung ihres Gebietes
zmsbringend anlegen können. Sie sollen überhaupt in jeder Beziehung von der Versicherungs¬
anstalt möglichst geschütztund für einen etwaigen Rückgang in ihren Spareinlagen auf diese Weise
entschädigt werden.
n Die I. Fachkommission hat das Vertrauen zu der in Aussicht genommenen Leitung der
Versicherungsanstaltdaß diese Bestimmungeunicht allein im Sinne der Schonung der Sparkassen
"lassen, souderu auch so gehandhabt werden. Sie hat deshalb nach längerer Besprechung davon
"stand genommen, dem hohen Hause vorzuschlagen, eine entsprechendeVorschriftin die Satzung der
^«^Versicherungsanstalt aufznnehmeu,und hat sich damit begnügt,daß dem Antrage des Provm-
Zlalansschußes als Nr. 5 ein Passus beigefügtwird, der die enge Verbindung der Sparkassenmit
" VersicherungsaustaltVorsicht. ^ ^ . ,

Meine Herren! Aus dem Vorstehende,, wollen Sie gütigst entnehmen,daß und aus
'"lchen Grüudeu die Fachkommission sich grundsätzlich z» einer Bejahung der vorliegenden Frage
^schieden hat
^ Was nun die Einzelheitenbetrifft, so liegt Ihnen der Entwurf einer Satzung vor. Diese
^hnng ist den Satzuugeu der bereits bestehenden nud in Geltung bestudlichen öffentlichen Ver-
'cherungsanstaltenmöglichstgenan nacbgebildet. Die I. Fachkommission hat ihrerseits davon Ab-

'^nd genommen,Ihnen Aenderungen dieser Satzung vorzuschlageu. Sie hat geglaubt, daß es
?>' s«. zunächst die praktischen Erfahrungen abzuwarten und dann eventuellbe, e.ner spateren
Gelegenheit auf Gruud der gemachtenErfahrungen mit Abänderungsvorschläge,,hervorzutreten.

Meiue Herren! Ans den Satzungen darf ich vielleicht die grundlegende Bestuumungm
^ 1 hervorheben daß der Proviuzialverbaud der Nheinprovinz die Lebensverstchernngsanstalt
""chtet, und die nicht minder wichtige Bestimmung im § 2, in dem festgesetzt wird, daß die Landes-
^sicherungsanstalt M,t eine zu Erwerbszweckeu gegründete Anstalt sein solle, sondern nur im
Anesse des gemeinen Nutzens zur Förderung der allgemeinen Wohlfahrt, insbesondere auch der
Verminderung der Verschuldungin Stadt und Land, zur Befestiguugdes Grundbesitzes, ^eßhaft-
"wchuug der Bevölkerungund Hebung ihres Wohlstandesarbeiten will,
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Von den weiteren Paragraphen darf ich noch den § 6 hervorheben,der vorschreibt, daß
die Anstalt dem Verbände der öffentlichen Versicherungsanstalten,der bereits vorher erwähnt wurde,
beitritt. Es ist dann weiter im § 9 der Satzung — darauf darf ich noch Ihre Aufmerksamkeit
lenken - gesagt, daß die Anstalt mit einem Stammkapital von 1000 000 Mark seitens der
Provinz ausgestattet wird. Dieses Stammkapital wird der Anstalt zunächst als zinslosesDarlehen
für 5 Jahre gegeben und wird nach Ablauf dieser Zeit mit 4°/« von ihr verzinst. In der Fach¬
kommission ist die Frage aufgeworfeuworden, ob ein Stammkapital in dieser Höhe als ausreichend
gegenüber dem zu erwartendenGeschäftsverkehranzusehen sei. Es wurde bei der Besprechung der
Frage hervorgehoben,daß das Geschäft der Lebensuersicherungsaustaltenein übermäßig großes
Stamm- oder Aktienkapitalnicht bedinge. Wir haben dieses Stammkapital mit dem Aktienkapital
der großen Versicherungsgesellschaften vergleichen können. Da hat sich für die Fachkommisston die
beruhigende Gewißheit ergeben, daß eine solche Ausstattung mit 1000000 Mark Stammkapital als
ausreichendangesehen werden darf.

Meine Herren! Im folgenden Paragraphen ist dann vorgesehen, daß zwei weitere Do¬
tationen von der Landesbank an die Versicherungsanstalt gegeben weiden, eine Dotation vo',
50 000 Mark zu deu Kosten der Einrichtung und eine Dotation von gleichfalls50 000 Mark, oi
besonders für die Kosten der Einführung der Volksuersichernng bestimmt ist. Diese beiden Dotatione'
sollen ein nicht rückzahlbaresund auch uicht zu verzinsendes Darlehen darstellen. Sie stnd all
das, was die Provinz der neue» Einrichtung mit in die Wiege legt.

Dann darf ich noch auf den 8 16 hinweisen. § 16 sieht vor. daß die Verwaltung oer
Anstalt dem Direktor der Landesbankübertragen wird, ebenso wie auch nach Z 18 der Verwaltung ^
rat der Anstalt von dem Kuratorium der Landesbank geführt wird. Die Zweckmäßigkeit diese
Maßnahme, rein sachlich genommen,dürfte ans der Hand liegen. Die bereits mehrfach liervo^
gehobeneNotwendigkeit der Verbindung der Versicherungmit dem Kreditgeschäftbedingt die,
enge Verbindung. c

Es ist kein Zweifel darüber gewesen, daß diese Verbindungzweckmäßig ist. Allerdings darf
dabei ein Gesichtspunktnicht ganz außer Acht gelasseuwerden. Wenn eine so enge Verbindung
zwischen, der Versicherungsanstaltund der Landesbankstattfinden soll, dann könnte der Gedanke auf¬
tauche!!, ob nicht die Versicherungsanstaltin bevorzugender Weise zugunsten der Landesbankbenutz^
werden wird. Es wäre ja dauu möglich, daß denjenigenSchuldnern, denen die LandesbankDar¬
lehen gewährt, bei der Versicherungsanstaltein besonderer Vorzug eingeräumt werde», würde, daß
sie besser behandelt würden, billigere, angenehmereBedingungenbekämen, als die Schuldner andere
öffentlicher Kreditanstalten, beispielsweise der Sparkassen oder anderer Institute. Es ist aber auch
in dieser Beziehungder vielleicht mögliche Gedankezurückgewiesenworden. Bei den Verhandlunge!
der Fachkommission und auch hier hat der Herr Laudesbankdirektordie Erklärung abgegeben, daß
den Schuldnern, beziehungsweise den Sparkassen die Versicherungsanstaltganz in derselben We,,e
zur Verfügung stehen wird, wie den Schuldnern der Landesbank.

Meine Herren! Ich glaube kaum, Ihren Wünschen zu entsprechen,wenn ich auf ol^
Satzungen einzeln eingehenwollte, und darf mich wohl darauf beschränken, ein paar Worte zu"
Schluß zu sagen.

Meine Herren! Es liegt Ihnen also nun dieses bedeutsame Werk zur Entscheidung "".
Bei aller Sympathie für die Sache werden manche von nns nicht ganz leichten Herzens an diese
Unternehmnngherantreten. Es handelt fich nm ein großes Werk, das in seinen Einzelheitenu"
in seiner Tragweite nicht so ohne weiteres übersehen werden kann, nnd das auch, wie Sie gelese"
und gehört haben, mancherlei andere Interessen mit berührt.
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„ . ^ ! !,„,»-„>,.„ i» !« M,s MliM H'l«,!, <» dll I, F«chl»,,„«II>°!,M« «»ß»

u'3'3° ^°N«,Ui«« « U».mU,.U .w'..Ii^«. des P..«s »»d »w die

l>ch!I»,!!M,,s!«lw,inei!« im «j»!I»h°° »m H'«»'^'">'° ,,,,,,, °. ,,,„,,» ,',«,«ch „IMt
«°!««!«.!!!cl, l,, b« «!,.i.,p.°»i.« »«!,»,,.!,«,»»d d»i «° «»"" 1,^^^^ „°
T D.nmch M. sich »!,» di. F.»». !°', «»>>«' «' ""' '« 3 ^27'«,, m » .« ?
«° dich ««,ich.«,„7d.„m «,..«» d°«w'w''N «« «' w H»'bch« ^ '»'' ^„

>°n die Verantwortung dafür in vollem Umfange übernehmenkönnen. °nch ohne e.nen Druck von
Veilin her. (Zustimmung.) N«sickerunasanstalt ist sicherlichein sehr

Meine Herren! Die Errichtung der öffentlichen wird

bedeutendes Unternehmen, «nd wir dürfen hoffen, daß sie als ^ ^ T f^ em sen w^
und wir dürfen dem Provinzwlansschusseund dem Herrn ^«des uptmann M ' v
« dieser Angelegenheit,wenn nicht der Form. s° doch der Sache nach. d:e Imtmtlve erg N
"'s diefe großzügigennd zukunftsreiche Vorlage gemacht h°ben, ^„,^, z„ Annahme

Meine Herren! Ich habe Ihnen nun noch den Autrag °e". ^) ! «

^ empfehlen. Er liegt Ihnen im Drnck vor. Ich nehme «« d° ^ «uch m d e m ^ s
d'e Verlesnngdes Antrages verzichten. Ich darf mich darauf beschränken. ,y z
"'Pfehlen. (Lebhafter Beifall.) ^ ^m Abgeordneten Hagen.

Vorsitzender Spiritus: Ich erte.le d s f°" M^, ° m ^ ^,^^ ^^
AbgeordneterHagen: Meine Herren! ^ /" b^" ^„„, ,nd an den Provinzial-

^nn ich den Dank, den der Herr Referent an den Herrn ^ ndeshaupMM ^

amschuß soeben gerichtethat. ««5 "^^ ^ ,^,
äugender und klarer Weise uns nnt der Materie "«anm g ^ ^ ^

Sie werden des alb nicht von mir erwarten ^ ^ >n^ , ^

b°f°sse. Ich fühle mich aber doch ^ «och m ^ ^^
Der Herr Landeshauptmannhat bei emer ° ^, , ^,^,^ ^ ^^

«lihrt und im Iusammeuhange daunt ^ ^^ ^e ch ^ wM ^m N ^^^ ^^^^,^^
«°r2ehe" einiger chemischen Handelskammern «" ' ^e K,^ «l ) ^ ^^
'"bft in der Form, wie er sie gemem a, >"b '^ '° ^ " ' st «hnnngslosmit der Sache
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war eine Pflicht der rheinischen Handelskammern, sich mit ihr zn befassen; denn wo blüht das
Versicherungsgeschaft mehr als in der Nheinprovinz? Seit fast 100 Jahren ist diese Branche der
Erwcrbstätigkeit bei uns gepflegt worden, und, wie wohl von Ihnen allseitig anerkannt wird, mit
der größten Umsicht und mit den besten Erfolgen. Es konnte den verschiedenen Lebensversicherungs¬
gesellschaften und speziell auch den Rückversichernngsgescllschaften,die sich mit dieser Branche befassen,
nicht gleichgültig sein, daß von autoritativer Seite in dieser Weise in ihr Geschäfteingedrungen wird.

Man kann ja darüber verschiedener Meinung sein, ob das Geschäftder Lebensversicherung
durch die in Aussichtgenommene rheinische provinzielleLebensversicherungsgesellschaftgefährdetwird.
Ich glaube nicht, daß die Befürchtuugen,die diese Gesellschaften heute hegeu, zutreffen werden. Es
ist eine bekannte Tatsache, daß, wenn neue Lichtquellengeschaffen werden, sie auch alle bentttzt
werden, und daß das Lichtbedürfnisdann steigt. Es ist auch eine bekannte Tatsache, daß, wo neue
Fahrgelegenheitengeschaffen werden, auch diese alle benutzt werden, weil das Fahrbedürfnis steigt.
Und so ist im Interesse der Volkswirtschaftvor allen Dingen bei uns zu erhoffen,daß durch die
Neuschaffung der Lebensversicherungsanstaltdas Bedürfnis nach Lebensversicherung in immer weitere
und breitere Kreise dringen wird. Da werden nicht nur die uorhaudenen Lebens- und Rück¬
Versicherungsgesellschaftenprosperieren,sundern da wird man auch der nenen Gesellschaft ein gutes
Prognostikonstellen können.

Damit wird ja auch die Bedürfnisfrage für diese bejaht. Ich muß gestehen, es hat mich
zunächst eine gewisse Ueberwindunggekostet, mich mit dieser Sache zu befreunden, den» ich habe eine
gewisse Furcht davor, daß noch mehr verstaatlicht wird, daß noch mehr kommunalisiertwird, und
daß die Selbständigkeitauf den verschiedensten Gebieten immer mehr beeinträchtigt wird. (Sehr
richtig!) Aber der Sache, der wir uns hier gegenüberbefinden, muß mau auch die angenehmsten
Seiten abgewinnen,und dazu gehört vor allen Dingen, daß der sachkundige Direktor der Landes¬
bank der Rheinprovinz, der Herr Geheime Negieruugsrat Dr. Lohe, dieser Sache vorstehenwird.
(Bravo!) Ich habe die Ueberzeugunggewonnen,daß unter seiner sachgemäßen Leitung, die wir btt
der Landesbank schon so lange zu bewundernGelegenheit hatten, anch diese Gesellschaftzu einer
hohen Blüte gebracht werden wird und damit das Interesse der Provinz wahrgenommenwerden
wird, und das war für mich der Grund, weshalb ich, wenn anch schweren Herzens, in der 1, Fach¬
kommission der Borlage zugestimmthabe. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritns: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. von Renvers: Meine Herren! Ich stimme mit dem Herrn Vor¬

redner vollständigdarin überem, daß es Sache der Handelskammernist, eine derartige Vorlage, w«e
sie hier eingebracht ist, zu beurteilen und zu kritisieren. Es hat mir auch ganz fern gelegen, eine
Kritik in der Richtungzu üben, daß die Handelskammernnicht dazu berechtigtgewesen feien, sondern
ich habe nach meiner Erinnerung nur hervorgehoben:die Handelskammerhat ihre Aeußerung scho«
abgegeben, ehe sie Kenntnis von unserer Vorlage gehabt hat. Die Worte „ohne Ahnung" glaube
ich nicht gebrauchtzu haben. Nach dem stenographischen Bericht, den ich eben eingesehen habe, steht
auch fest, daß ich nur gesagt habe- ohne Kenntnis unserer Vorlage. Ich bedaure, wenn dadurch
Mißverständnisseuud Irrtümer hervorgerufeuworden sind.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnetede Werth.
Abgeordneter Dr. de Weerth: Meine sehr geehrten Herreu! Der Herr Königliche

Konnmssarmshat in seiner Eröffnuugsansprachedem hohen Hause diese Vorlage ganz besondersans
Herz gelegt, und wenn unser allverehrterHerr Ober-Präsident das tut. so siuden seine Worte sowohl
hei uns als auch iu der ganzen Provinz den wärmsten Widerhall.
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Nicht ganz unbedenklichsind also solche Befürchtungen,daß dies der erste Schritt zur Ver-
staatlichnngdes Versicherungswesens sein könne. Wer das allerdings für erwünscht hält, daß diese
mindestens300 000 Versicherungsangestellten zu Staatsbeamten werden, nnd auch, wer es für nicht
billig hält, daß für besondere Tüchtigkeitim wirtschaftlichen Leben auch ein besonderer wirtschaft¬
licher Entgelt, der die Durchschnittsbezügeder Beamten überschreitet, gewährt wird, der muß
natürlich diese Vorlage mit großer Freude begrüßen. Aber wir haben doch in der Rheinprovinz
die langjährige Erfahrung gemacht, daß wir unseren außergewöhnlichen und viel beneidetenWohl¬
stand in erster Linie der Initiative der Privatunternehmnng verdanken. Und, meine Herren, weite
Kreise nnserer Provinz sehen mit großemBedauern, wie schon jetzt gerade die besten Söhne unserer
Provinz sich immermehrder Staatsbeamten- und Bcamtenlaufbahn zuwenden,von denen wir über¬
zeugt sein können, daß sie, ins wirtschaftliche Leben hineingestellt,der Gesamtheitnoch nützlicher sei«
könnten. (Unruhe.)

Meine Herren! Ich glaube, deshalb haben wir alle Veranlassung, diesem Warnuugsruf
der Handelskammernunfer Ohr nicht zu verschließen und mit größter Reserveallen derartigen Vor¬
schlägen, die, wenn auch ungewollt, kommunistischenoder sozialistischen Ideen die Wege ebnen könnten,
gegenüberzutreten.

Meine Herren! Es ist sicher keiner unter uns allen, der nicht mit innerlicher Freudigkeit
sich in den Dienst der Entschuldungunseres Mittelstandes stellen würde. Ich habe mit besonderer
Genugtuung in der Begründung des Herrn Landeshauptmanns gelesen, daß sich die Provinz n,
dieser Richtuug auch des städtischen Mittelstandes annehmen will. Auf diesem Gebiete ist die
Provinz bisher zurückgeblieben, und sie würde einen unendlichen Segen schaffen, wenn sie da einen
Teil der Wunden, die die Gesetzgebung,insbesondere das Zuwachssteuergesetz geschlagenhat, z«
lindern suchte. Aber, meine Herren, brauchen wir denn zu diesem Zweckeeine öffentliche Ver¬
sicherung. Meine Herren, für die Entfchuldung ist diejenige Versicherungunzweifelhaft die beste
uud brauchbarste,die die billigste ist.

Meine Herren! Die Gewinnquellender Lebeusversicherung siud im wesentlichen zweierlei
Art, — alles andere tritt demgegenüber zurück — die eine ist der Sterblichkeitsgewinuund die
andere ist der Zinsertrag. Wann ein Mensch stirbt, das ist von menschlichenEinflüssenunabhängig;
beeinflnssenaber kann man den Zinsertrag, und da müssen die Lebensversicherungsgesellschaftcn
darauf sehen, daß sie hohe Zinsen erwerben, um ihren Versichertenniedrige Prämien stellen zu
können. Aus diesem Grunde scheint es mir das einzig Vernünftige zu sein, daß sich die Provinz
in der bisherigenWeise durch Darbietuug billige,, und leichten Kredits an ihre Hypothekenschuldner
weiter betätigt und daß sie auf der anderen Seite sich zur Beschaffung einer billigen Lebens¬
versicherungsprämiederjenigen Stellen bedient, die sie infolge ihres hohen Zinseinkommens am
besten liefern können. Es ist ein eitles Hoffen, gleichzeitigdem Grundeigentümer billigen Kredit
nnd den Versichertenbillige Prämien verschaffe,, zu wollen. Ein Versuch zur Heranziehungder
Privatversichcrungist meines Wissens von der Provinz noch nicht gemacht worden, und eine«
solchen Versuch sollte die Provinz machen. Die Privatgesellschaftenwerden unzweifelhaftein weit¬
gehendesEntgegenkommen zeigen. Sie find in Sorge um ihre Zukunft, und sie sind infolge der
hohen Zinsraten der letzten drei Jahre in der Lage, besonders günstige Bedingungen zu stellen-
(Unruhe.) Ich empfehle also der Provinzialverwaltung, in dieser Beziehung Unterhandlungen
anzuknüpfen. Dadurch wird sicherlich der Entfchuldungam allerbestengedient werden.

Und nun, meine Herren, erlauben Sie mir auch „och ein Wort über die VolksversicherlMg'
Meine Herren, als die Sozialdemokratieerkannte, daß sie durch die Versicherung sich die Herrschaft
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Wer ungeheureKapitalien nnd über eine gr°ße Anzahl von ihr abhängige^g°Me "ers^
k°nnte, hat sie ihre Volksfürsorgebegründet. Alsbald hat sich dagegen eme Geg naktwu e hobem

Die ämt«ch g^ß^n ^ Versichernngsgesellschaften mit Ansnahme e.emge^ . °s
«°lksversichernngge chäft gewerbsmäßigbetreiben, haben sich zu emer ^memnütz'gen M e ^
schaft znsamnienaescblosen Der Herr Referent weiß das offenbar gar nicht Er h°t 'mmer
wieder d3"h 3^ daß diest Aktiengesellschaftenja nach Gewinn sehen müßten auf Gewinn
arbeiten muß en I d Tat sind aber diese Aktiengesellschaftennichts anderes, als die Be elligte
einer «« !' .< ..n Wesellickaft An der Spitze dieser gemeinnützigen Gesellschaft""er ganz und gar gemeinnützigen Gcieuicyaii. ^n "" ^ , ^ ^;..„«^ >>.,. «<»lp^

steht die unverdächtigePersönlichkeit des Herrn Grafen von P°'"ky der ^ "tor ^ ^ ^
chaft ist ein Gebeimer Remerunasrat. der noch vor emem halben ^ahr Staatsbeamter war

Gewin/ist^i^ Istl^^ absolnt ansgeschlosfe. Mw'e ^ i^
"freut sich außerdem er allerwärmstenUnterstützungdes Reichsamts des
'chaft. meine Herren, hat als ihren wesentlichen Träger die g?e «ittis^
OrganisationDeutschlands die christlich-nationale,die ,a auch hinsichtlich ihre Z"ne'aMg zum

Unternehmertn^^^^^^^ aber trotzdemihre ^ Orgam "
dieser Sache gestellt hat. Ebenfalls stehen die sämtlichen Orgaue
und Gegenseitigkeitsgesellschaften dieser Sache znr Verfügung, die von der ^ W^
»nderesals Mühe m'd Kosten haben. Hier war ein Funda,nent für eme groM e ^'M^
«ahme der Nolksversicheruu . Diese Kreise haben sich «M 'm /«eu ^
d« öffentlich» Lebe s ersicheruug. den Herrn General-Landschaftsdnektor^ v°' Os ^
Sache zu gwvinuen- sie wbeu ihm alle Konzessionen gemacht, die er «gend beanspruchen woll
«nd komt' ^1 be) b eleh^ mit den Privatgesellschaftenzusa«
!°n m dieser großen, wichtigennationalen Frage wieder einmal em ^e B ^ dmtlch
Uneinigkeit und Zerr ssenheit. Meine Herren, doppelt tranng. ^ ° >^
^°che handelt, nnd weil diejenige Persönlichkeit,an der ""^
Staatsbeamter ist. Meine Herren, die Verantwortung dafür tragt die Veremgnng d« °MN

Etlichen LebensversichernnFgesellschaften.In dieser Situation hatte 'ch es
Fehler, wenn die R ewprovinz sich an diesem Unternehmenzurzeit ^'w «^^
" Verwirrung, die durch die öffentliche Versicherung in den großen Gedanken der VoltsverM

^"eingetragen ist. noch zu steigern. „ ..... . <^ ^ s^he ich auf dem
_ Aus allen diesen nnd noch vielen anderen ^«g«'^ ^ ^^^
^dpunkt. ,,^ „ ,^ ,^ heute mcht ^ ,ine
^e'ch schon erwähnte, folgen Sie d°""t ^,/ ' ^ 'gwa wird der öffentlich-rechtliche
^fahr «gend einer Art liegt ür unsere Provinz mcht v°^ O Organisation,
^ersicherungsverbandiu der RheiuprovinzVer^rmM« s^ ^.^
" genießt nicht das allgemeineVertraue«, er ««d "« ^^ ' „^^
^rsicherungen. von irgend welcherBedeutung, von «g° ' "« «' ^^^ ^ ' ^^
b'blich. ob unsere Provinz in diesem Iah« oder erst ".n°ch^^« G ch°ft ^ ^ ^

"chtlichenLebensversicherungsgesellschaftenund ihre maßlose Agitation hineingetragen
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Meine Herren! Meine Antrag geht also dahin, daß Sie in diesem Jahre von einer
Beschlußfassungabsehen und dem Provinzialausschuß die Angelegenheitzur weiteren Ermittelung
überweisen.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr KöniglicheLandtagskommissarius.
Königlicher LandtagskommissariusOber-Präsident Staatsminifter Dr. Freiherr von

Rheinbaben: Meine Herren! Der Herr Vorredner hat in seinen Ausführungen auch die Be¬
merkunggemacht, daß er mit Bedauern sehe, wenn junge Leute aus den kaufmännischen Kreisen
in den Staatsdienst eintreten. Ich bedauere, ihm in dieser Auffassungnicht beipflichten zu könne».
Ich freue mich vielmehr als Vertreter der Staatsregierung doppelt, wenn aus diefeu Kreisen immer
wieder neuer Zufluß iu die Staatsverwaltung erfolgt.

Meine Herren! Man hat oft und nicht ganz ohne Grund geklagt, daß es uns in der
Staatsverwaltung an dem wirtschaftlichenGeist, an dem kaufmännischen Geist fehle. Nun, lch
glaube, wir können es vom Standpunkt der Allgemeinheitnur begrüßen, wenn aus diesen kauf¬
männischenund wirtschaftlichenKreisen auch immer wieder neue Kräfte der Staatsverwaltung
zuströmen. (Sehr richtig!)

Meine Herren! Dann hat der Herr Abgeordnete dafür plädiert, die Beschlußfassung u,
diesem Jahre zu vertagen. Ich möchte mir die Frage gestatten, welchen Erfolg eine folche Ver¬
tagung erzielenwürde. Ich kann mir einen Nutzen von einer solchen Vertagung nicht versprechen.
Die Sache ist so eingehend in der Oeffcntlichkeit, in der Presse, auch in Ihrer Kommissionberaten
worden, daß, glaube ich, jeder in der Lage ist. sich ein Urteil über die ganze Sache zu bilde«.
Und, meine Herren, der Herr Referent hat auch schon mit Recht hervorgehoben: es handelt stch
ja gar nicht darum, ob überhaupt eine öffentlich-rechtliche Versicherunghier ins Leben treten soll
oder nicht, sondern nur darum, ob die Provinz ihrerseits die Sache in die Hand nehmen will.
Durch eine» Erlaß des Herrn Ministers des Innern ist dem Verbände der öffentlich-rechtlichen
Versicherungsgesellschaften der Betrieb des Geschäftes iu der Rheinprovinzbereits genehmigtworden,
und es handelt sich nur darum, ob dieser Verband seinerseitsjetzt die Geschäftebetreiben soll, oder
ob die Provinz die Sache alsbald in die Hand nehmen will. Und da meine ich, meine Herren,
ist es doch richtig, daß, wenn man überhaupt das Ziel im Auge hat, daß die Provinz eintritt,
man dieses Ziel alsbald zu erreichen sucht. Ich kann mir keinen Nutzen davon versprechen,daß
man jetzt etwa auf Jahre hinaus den öffentlich-rechtlichen Verband hier die ganzen Geschäfte
betreiben läßt und dann erst nach Jahren die Sache auf die Provinz überleitet. Ich glaube, ^
eher die Provinz ihrerseits die Sache in die Hand nimmt, je befser wird der Sache gedient seM-
Unter der bewährten Leitung des Herrn Geheimrat Lohe wird die Organisation sicher alsbald so
zweckmäßig ausgebaut werden, daß in der Tat die Anstalt die Erfolge erreichen wird, die wir uns
von ihr erhoffen. Und da darf ich den Ausdruck von dem Gespenstersehen, den der Herr Vorredner
brauchte, berühren. Ich glaube, daß er hier etwas Gespensterin der Sache gesehenhat, indem
er vor einem verderblichenersten Schritt auf einer gefährlichenBahn, vor einer Verstaatlichung
und dergleichen warnte.

Meine Herren! Liegt denn die Sache mit der Feuerversicheruugsgesellschaft irgendwie anders?
Ist denn da irgendwieeine Verstaatlichungeingetreten,wie er sich ausdrückte? Sind die Schäden
eingetreten, die er besorgte, als die Provinz die Feuerversicherungin die Hand nahm? Neben
unseren öffentlich-rechtlichenFeuerversicherungsgesellschaften blühen die privaten Feuerversicherungs-
gesellschafteudurchaus, und das mit Recht. Ich teile in dieser Beziehung vollkommen die Meinung
des Herrn Abgeordneten Hagen, daß, wenn überhaupt das Interesse der Bevölkeruugfür die Lebens-
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Der Herr Abgeordnete sprach von kommunistischen f««, M e H^r S ,
Negt doch meiner Ansicht nach gerade umgekehrt D,e Maßnahn, 'e ".e ^. ^
der Verwirklichungeiner der größten und gefährlichsten k«^
SvMldenwkratie wnßte wohl, was sie tat, als sie ' «^olks «^ st«"
'de°len ist zu viel gesagt, geistigen anch - zu den ^"^
materiellesBand um die Arbeiterkreise iu der Form dieser Arsche« W su cyluig )

si° wußte, daß die materiellenBande noch stärker sind als alle Policen ""^
wd sucht sie noch die Arbeiterkreise in den Bann dieser W"^
^m entgegeuzutteteumuß ich als eine dringendeAnfgabe aller
"u insbesondereauch der Provinzen halten. Ich kaun es nnt ^m H"M ^
«" bedauern, daß es nicht gelungenist. eine Kooperation der öffentlich-rechtlichenVerbände
den Privatgesellschaftenzu erreichen. (Sehr richtig!) untersuchen.

Meine Herreu! Ich glaube es würde zu weit fuhren. '" °'o e^e e^« , ^
°b und auf welcher Seite ein Verschnldenvorliegt, daß die «^ " ^ ' ^ m 'ch g

"'ch eines Eiugeheus darauf euthalten zu k'uneN' und '^ch^ u nng ^ ^^ ^
d" besonderen Gründe eingehen, die meiner Au steht ^ ^fm spr cheu ß
«anze Aufgabe iu die Hände eiuer öffentlich-rechtlichenKorporation, n, diesem 6«Ue P

''7 ^ Meiue Herren! Zunächstdie Mst
Abgeordueteu.daß die Aufgabe der V^rsiche^ „/„,,
werdeu würde, ist nicht begründet, denn tatsächlich habeu b'sher ^ Mva n G , ) ^ ^
Gebiete der Volksver icherung. soweit ich unterrichtet b«'' v°lls nd g ° r ' , ) , « ^

^"b des Rahmens dieser Gesellschaften liegt. ^ ^^ick - die Rückficht auf die
_ ^ Dazu kommt - das ist für nnch d«Z entM noe . on .^ ^
Entschuldungunseres «einbänerlichenBesitzes ^"'.^'."^H,^ über die letzten

Verhältnissenin der Rheinprovinz, nnd ich g". ^ ,icht ver-
2" nicht klagen. Wer aber etwas " W ^ ^ ^,^,„,
setzen, die auch der Referent erwähnte. d°ß/ e ^erstymoung na. , ^ .^

l'chen Besitzes in eiuem bedauerlichem Maße steigt, fe r ^ ^s alles t g ^.^
wen wirtschaftliche« Verhältnisse,, wie >mr ste auMb'cklich^ ^ H

^ ^2is7'ei^^^^ ^^V^^^ völlig de'm ^nbän^
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Besitzer fühlbar wird. Also diese Aufgabe der Entschuldung des Besitzes, namentlich des klein¬
bürgerlichenBesitzes,halte ich für so außerordentlich wichtig, daß allein dieser Gesichtspunktmeiner
Ansicht nach ausschlaggebend in der ganzenSache sein muß. und da wird mir der Herr Abgeordnete
de Weerth doch zugeben, daß das ganz unmöglichin die Hand von privaten Gesellschaften gelegt
werden kann, daß das ganz außerhalb des Rahmens der Privatgesellschaftenliegt.

Also, meine Herren, wenn man diesen Gesichtspunktder Entschuldung des bäuerlichen
Besitzes ins Auge faßt, sollte er allein, abgesehen von den übrigen Momenten, die ich schon anführen
durfte, zu dem Entfchluffe bringen, dem Antrage der Fachkommission beizutreten. Ich glaube, der
Herr Abgeordnetede Weerth wird sich im Laufe der Jahre überzeugen, daß seine Befürchtungen
doch wohl zu weitgehend waren, daß eine Einschnürung der Privatgesellschaftenauf dem ihnen
gebührenden Gebiete eben so wenig eintreten wird, wie sie auf dem Gebiete der Feuerversicherungs-
gesellschafteneingetretenist.

Ich kann daher in Uebereinstimmungmit Ihrer Kommissionaus den Gründen, die ich "i
Kürze dargelegt habe, Ihnen nur warm die Annahme der Anträge des Provinzialausschnssts
empfehlen. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort erteile ich dem Herrn AbgeordnetenRings.
Abgeordneter Rings: Meine Herren! Der Herr Berichterstatter hat unter anderem

ausgeführt, daß der Gedanke der Lebensversicherungsehr weite Kreise unserer Bevölkerung noch
nicht erfaßt habe, und insbesondere in die Arbeitskreise noch nicht hineingedrnngensei. Er hat das
mit dem Schwinden des Familiensinnes in der Albeiterwelt zu erklären versucht und dann z«M
Beweis dessen einen Arbeiter vorgeführt, den man m. E. aber uicht als Typus der Arbeiter
betrachtendarf. Auch wir können mit dem Herrn Abgeordnetenvon Laer die Tatsache, daß der
Familiensinn in weiten Schichten der Bevölkerung, auch in den Arbeiterkreisenso außerordentlich
geschwunden ist, nicht tief genug betlagen. Aber, es wäre doch ungerecht, wenn man annehme«
wollte, daß das nur in den Arbeiterkreisen,daß das nicht auch in anderen Kreisen der Fall wäre.
(Sehr richtig!)

Man muß demgegenüber auch die andere Tatsachefeststellen, daß doch gerade bei derjenige«
Arbeiterschaft,die sich eine ideale Lebensauffassungbewahrt hat, der Familiensinn noch üpMe
Blüten und Früchte trägt, und dieser Teil der Arbeiterschaftbeziffert sich Gott sei Dank noch aus
Hunderttausende. Diesen Arbeitern aber macht gerade der Gedankegroße Sorge, was aus Wn
und Kind werde, wenn sie einmal aus dieser Zeitlichkeitabberufen werden. Die Tatsache, daß bel-
spielsweise die Sterbekasse„Leo", die schließlich nichts weiter ist, als eine Art Lebensversicherung
für den kleinen Mann, insbesondere für den Arbeiter, heute, soweit meine Erinnerung reicht, bereits
300000 Versicherungenabgeschlossen hat, beweist, daß doch auch in der Arbeiterschaftfür de«
Gedanken der Lebensversicherung gewiß segr viel Sympathie zu wecken ist. Ich wollte das zunächst
hier festgestellt haben.

Dann aber auch, meine Herren, wollte ich weiterhin zum Ausdruck bringen: Soll der
Versicherungsgedanke bei den Arbeitern und den Kleingewerbetreibenden,auch bei dem Handwerker¬
stände Wurzel fassen, dann darf die Verwaltung dieser zukünftigenVersicherungeines nicht übel¬
sehen: Schwierig wird nämlich die Aufrechtelhaltuug des Versicherungsverhältnissesfür die eben
berührten Leute weiden, wenn sie den Wechselfällen des Lebens unterworfen sind, wenn es mit der
Arbeit hapert, wenn sie nicht das dringend Notwendige für die Familie aufbringe« können und
insbesonderenicht in der Lage sind, auch noch die Versicherungsbeiträgezu leisten. Das trifft
nicht nur für die Arbeiter zu, das wird auch für die kleinerenselbständigenExistenzenzutreffe"'
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Herrn A. 7 5'? !« ./ ^' a steh daß ich es allerdings auch lieber gesehen hätte, wenn

^ ^ 3 wie die' gemeinnützige Lebensversicheruug sich gest^t

^ ^ ^rzU und alich ich Me ^e^eukeu Hd .H «d st.
'« die Konkurrenzist, daß doch m wem Falle "^ ^^

h°fte. daß die Herreu, die sich mit dieser Frage ^"Md ^ y ^
"wogen haben und daß sie vielleichtzu einem andern Entschluß gekommen i .

Abgeordnete de Weerth ^r geko>mnm ^ ^^ „ ^h bezüglich seiner Angst vorNicht zustimmenkann ich dem Herrn ^ug^^ unwer
der staatssoMistischen Idee, die hier ge"isserm°ß°n zugrmide l e ^eme H«rm un
Krankenversicherung, unserer Invalideuversicheruughaftet der Gedanke an, den der Herr Hogeoron
de Weerth dieser Versicherungimputiereu will ^ ^ ^

Aber träfe die Meinung des Herrn de Weerth wnMch zu, °am ,

die Frage vorlegen müssen: Wo liegt denn die größere Gefahr, wo l«f ^
Der größte Vorteil liegt bei der Krankenversicheruugund bei der Aws^

Versicherungso offen zutage, daß ^ "e^ ^e^
^denken, bin ich der Meinung, daß das Gute, das aus «nftrer aUgemeu ,^
b'sher geschöpft wurde, durch die Lebeusversicherung weiter ansgedehnt werden taun, w
d« nötigen geschickten Weise gemacht wird, (Beifall!) Hoensbroech: Das

Stellvertretender VorfitzenderGraf und Marquis von un° zu y
W"t hat der Herr AbgeordneteHirsch. ,. . ^ Vorschlag

^ AbgeordneterHirsch- Meine Herren! Anch mir g d^ h°^ Man
aufzutreten,der die einstimmigeZnstimmung der ganzen ^ ^ch °> 'l"« gV ^ ^
k°«nte sich j« auch sageu: Weun diese gauze 1. s^chommissimi d °ch ^ tz ^
Hagen, der hier für die Vorlage gesprochn, hat nnd der d«'Dmgen doch h vM Y ^ ^
'wncher »„der, zugestimmthat. daun brancht man sich h3r zu erklären,
^ will aus diesem Grnnde auch sehr kurz seiu. Ich will aber Nicht untenan
d°ß ich gegen die Vorlage bin. wie sie hier ^gebracht 'st- ^ ^

. Meine Herren! Ich bin dagegen aus d« ^^ ei ^ der
d°nn ein Eingreifen öffentlicher
Immunen, in das Gebiet nnserer Gewerbetatigwt zulässig ^°' "' " ' ^. „ c z.. Wem wir

Freudigkeit vorliegt. Mese Notwendig^ sthem m« ^ ,.,,n?n hier, in der Vertretung der industriellsten Provinz «1 . Gewerbe-

Maßnahme zustimmenwürden, dnrch die wir wiederum n ln n Gck ^^
"Veit ohne Not eingreifen. f° fürchte ich, d«ß °«ms wen «" ^'s ^^^ ^ ^

uns herantreten sollten, Konsequenzen gezogen werden konnten die vielleicht su
unserer Geweroetatigkeitnicht gerade sehr migenehm '"" "'U ^ z^,
, Ich will ans naheliegendenGründen diesen f"^ ^

^r im öffentlichen Leben steht, der we,ß ganz genan, ^ß ^ dn^) «s n ch g ^ ^^ ^
derartige Dinae einmal herankommen, und der weiß auch gauz genau, oan uu°°la,,u ,

"" Werkes um gewG staatsfvMlifchePläue zu betreibe«uud zu fordern.
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Also, meine Herren, aus diesen Gründen bin ich dagegen. Ich meine, für unsere industriellen
Kreise liegt die Sache so, daß sie sich sagen müßten: es ist das Haus des Nachbarn das hier brennt,
und daß sie nicht denken dürften, sie brauchte!, dabei nicht löschen zu helfen. So liegen die Sachen nicht.

Ich werde also gegen die Vorlage, beziehungsweise für den Antrag de Weerth stimmen.
Auch ich bedauere meinerseits,um das noch hinzuzufügen, auf das tiefste, daß es nicht

gelungen ist, den Verband der öffentlichen Lebensversicherungsanstalten mit den privaten Versicherungs¬
gesellschaften zufmnmenzubringen,als es sich darum handelte, die sozialdemokratischeVolksfürsorge
zu bekämpfen und ihr entgegenzutreten. Ware es möglich, hier im Sinne des Antrages de Weerth
die Entscheidung noch hinauszuschieben, so würde vielleicht auch Zeit gewonnen werden, um nach der
Richtung hin noch Einigungsversucheanzustellenund daraufhin zu wirken, daß diese großen Orga¬
nisationen unter einen Hnt kommen; es ist wirklich auf das allerticfste zu bedauern, daß es aus
irgendwelchen Gründen nicht möglich war, ein einheitliches Vorgehen zn erzielen. Ich kann mir die
dringendeBitte anch an unserenHerrn Ober-Präsidenten richten, daß er seinen weitreichenden Ein¬
fluß dahin geltend machen möge, daß auf diesem Gebiete Ordnung und Zusammengehen geschaffen wird.

Vorsitzender Spiritus: Das Wort wird uicht weiter gewünscht.
Ich schließe die Verhandlung und frage den Herrn Berichterstatter, ob er noch das Wort

wünscht. (Wird verneint.)
Vorsitzender Spiritus: Meiue Herren! Es liegt also außer dem Antrage Ihrer I. Fach¬

kommission der Antrag des Herrn Abgeordnetende Weerth vor, der dahin geht, die Vorlage an
den Provinzialcmsschußbehufs Anstellungweiterer Ermittelungen zurückzuverweisen.Dieser Antrag
entsprichteinem Vertagungsantrage, und über ihn würde zuerst abzustimmensein.

Sie sind damit einverstanden.
Dann bitte ich diejenigen Herren, die dem Antrage des Herrn Abgeordneten de Weerth

auf Zurückoerweisungan den Provinzialausschuß zustimmen wollen, sich von ihre» Sitzen zu
erheben. (Geschieht.)

Das ist die Minderheit. Der Autrag ist abgelehnt.
Wir kommendann zur Abstimmung über den Hauptantrag, wie er Ihnen unter Nr. 35

der Drucksachen zugegangenist. Ich brauche ihn wohl nicht noch zn verlesen, Sie haben ihn alle
in Händen, Es ist der Antrag des Provinzicilausschusses mit Hinzufüguug der Nr. 5 wegen des
Zusammenarbeiteusmit den Kreissparkassen. Sie besitzen ja alle diese Vorlage,

Ich bitte also diejenigen Herren, die den Antrag der I. Fachkommission annehmenwollen,
sich von ihren Sitzen zu erheben. (Geschieht.)

Das ist die große Mehrheit. Die Vorlage ist angenommen.
Wir gehen dann über zu Nr. ?:

Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Tllubstummenanstalten zu Aachen, Brühl, Cüln, Elberfeld, Essen, Eus-
kirchen, Kempen, Neuwied und Trier, sowie über die Verwendung der
Wilhelm-Augusta-Stiftung, des Unterstützungsfonds der früheren Vereins»
Taubstummenanstalt zn Cöln und des Unterstützungsfonds für entlassene
Taubstumme für das Rechnungsjahr vom 1. April 1914 bis 31. März 1915.

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter Neizert. Ich erteile dein Herrn Berichterstatterdas Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Neizert: Meine Herren! Die Zusammenstellung der

Haushaltspläne der Provinzinl-Tmibftummeunnstaltenzeigt auf den Seiten 118/119 insofern eine
Aenderung, als die Anstalt für fchwcichbegabteTaubstumme in Efsen-Huttrop weggefallen nnd
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dafür die neue Anstalt in Euskirchen, welche mit dem Beginn des kommenden Rechnungsjahresin
Betrieb genommen werden soll, eingesetzt worden ist. Der Betrieb dieser größeren Anstalt erfordert
natürlich auch größere Mittel. Für Heizung allein sind 7700 Mark mehr eingesetzt. Auf der
anderen Seite sind aber auch Minderausgaben zu verzeichnen,z, B. der Wegfall der Miete in
Höhe von 10 400 Mark für die alte Anstalt, so daß das Gesamtbildvon demjenigen bes Vorjahres
nicht wesentlich abweicht.

Das Gleiche gilt von den Haushaltsplänen der übrigen Anstalten. Der Mehrzuschuß
aus vroviuzilllenMitteln von 19 993 Mark wird nur durch solche Mehrausgaben bedingt, welche
die Vermehrung der Schülerzahl naturgemäß erfordert.

Es dürfte dabei, meine Herren, nicht ohne Interesse sein, die Zahl der Zöglinge zu
verfolgen,die auf Seite 117 für die Jahre 1900—1913 angegeben ist.

Es ergibt sich daraus, daß die Zahl fortlaufend ansteigt, uud zwar ungefähr im Verhältnis
zum Bevölkerungszuwachsder Provinz. Es ergibt sich aber ferner daraus die erfreuliche Tatsache,
daß das Gesetz vom 7. August 1911, welches die allgemeineBeschulungder taubstummenKinder
fordert, in unserer Provinz keinen irgendwie nennenswertenoder überhaupt keinen Einfluß.gehabt
hat. Das ist, meine Herren, durchaus nicht bei allen preußischen Provinzen der Fall, und wir
werden mit besonderer Befriedigungfeststellen können, daß die Rheinprovinz und die dazn berufenen
Organe auch ohne Zwangsgesetzin vollem Maße den Anforderungen nachgekommen sind, welche
weitgehendst an die BeschulungtaubstummerKinder gestellt werden können. Die Angusta-Stiftung
und der Unterstützungsfondsfür Blinde werden satznngsgemäß verwendet.

Namens der II, Fachkommissionbitte ich die Haushaltspläne uuveriindert annehmen
zu wollen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich
«öffne die Verhandlung,

Es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung und konstatiere die
Annahme des Antrages der Fachkommission.

Wir gehen über zu Punkt 8 der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Erweiterung der Provinzial-Taubstnmmeuanstalt
zu Trier.

Referent ist der Herr Abgeordnete Neizert. Ich bitte den Herrn Referenten, das Wort
3« nehmen.

BerichterstatterAbgeordneterNeizert: Meine Herreu! Die allmähliche, aber ununter¬
brochene Vermehrung der Zahl der taubstummen Kinder, auf welche ich mir eben hinzuweisen
erlaubt habe, hat natürlich auch ihre Folgen für die Entwickelung der Anstalten. So sehen wir
auf Drucksache 17 bei Trier ein uns schon bekanntesBild: Zuerst die-kurze Benutzung der
Raume des Lnudarmenhauses, dann eine neue Anstalt für 6 Klassen, dann bei der Vermehrung
der Zöglinge sowie bei der Einführung des achtjährigenUnterrichts weitere Ausbauten und Neu¬
baute», und jetzt wird für eine Schülerzahl von nahezu 100 abermals die Beschaffung neuer
Räume sowohl für den Unterricht wie für den Handfertigkeitsunterrichtund Zeichnen erforderlich.

Bezüglichder Einzelheiten erlaube ich mir, auf die Drucksache Nr. 17 hinzuweisen, und
möchte uur bemerken, daß die uns vorgelegten Erweiteruugspläne geeignet erscheinen,um auf
absehbareZeit den an die Anstalt herantretendenAnforderungengerecht werden zu können. Die
Kosten sind auf 45 000 Mark berechnet, welche, wie Sie bereits aus dem Vortrage des Herrn
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Landeshauptmanns gehört haben, im Jahre 1915 aus der Provinzialabgabe von V2°/u, die
zur Deckung der regelmäßigwiederkehrenden Hochbauteudient, entnommenwerden sollen.

Der Provinzialausschußhat beantragt:
„Der Prouinzillllllndtllgwolle die Erweiterung der Provinzial-Taubstummenanstalt zu
Trier uach den vorgelegten Plänen beschließen und genehmigen, daß die Kosten im
Betrage bis zu 45 000 Mark bis zur Verrechnung auf die zur Verminderung des
Anleihcbedarfs für regelmäßig wiederkehrendeHochbauten zur Erhebung gelangende
Provinzialabgabe von V2°/n des als Maßstab für die Proviuzialabgaben dienenden
Staatssteuersolls vorschußweise bei der Landesbank aufgenommenwird."

Namens der II. Fachkommissionhabe ich die Ehre, Sie um Annahme dieses Antrages
und um die Bewilligung der dazu gefordertenMittel zu bitten.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Ich
eröffne die Verhandlung.

Es meldet sich niemand zum Wort, Ich schließe dieselbe und konstatiere die Annahme
des Antrages der II. Fachkommission.

Wir gehen über zum folgendenAntrag der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Blindenanstalten zu Düren (Elisabeth-Stiftuug) und Neuwied (Auguste-
Viktoria-Haus), sowie über den Unterstützungsfonds für Blinde für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1914 bis 31. März 1915.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteDr. Haarmann.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Haarmann: Meine Herren! Die Gesamtzahl der

Zöglinge und Furtbildungsschüler in den Provinzial-Vlindenanstalten ist in den letzten Jahren
etwas geringer geworden. Sie hat 1911 --- 324 betragen, 1912 -- 30? und 1913 nur 303.
Auf diesen Umstand dürfte es im wesentlichen zurückzuführen sein, daß die Provinzialzuschüsse für
das gesamte Bliudenwesenfür das Jahr 1914 nicht erhöht zu werden brauchten.

Was insbesondereden Voranschlagfür die Blindenunterrichtsanstalt in Düren anbetrifft,
so schließt dieser in Einnahme und Ausgabe mit 196 925 Mark ab, d. h. 1000 Mark weniger
als im Vorjahre.

Die Einnahmensind um 1000 Mark geringer angesetzt, wegeu Einstellung des Seilereibetricbes.
In der Einnahme sind als unveränderter Provinzialzuschußenthalten 128 565 Mark.
Die Ausgaben haben sich, wie ich erwähnte, gleichfallsum 1000 Mark vermindert, weil

der Erhöhung einiger Titel — a. a. find für Bekleidung1300 Mark mehr eingestellt, für Mobilien
1000 Mark mehr und für Beleuchtungund Heizung 1000 Mail mehr — Minderausgaben ent¬
gegenstehen.Insbesondere fallen weg: 2460 Mark Besoldungfür den Seilermeister, der pensioniert
worden ist, 1800 Mark, die einmalig in dem vorjährigen Haushaltsplan vorgesehenwaren für
Herstellung eines Abschlusses für den Kohlenschuppen und 2500 Mark, die für den letztjährigen
Vlindenlehrcrkongrehim Haushaltsplan der Dürener Anstalt angesetzt waren.

Aus dem Arbeitsbetriebder AnstaU Düren find in Einnahme und Ausgabe nur 31600 Mall
vorgesehen, 1400 Mark weniger als im Vorjahre. Dieser Umstand hängt auch mit dem Eingehe»
des Seilereibetriebeszusammen. Es sind als Nettu-Uebcrschuß aus den Arbeitsbetlieben1000 Mark
weniger eingesetzt, nämlich 7500 Mark gegen 8500 Mark im Vorjahre.

Auch der Haushaltsplan für die Blindcu-UnterrichtsanstaltNeuwied, die ja eine geringere
Anzahl von Pfleglingen enthält als die Dürener Anstalt, ist im wesentlichen unverändert geblieben.
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Er schließt in Einnahme und Ausgabe niit 94 555 Mark ab. Die Gesamtabschluß-Zifferist
gegenüberdem Vorjahre unverändert. Auch die einzelnen Einnahmen sind unverändert. Nach wie
vor sind als Zuschuß der Provinz 66 545 Mark eingestellt.

Die Ausgaben sind um 2600 Mark in den einzelnen Positionen höher angesetzt,gleich¬
zeitig aber auch um 2600 Mark geringer, so daß sich die Gesamtausgabeziffcrauf die vorjährige
Summe stellt.

Die Erhöhungen in den Ausgabe-Positionenbeziehen sich im wesentlichen auf 1400 Mark,
die für die Erueueruug von Treppenstufenin der Anstalt vorgesehen sind, sowie für die Erneuernng
der elektrischen Lichtleitungen. Auch sind 980 Mark für Wäsche-Ernenerungvorgesehen.

Die Verminderungder Ausgaben um 2600 Mark bezieht sich hauptsächlich auf 2500 Mark,
die auch bei dieser Anstalt im vorigenJahre für den Blindenlehrer-Kongreßvorgesehen waren und
die jetzt weggefallen sind.

Aus den Arbeitsbetriebeuin Neuwiedsind unverändert2000 Mark Ucberschuß zn erwarten.
Der Voranschlagfür den Arbeitsbetrieb deckt sich in Einnahme uud Ausgabe mit 9700 Mark.

Gäuzlich unverändert geblieben, bis auf 460 Mark, ist der Voranschlag des Unterstützungs-
fo»ds für Blinde. Einnahme uud Ausgabe wciseu iu dem neuen Voranschlag17 506,50 Mark
auf. Die kleine Erhöhung um 460 Mark bezieht sich auf Zinsen des Kapitalvermögens,die mehr
angesetzt werden konnten. Um denselben Betrag mehr sind Unterstützungen vorgesehen.

Insgesamt kommen wir bei dem Vlindenwesenzu einem unverändertenProvinzialzuschuß
von 198 610 Mark.

Die II. Fachkommission beantragt:
„Das hohe Haus wolle die unveränderteAnnahme dieser Voranschlägebeschließen."

Stellvertretender VorsitzenderGraf nnd Marquis von uud zu Hoensbroech: Ich
eröffne die Diskussion.

Da sich niemand zum Wort meldet, stelle ich die Annahme des Antrages fest.
Wir kommen zu Punkt 10 der Tagesordnung:

Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über das Hebammen¬
wesen einschließlich der Hebammenlehranstalten zu Eöln und Elberfeld für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1914 bis 31. März 1915.

Berichterstatter ist Herr Abgeordnetervi-. Haarmann.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Haarmann: Meine Herren! Die Aufwendungender

Provinz für das Hebammenwesenzerfallen in 3 Teile. Zunächst werden Aufwendungengemacht
für das Hebammenwesenim engeren Sinne, dann für die Hebammenlehranstaltenin Eöln und
Elberfeld. Der kleine Haushaltsvoranschlag für das Hebammenwesen im engeren Sinne entspricht
geuan demjenigen des laufendenRechnungsjahres. Als Zuschuß aus Provinzmitteln sind wiederum
^930 Mark in den Haushaltsplan gestellt. Dazu kommen an Zinsen aus Kapitalien 455 Mark,
s° daß die Einnahmen sich auf 9385 Mark belaufen. Hiervon werden verwendet für Unterstützungen
an Hebammen insgesamt 3385 Mark und als Beitrag an den Verein für Sauglingsfürsorge im
RegierungsbezirkDüsseldorf6000 Mark.

Ich darf wohl den Wunschanssprechen, obwohl mir von der II. Fachkommission ein ent¬
sprechender Auftrag nicht erteilt worden ist, daß in den nächsten Jahren die verhältnismäßig geringe
Summe, die von der Provinz zur Unterstützungfür bedürftigeHebammen aufgewendetwird, an¬
gemessen erhöht werden möge. Ein Betrag von 3385 Mark für die gesamte Rheinprovinz erscheint
mir doch außerordentlichdürftig, wenn man berücksichtigt, daß in den letzten Jahren in zunehmendem

9



54, Rheinischer Provinziallandtag, 3. Sitzung am 11. Februar 1914.

Maße seitens der Stadt- und Landgemeindenund auch seitens der Kreise Aufwendungenfür die
Hebammen übernommen worden sind, aus der Erwägung heraus, daß der Hebammenstandunter
allen Umständen Pekuniär besser gestellt werden muß, wenn wir zu einer Hebung des Hebammen-
persouals kommen wollen. (AbgeordneterKrawinkel: Sehr richtig!) Ich möchte deshalb anregen,
daß im nächsten Jahre die geringe Summe von 3385 Mark seitens der Provinz einigermaßen
erhöht weiden möchte.

Was die einzelnen Hebammen.Lehranstaltenbetrifft, so schließt der Voranschlagder Anstalt
Cöln in Einnahme und Ausgabe mit 277 400 Mark. Diese Summe ist gegen das Vorjahr um
9000 Mark erhöht wurden. In der Einnahme sind enthalten an Zuschuß aus Provinzmitteln
161250 Mark, d. h. 14 400 Mark mehr als im Vorjahre.

Die Hauptänderungen in den Einnahmen sind folgende: An Mehreinnahmen sind vor¬
gesehen 3000 Mark für Pflegekostenbeiträge von Schwangerenund Wöchnerinnen,die hauptsächlich
dadurch entstehen, daß die Pensionskostender 2. Klasse von 6 auf 7 Mark täglich erhöht worden
sind. Ferner kommt als Mehreinnahme hinzu der schon erwähnteMehrbetrag des Provinzzuschnsses
mit 14 400 Mark. Als Mindereinnahmenfind an Penfionskosten der Schülerinnenund Wärterinnen
8400 Mark vorgesehen worden, weil sich herausgestellthat, daß bedauerlicherWeise die Zahl der¬
jenigen, die sich als Hebammenausbilden lassen, außerordentlichzurückgegangen ist.

Die Ausgabe« für die Hebammenlehranstaltin Cöln weisen auch nur geringfügigeVer¬
änderungen auf. Mehrausgaben find unter anderen aufgeführt unter Titel II für verschiedene
Vergütungen, vor allem auch annähernd 2000 Mark mehr Löhne für das Dienstpersonal, weil
vier Wärterinnen neu eingestellt werden mußten. An persönlichen Mehrausgaben sind insgesamt
3540 Mark vorgesehen; ferner find vor allem für Heizung und Beleuchtung 1500 Mark mehr
eingestellt, fowie, was besondershervorgehobenwerden muß, 8100 Mark Erhöhung der Ausgaben
für Arzneien, Desinfektions-und Stärkungsmittel. Im vorigen Jahre waren hierfür nur 21000 Man
eingesetzt, für das neue Jahr dagegen sind 29 100 Mark vorgesehen.Es liegt also eine verhältnis¬
mäßig sehr große Steigerung vor. Von diesem Mehrbetrage sind indessen 1100 Mark für Be¬
schaffung von Teilen für Tiefenbestrahlungfür die Röntgeneinrichtungerforderlich,die nur einmal
erforderlich werden. Ferner find noch 1500 Mark für einen Anstrichder Krankenzimmermit Oel-
farbe aufzuwenden.

Die Minderausgaben sind in erster Linie: für Beköstigung2200 Mark, weil weniger
Schülerinnen vorhanden sind. Ferner find im vorigen Jahr einmalig 3000 Mark für Bettzeug
und Wäsche angesetzt worden, die jetzt wegfallen, so daß sich unter Titel III eine Wenigerausgabe
von insgesamt 5696 Mark 25 Pf. den Mehrausgaben von 11400 Mark gegenüberstellt. Me
gesamten Mehrausgaben aller 3 Titel der Hebammenlehranstalt in Cöln betragen, wie erwähnt,
9000 Mark gegenüber 9000 Mark Einnahmeerhöhung.

Die Anstalt in Elberfeld muß ebenfalls aus den vorerwähntenGründen mit einem Rück¬
gang der Penfionskostender Schülerinnen uud Wärterinnen rechnen. Feiner find hier an Mehr¬
einnahme8200 Mark höhere Pflegekostenbeiträge von Schwangeren und Wöchnerinnenvorgesehen,
so daß, da die Ausgabensich auch hier erhöht haben, ein Zuschuß aus Provinzmitteln von 89780 M«
nötig ist oder 4830 Mark mehr als im Vorjahre.

Die Ausgabeerhöhungenentsprechen hier im wesentlichen denen bei der Cölner Anstalt.
Vor allem sind auch für die Personallöhne annähernd 2000 Mark mehr eingesetzt, für Ergänzung
der Wäsche 2750 Mark mehr, für Heizung 1000 Mark mehr, für Arzneien, Desinfektions-und
Stärkungsmittel auch hier ein Mehrbetrag, indessen nur 1200 Mark.
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Wenigerausgabensind vor allem unter dem Titel Beköstigungin Höhe von 1300 Mark
vorgesehen, so daß hier die Gesamteinnahmeund Ausgabe sich nm 6580 Mark erhöht.

Die Gesamtanfwendungendes Provinzialverbandes für das Hebammenwesenunter allen
drei Abteilungen, also Hcbammenwesenim besonderenund für die beiden Anstalten, belaufen sich
für das neue Rechnnngshaltsjahr auf 259 960 Mark oder 19 230 Mark mehr als im Vorjahre,

Die II, Fachkommission beantragt auch die unveränderteAnnahme dieser Haushaltspläne,
Stellvertretender Vorsitzender Graf uud Marquis von und zu Hoensbroech: Ich

"offne die Besprechung, ^ ^
Es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe dieselbe und stelle tue Annahme des

Antrages fest.
Wir kommen zu Punkt 11 der Tagesordnung, ., ^ .

Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der
Fürsorgeerziehung Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900 sowie
Voranschläge für die Fürsorgeerziehuugsaustalteu Fichtenhain. Rhein-
dahlen und Solingen für das Rechnungsjahr vom 1, April 1914 bis
31. März 1915.

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Peters.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Peters: Meine Herren! Der Haushaltsplan über d,e

Kosten der FürsorgeerziehnngMinderjähriger schließt in Einnahme und Ausgabe mit 4 227 800 Mark
ab. Das ist ein Mehr gegenüberdem Vorjahre von 642 900 Mark. Das Mehr wird zum Teil
sedeckt durch Mehreinnahmen von rund 43 000 Mark, so daß eine Mehrausgabe von 600 000 Mark
verbleibt. Diese Mehrausgabe fällt der Provinz zu einem Drittel mit 200 000 Mark zur Last,
Sie begründet sich in der Zunahme der Zöglinge. Wir haben ja bereits in der Etatsrede
"" vorigen Montag gehört, daß in der Zahl der Zöglinge der Beharrungszustand noch nicht
eingetretenist. Die Provinzialverwaltung rechnet abzüglichdes Abganges von 1550 Zöglingen
Mit einem Zugang von 2400 im laufenden Jahre, so daß sich die Zahl der Zöglinge voraus-
s'chtlich am 1 April 1914 auf 10 770 stellen würde. Weiter rechnet sie im nächsten Jahre Mit
°i"ern Zuwachs von 530 Zöglingen. Außer diesem Zuwachs au Zöglingen kosten diese auch mehr.
Nach dem Durchschnittdes Jahres 1912 betrug die Aufwendungfür jeden Zögling 353 22 Mart.
^e Provinzialverwaltung uin.mt au, daß eine Erhöhung auf 360 Mark eintreten wird. Dieser
Netrag multipliziert mit der Zahl der Zöglinge ergibt für die Verpfleguugskosten die Summe vou
^972 600 Mark Hierzu treten die von 244 000 auf 255 200 Mark gestiegenenpersonlichen
^d sachlichen Verwaltungskosten,so daß sich der Gesamtaufwandvou 4 227 800 Mark ergibt

Meine Herren' Wenn Sie überlegen,daß uns die Fürsorgeerziehungjährlich an Zuschuß
1325 000 Mark kostet und daß unsere Gesamtsteuern14 Millionen Mark aufbringen, f° können
Sie daraus erkennen daß zur Deckungder Kosten der Fürsorgeerziehung1 °/° Provinzialumlage
nötig ist, daß also 'wenn wir die Fürsorgeerziehungnicht hätten, 1°/« weniger an Provmzml-
steuern nötig wäre.' Hierzu kommennoch, rechnerisch nicht genau feststellbar, die Anfwendungen
für Schuldentilguugund für Bauten. «« ^

Meine Herren' Die II. Fachkommission hat der Anregung des Herrn Abgeordneten
^r. Oehler folgend — und die Anregung steht in Uebereinstimmung mit den Ausführuugen, wie
s'e in früheren Jahren vorgetragen worden sind — eingehenddie Frage geprüft, wie man dem
Anwachsen in der Zahl der Zöglinge und damit der Erhöhung der finanziellenAnfwendungender
Provinz entgegentretenkönne. Von Seiten der Provinzialverwaltungsind uns eingehende Statistiken
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vorgelegt worden. Ich möchte hier einige Ergebnissevortragen. Es ist uns vorgerechnet worden,
daß in den letzten 12 Jahren in ganz Preußen rund 72 863 Zöglinge überwiesen worden sind, also
auf 10 000 Einwohner 22 Zöglinge. In der Rheinproviuz dagegen sind rund 18 000, auf
10 000 Einwohner also 25 Zöglinge, überwiesen worden. Wir haben also in der Rheinprovinz im
Vergleichzu Preußen auf 10 000 Einwohner 3 Zöglinge mehr. Ich glaube, die Erklärung hierfür
liegt in der wirtschaftlichen Struktur der Verhältnisseder Nheinprovinz.

Dann ist uns aber noch eine andere Uebersicht vorgelegt wurden. Die Pruvinzialverwaltung
hat untersucht, wie sich die Altersklassen der Zöglinge stellen. Die Provinzmlverwaltung steht
nämlichübereinstimmend mit der II. Fachkommission auf dem Standpunkt, daß, je eher ein Zögling
in die Fürsorgeerziehunggebrachtwird, es um so besser ist, denn er ist noch nicht zu verwahrlost,
und seine Erziehung läßt sich besser durchführen. Die Verwaltung hat nun untersucht,wie sich die
untergebrachtenZöglinge auf zwei Klassen verteilen, auf die Klaffe der bereits Schulentlassenen,
also der Zöglinge von 14 bis 18 Jahren, und auf die Klaffe der noch nicht Schulentlassenen,
sagen wir von 1 bis 14 Jahren. Da hat sich herausgestellt,daß in Preußen 55,95, also rnnd
56 Vo noch nicht schulentlasseneMinderjährige, in der Rheinprovinz dagegen nur 52,01°/° noch nicht
Schulentlassenevorhanden sind, daß wir also in in der Rheinprovinz im allgemeinenmehr schul¬
entlassene Zöglinge überweisen als im übrigen preußischen Staat.

Es ist nun schwierig,auch hier der Frage nachzugehen, warum wir in der Rheinprovinz
so fpät an die Fürsorge Herangehen. Eine Statistik war uns allerdings fehr auffallend: es ist uns
vorgerechnet worden, daß hauptsächlich iu den größeren Städten die Zahl der über 14 Jahre alten
Zöglinge höher ist, als dem Durchschuittssatzeentspricht. In der ganzen Nheinprovinz werden
ungefähr gerade fo viel Zöglinge über 14 Jahre als unter 14 Jahre übcrwiefen. Dagegen waren
in Düsseldorf z. B. — es handelt sich um die beiden letzten Jahre - 65°/« der überwiesenen
Zöglinge über 14 Jahre alt; in der Stadt Cöln 58°/«, in Elberfeld ebenfalls 58°/«. Die
Provinzialverwnltung hat in Ausficht gestellt, daß sie der Frage nachgehen würde, weshalb gerade
hier so viele Zöglinge in älteren Jahren noch in Erziehung kommen. Sie will nur noch das
Ergebnis dieses Jahres abwarten, den dreijährigen Durchschnitt,um an die maßgebendenStellen
heranzutreten, und vielleicht die Akten untersuchen,ob nicht eine frühere Ueberweifungmöglich
gewefen wäre.

Es ist auch in der II. Fachkommission wieder erörtert worden, daß die Zahlen bezüglich
der Ueberweisung so verschiedenartig sind, verschieden nach den Gegenden,verschiedenmanchmalsogar
nach den Gerichten. Es ist zweifellos, daß es nach den ziemlichallgemeinen Bestimmungendes
Fürsorgeerziehungsgesetzes sehr schwer sein wird, hier ein einheitlichesVorgehen zu ermögliche«.
Doch wurde es für erwünscht betrachtet,daß die Verwaltungsbehördennnd die richterlichen Behörden
möglichst an Ort und Stelle im Einklang miteinander vorgehen. Es wurde auch eiu Vorfchlag der
Proviuzialverwnltung vorgebracht, daß Konferenzenabgehalten würden, bei denen vielleichtunter
Mitwirkung der Provinzialverwaltung gewisse Fragen der Fürsorgeerziehungerörtert werden, daß zu
diesen Konfereuzendie richterlichen Beamten mit herangezogen würden. Visher hat leider die
Justizverwaltung erklärt, daß sie nicht die genügenden Mittel zur Verfügung hatte, um die Reise¬
kosten zu bezahlen, die für die Richter dadurchentständen.

Von einem Mitgliede der Kommissionist auch der Vorschlaggemacht — und die Kom¬
missiontrat diesem Vorschlage bei — an die beiden kommunalen Hochschulen der Städte Cöln und
Düsseldorf heranzutreten, daß sie der Frage der Fürsorgeerziehungerhöhte Aufmerksamkeit schenken
möchten. Ich glaube, es bedarf nur einer Hervorhebung an dieser Stelle, damit dieser Wunsch
in Erfüllung gehe.
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Eine erfreuliche Zahl ist anch vorgelegtworden. Der Herr Münster hat "'geordnet daß
einmal untersucht werdeu solle: was wird nun eigentlich aus den Zöglingen, tue wir m die Fürsorge-
erziehnng bringen? Er hat einen Fragebogen an sämtlicheVerwaltungsbehördenhmansgeschickt.
Nun konnten allerdings - es handelt sich um das Jahr 1909 - von 4176 Für orgezoglingen
>mr mehr 3110 ermittelt werden. Es ist ja sehr schwierig, den Zöglingen nachzugehen. Soweit
die Feststellungengehen, waren von diesen 3110 ermittelten Zöglingen 68.8 V« ei den männlichen
und 70.3°/« bei den weiblichenals solche zn bezeichnen, bei denen die Fürsorgeerziehmigeme
Besserungerzielt hat. Es ist eiu Erfolg der hiesige« Verwaltung, daß dieser Prozeutsatzder Ge¬
besserten in der Rheinprovinz bei den männlichenans 74°/° gestiegen ist; bei den weiblichen ,st er
ungefähr auf dem Durchschnittgeblieben. ^ ,^, ,. ,.,.,

Das sind die all gemeinen Bemerkungen, die Ihnen die II, FachkonnMwnhier v°^ ° .

Der Hanshaltsplan ergibt natnrgemäß insofern gegenüber dem Vorjahre Schwan g.
°ls mit einer erhöhten Zahl von Fürsorgezögliugenzu rechnen 'st. ^ei Aender.n n sn e^
Wders „och hervorzuheben: Einmal ist die Provinzialverwaltungdazn nbergegangen die Regel,
der Bezüge der Werkmeister-und Erziehergehilfenin eine bestnnmteStaffel 5« wngem Es hat
^ als uuerwüuscht sowohl für die Verwaltuug als für die Beamten herausges ellt. d°ß b sher d s
Gehalt von Fall zu Fall festgesetzt wurde, und deshalb wird hier eine feste Skala eingeführt werden,
die sich nach den bisherigen Durchschnittssätzen richtet. « <^ n ^

Dann hat die Provinzial«erwaltuug geglaubt, im Haushaltsplau das Mfaugsgehalt der
Hansmeister der Provinzialanstalten. die meist in späteren Jahren in ihr Amt kommen, erhöhen
^ sollen, und zwar von 1600 ans 1800 Mark. Das macht eine'' kleinen Unterschied,

Im übriaen spiegeln die Haushaltspläne soweit sie die landw.rtfchaftlichen Verhältnisse
u«d die Ergebt betreffen,das Auf nnd Ab wieder, das w.r .n )edem der-
artigen Betriebe baben Die Wahlen sind nach dem Durchschnittfestgestellt.

Ich habe namens der N Fachkommission den Anftrag. Ihnen die unveränderteAnnahme
d« gesamten Haushaltspläne vorzuschlagen, c^»««i^>ck. ^

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech. Ich
«öffne die Besprechung,

Das Wort hat der Herr AbgeordneteFusbahn, Kmaewieien
AbgeordneterFnsbahn: Meine Herren! Der H?« Benchter^

daß 1°/« unserer Provlnzialumlage zur Fürsorgeerziehungerforderlich ^ ^ h°"e dichs ProM
"°hrlich «ich für schlecht angelegt. Wir stehen hier vor emer harten Notwendig^ , Die Zahlen
Ue Ihnen vorge^^^^^^ beweifen. °n wie vielen Stellen die
w° die Behörde e nareisen miß nm zu einer geordneten Erziehung zu führen. Aber bedenk ich

W die^ l i man dt'Znnahnie der Zöglinge siehr. die uus zugeMt ^ «nd nr
d« wir soraen müsieu Es spricht sich am klarsten in den Znschusseu aus. Wir hab n un ^°hre
^09/10 ^ Äch'ß von 6^3 100 Mark gehabt. 5 Jahre spater haben wir schon einen Zuschuß
»°u 1125 000 M 3 a so eiu Auwachsen des Bedürfnissesum h.mdert Prozent. Demgegenüber
steht Bevölkerungvou 10'/-°/«. Da muß man sich wirk'ch die Frage
'°"egen: Habe mk e n niedergehendes Volk oder liegt das an anderen Ursachen,lieg es dara
daß die AnsM^ der Zeit sorgfältiger, eingehenderwird und dadnrch e

stärker wird? Die Zuführuug der Zöglinge 'st merkwürdig verschieden.
Da stehen s ch dr 2 Z hle" gegenüber, wenn Sie z. B. die von Elberfeldnnd Barmen vergleichem
^ en Ja r .. "Zestche s des Gesetzes sind aus Elberfeld auf 10 000 Einwohner 61 zngeführt
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worden, aus Barmen 38. Da muß ich mir auch wieder die Frage vorlegen: Haben diese beiden
Schwestern,die unter ganz gleichen wirtschaftlichen Verhältnissenleben, so ungleiche Kinder? Das
widerspricht dem, was der Herr Berichterstatter sagte, der die Zunahme den wirtschaftlichen
Verhältnissenzuschreibt. Hier haben wir ganz genau die gleichen wirtschaftlichen Verhältnisse, und
doch diese Differenzierung!

Die Fürsorge wird von zwei Stellen vorbereitet: Es sind einmal die Gemeindebehörden,
die die Zöglinge zuführen, uud an anderer Stelle, bei den Gerichten, wird über die Zuführung
entschieden. Wir können an beiden Stellen suche», ob dort die Differenzierungliegt. Wir können
das hier nicht entscheiden, wir sind ja auch ohne Einfluß darauf. Aber den Vorschlagdes Herrn
Referentenmöchte ich doch dringend unterstützen,daß tunlichstKonferenzender beteiligtenBehörden
veranstaltet werden, um den Ursachen nachzugehen,woher die großen Verschiedenheiten kommen.
Z. B. Aachen führt in einem Jahre 9,80 auf 10 000 zu, Düren nnr 1,25. Es sind das auch
Städte, die annähernd, wenn auch nicht mit den gleichen, aber doch mit ähnlichen Industrie«: und
ähnlicherStammesbevölkerunggleiche Bedingungen haben. Ich möchte dringend empfehlen, daß
Konferenzen der richterlichen Behörden unter Zuziehung der Gemeindebehördenveranstaltet werden,
also der BeHürde, die entscheidet,und der Behörde, die den Antrag stellt. Gleichmäßigkeitmuß
herbeigeführtwerden, und auch die Grundsätzemüssen geprüft werden.

Ich habe im vergangenenJahre schon darauf hingewiesen: man soll auch sehr vorsichtig
mit der Zuführung seiu. (Sehr richtig!) Wir haben uns ja hier nur mit der finanziellen Seite der
Sache zu befassen, aber es liegt doch ein gewaltiger ethischer Wert vor, der hier zu beachten ist.
Werden zu wenig zugeführt, so müssen wir uns sageu, es verkommen Menschenim Schmutz und
im Verderben; werden zuviel zugeführt, fo müssen wir befürchten, daß Menschen, die in einer
anderen Umgebungsich leicht wieder bessern, heben, Menschen,die noch nicht ganz verdorben, eben
in der Umgebung, in der Luft der schon angekränkeltenElemente weiter sinken. Nach dieser
Richtung hin muß die Frage genau geprüft werden. Ich möchte die Provinzialverwaltung dringend
bitten, nach dieser Richtung hin, ich will nicht gerade sagen, nach dem Rechten zu sehen, aber nach
den Gründen zu forsche«,woher die Verschiedenheiten kommen, und genau nachzusehen,wo das
Zuviel und wo das Zuwenig liegt. (Zustimmung.)

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoensbroech: Es
meldet sich niemand mehr zum Wort.

Ich schließe die Besprechunguud darf die Annahme des Antrages der II. Fachkommission
feststellen.

Wir kommen zu Punkt 12 der Tagesordnung.
Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend

die Erweiterung der Provinzial-Fürsorgeerziehuugsaustalt zu Solingen
für schulentlassene männliche Zöglinge evangelischen Bekenntnisses um
ein Zöglings-Doppelhaus und

Errichtung einer weiteren Provinzial-Fürsorgeerziehungsaustalt für
schulentlassene männliche Zöglinge katholischen Bekenntnisses verbunden
mit einer Iwischenanstalt.

Der Berichterstatterist derselbe wie vorher.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Peters: Meine Herren! Das hohe Haus hat im

vorigen Jahre beschlossen,einmal Solingen auszubauen und zweitens eine neue Anstalt für katho-
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«sche Fürsorgezöglinge zu baue,.. Diesem Beschlusseentsprechend ist der Ausban v,„ Solingen
soweit fortgeschritten - das Nähere bitte ich ans der Drucksache zu entnehmen - daß d:e
Benutzungim Mai dieses Jahres erfolgenkann, ^ - .<„..„ i^silck?

Es ist ferner in Guskircheu ein Terrain angekauftworden, auf dem eme neue katholische

Anstalt ^we^n.^ ^ ^ ^^^ ^^ ^^, ^ Provinzialausschusses

'" ^'^^Der Proviuziallandtag wolle von vorstehendes und der
eiteren Ausführung der Beschlüsse vom 27. Februar 1913 e gegm'^ -

Stellvertretender Vorsitzender Graf und Marqu's von uud zu Hoeusbroech. Ich
eröffne die Besprechung.

"' '"" «?.» der ,., F.ch.°«W°..„. d.» H»»«h»7'««» b. Pr°^.»'.
5eil- und Pfleaeanstalten zu Andernach. Bedburg°H°u. Bonn. Düren.
Gänh'seu^G^feuberg. Iohauuistal und Merzig für das Rechnungsjahr
vom 1. April 1914 bis 31. März 1915. O«n<>«bera

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete Graf
BerichterstatterAbgeordneter Graf von uud zu H°ensbr°ech (Kellen g. Mm« Her«

Der Haushaltsplan der Provinzial-Heil-und Pflegeanstalten ^b '>" " '^ ^r n E n

whme und Ausgabe mit der Summe von 5 031700 « « ^e /ar der B tm ü^ 968
Kranke. In diesem Jahre beläuft sich diese Summe auf 5 277 300 Mark, da me ö«Y
°«f 7268 gestiegen ist. sich also um 300 vermehrt hat. ^

Alle Anstalten sind vollbesetzt mit Ausnahme der Anstalt n ^eovurg. ""' !

Kr°nke nnterge^^ aber noch Platz vorhanden für 400. "" ^M ^ '20 Kr^
Mr d, „,chften Jahre ist alfo eine ^/ermig m,d er N«^er u^
nswlt nicht zu erwarte»,besonders auch deshalb mcht d° " d« H r ^ n ^ .^„

semer Etatsrede am vorigen Montag bereits hervorgehoben hat. /daß die
^ Familienpstegehineingegeben werdeu, und das ' 'M "°^

t^ ?3" ^ "" e'"ing^ r2ngem.ne u^.nehme ^nle

^ weiter hi^eschobe^ und ^ «ustre ^au,a. ^eses Borgen ^ ^

^P»W^^ Hnte ^ d^ de^en u^^t">ie Mehrausgabe vou 245 600 Man, we^r «^,^ , ^ ,.,./, «^^, .„« «y ^.nn Mnrf
" der Höhe vou 213 000 Mark, so daß der Zuschuß aus Provmzmlmüteln noch um 32 500 Mark

erhöht "«den 'nußte Mehrausgaben nur in den Hanptpositionen
5« 16 890.50 Mark Mehrausgabe« vorgesehen Davon
eutfallen 795« Mrk f bes° dungsplanmäßige Gehaltsanfbeffernngen. Der Hanshaltspan für
Ve bu ist „^0 Äan im Jahre 1913 für das Jahr 1914 auf 1800 Kraute festgestellt.
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Diese viel stärkere Belegungder Anstalt macht natürlicherWeise eine weitere Anstellungvon Aerzten
Stationspflegern nnd Pflegerinnennotwendig. Für diese erforderlichen neuen Stelleu ist ein Betrag
von 6550 Mark eingestellt.Für die Vcrwaltnngsassistentenan der Anstalt ist eine andere Regelung
ihrer Gehälter vorgesehen,und zwar ist damit eine Mehrausgabe vou 1350 Mark verbunden.
Dahingegen sind verschiedenekleine Minderausgabeu zu verzeichnen infolge von Stellenwechsel oder
Ausscheidens und Ablebens von Aerzten, und zwar in der Höhe von 1793 Mark. Dann ist unter
Titel II andere persönliche Ausgaben ein Mehrbetrag von 76 856 Mark vorgesehen, aus welchem
auf Bedburg wiederum32 855 Mark entfallen. Zur Gewährung von Vergütungen an Medizinal-
prnktikanten,welche monatlich 50 Mark erhalten, sind für jede Anstalt 600 Mark, also im ganzen
4800 Mark eingestellt. Für die Wahrnehmung der evangelischen geistlichen Amtsverrichtungensind
200 Mark mehr vorgesehen, für einen Assistenzarzt in Grafenberg 250 Mark. Für Bureaugehilfeusind
mehr vorgesehen 7182 Mark, einmal wegen der erforderlichen Vermehrung des Personals in Bed¬
burg, und ferner weil der Provinziallandtag die Vergütungen dieser Bediensteten nach festen
Aufsteigesätzen geregelt hat. Auch ist vorgeschlagenworden, den Mietszuschuß dieser Bureau¬
gehilfeu der gestiegenen Wohuungsmiete halber von 300 anf 400 Mark zu erhöhen. Die Ver¬
mehrung des Pflegepersonalsin Bedburg, die Aufbesserungder Löhne bedingt eine Mehrausgabe
von 42 407 Mark. Für die wissenschaftliche Fortbilduug der Aerzte find 250 Mark mehr ausgeworfen,
so daß die angegebenen Mehrausgaben von 76 856 Mark erreicht sind. Unter Titel III sachliche
und sonstige Ausgaben sind für Beköstigung75 200 Mark mehr vorgesehen, eine Mehrausgabe, die
hauptsächlich daher rührt, weil Bedburg stärker belegt ist. Für Lagerung, Bettzeug und Tischwäsche
sind 3000 Mark mehr vorgesehen, für Reinigung4000 Mark, für Mobiliar, Utensilien usw. 3000 Mark,
für die Heizuugder Anstalten 19 500 Mark, für Arzneimittel lc. 2700 Mark, für Schnlbedürfnisse,
Bibliothekusw. 1000 Mark, für Unterhaltung der Gebäude 13 000 Mark. Au sonstigen Ansgaben
ist ein Mehrbedarf von 15 653 Mark vorgesehen worden, und zwar für Bedbnrg allein 8459 Mark.
Endlich ist für Bedburg noch ein Ueberschuß von 9500 Mark herausgerechnet; dieser ist hier in
Ausgabe uud bei der Anstalt Iohannistal in Einnahme gestellt. Bei der Beleuchtung ist eine
kleine Minderausgabe von zusammen 100 Mark berechnet, so daß, wie ich vorhin erwähnt habe,
eine Mehrausgabe von 245 600 Mark bleibt.

Danach berechnet sich, wie ich vorhin hervorhob, der Zuschuß aus Provinzialmitteln auf
32 500 Mark. Diesen Mehrausgaben, meine Herren, stehen Mehreinnahmen gegenüber,und zwar
aus der Land- und Viehwirtschaftvon 10 500 Mark, aus der Metzgereivon 4500 Mark, aus den
Wegekostender Kranken von 179 800 Mark und sonstige Einnahmen 19 210 Mark. Das ergibt
die Summe vou 213100 Mark. Dazu kommt der Zuschuß aus Provinzialmitteln in Höhe von
32 500 Mark, so daß die Mehrausgaben und die Mehreinnahmen balancieren.

Im Namen der II. Fachkommission habe ich die Ehre, Ihnen die unveränderte Annahme
der Haushaltspläne zn empfehlen.

Stellvertretender Vorsitzender Graf uud Marquis vou uud zu Hoensbroech: Ich
stelle deu Autrag zur Besprechung.

Es meldet sich niemand zum Wort. Ich stelle die Annahme desselben fest.
Wir kommen zum folgendenGegenstandder Tagesordnung:

Antrag der II. Fachkommission zu der Petition der Bureaugehilfen an den
Proviuzinl-Heil- und Pfle-gcanstalten um Verleihung der Beamteneigen-
schaft Gchaltserhöhnng und Aenderung der Amtsbezeichnung.

Der Berichterstatterist derselbe wie vorher. Ich bitte ihn, das Wort zu nehmen.
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Berichterstatter Abgeordneter Graf von und zu Hoensbroech
Herren! Es liegt Ihnen eine Petition der Bureaugehilfenau den Pwvmzml-Hnl- und Pflege 'alten
v°r. Die bezieht sich hauptsächlich auf drei Punkte: Die Verlechungder Beamtenngeuschaft.d:e
Gehaltserhöhunguud die Aenderuug der Amtsbczc,chumug. , ^ .^ . ^ , ,,. ^^ ., ,, .

Was den ersten Pnnkt anbelangt, so will ^r Prvvmzmwusschnß^
gehen, da kein Bedür nis vorliegt, daß diesen Bnreaugehllfeudre Beamte.mgeuschaftM tamtt on .
besonders schon deshalb nicht, weil die Pensionsberechtiguug durch dle Bestnumungen e Iuval^^
gesetzes geregelt ist. Was den zweiten Pnnkt. die Gehaltserhöhuugangeht '°/ d^
^ sagen Die Bureaugehilfen beziehen 1200 Mark. Diese Summe ste'gt °lle zwei ^al e mu

150 Mark ^s 3' HM ehalt vou 2500 Mark, uud uach dreijä nger D'enst^ «^n s«
«neu Mietsznschuß.der b her 300 Mark betrug. Der Provmzmlausschuhsf^^M or chn
auf 400 Mark zu erhöhen. Dann ist der dritte Puukt. die Aenderuugder Amtsbeznchuuug.noch
«« erwähnen. Die Petition sagt in dieser Beziehung folgeudes:

..Feruer bitten wir. uus die Bemuteubezeichuung Assisteut - "'«e'cht mch Ab uf ^
Probezeit - gewähren zu wollen, denn die Bezeichnung ..Gehilfe . so gu deM e "h kW g

g°«ießt iu der Aussprache eiue weseutlichaudere Würdignug. w:e das dem Smne ach le^
bedeutende ..Assisteut" Da uuu jeder Mensch das Bestrebenhat. we.ter zu kommen, so wnd uns
auch bei etwai en Bewerbnngen um besser bezahlte Stelleu bei audereu
^f°lg unmöglich gemacht, indem der Titel ..Gehilfe" deu Wert uuserer Arbe.t hew't r rückt
Wenig erfreulich ist es übrigeus auch für uns. besondersdie älteren Augestellteu.Gehilfe auf

'^nsda^^sein^^^^^ ^^^ ^^ ^. Veschlußfassuug über diesen Puukt oorbehalteuund
" dem Haushaltsplau im nächsten Jahre ensprechendeVorschläge machen. ,^ .^

Im Nanmi der II. Fachkonuuission bitte ich S,e dem Autrage de P"Mu^
stattzugeben,nnd zwar deu ersten Punkt mit ablehuendem Votum den ^welteu m dnn V°r!M e

die Petition durch Nuuahn.e der in den Haushaltsplänen vorgeschlagenen E m de M
zuschussesvou 300 auf 400 Mark für erledigt zu erkläre»uud zum dntten Punkt dem Provmzml
«Usschußzu überlassen, im nächsten Hanshaltsplan entprechende Vorschläge zu n'«^''

Stellvertreteuder VorsitzeuderGraf nnd Marquis von uud zu Hoeusbroech. ^ch
stelle die drei Anträge der II. Fachkommission zur Besprechung.

Es zum Wort. Ich konstatiere die Auuahme derselben.
Wir neben über zu Punkt 15 der Tagesordnung: ^ «, - <

^,r gehen Wer zu ^m ^ ..^^ ,,„h A„^ag des Proviuzlal-
"^^l 7 net?esie d Ve^^b^^^^^ der Lage des Pflege- nnd Dienst-

Pe^t^d^D^chen Verbandes der ^nkenpfleger n^ Megerwnen
in Berlin um Verbesserung der Lage der Pfleger uud Pfleger.nnen ,n den
Provinzial-Heil- uud Pflegeanstalten

Der voriae Kerr Berichterstatterberichtetauch hierzu. , ««> ^ . ^
V ichters tt« von und zn Hoeusbroech (Kelleuberg): Meme Herreu Ich

b°tt° iml^^ schon die Ehre. Ihnen die Petition des Pflege- uud Dien tpersouals der
Prvvinzial-Hi n'd Pflegeanstaltenvorzutrageu. Die II. Fachkommission war damals der Ansicht,
daß di wichchaft che La e de Pfleger und des Dienstpersonalsim großen uud gauzeu befragend
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sei. Aber es sei nicht zu leugnen, daß besonders bei einzelnen Kategorienvon Angestellten,besonders
bei den Verheirateten eine angemessene Erhöhung der Bezüge am Platze sei, und der Provinzial-
landtag war im vorigen Jahre der Ansicht der II. Fachkommission beigetreten. Der Provinzial¬
ausschuß hat infolgedessen dieses Jahr in der Drucksache Nr. 18 einen ausführlichenBericht und
Antrag vorgelegt. Ich kann mich daher wohl kurz fassen, da der Bericht so ausführlich ist, und
brauchewohl nur die Hauptsachedaraus hervorzuheben. Es handelt fich erstens um die Erhöhung
der Bezüge der aus der Anstaltsbeköstigungausgefchiedenenverheirateten Pfleger. Die Pfleger
haben nicht nur ein Anrecht auf ihren Lohn uud auf freie Beköstigung in der 3. Tischklasse, sondern
auch auf freie Wohnung, Heizung, Beleuchtung, Wäsche und Arznei. Wenn nun ein Pfleger
heiratet, so kann er auf seinen Antrag aus der Anstaltsbeköstigungherausgenommenwerden und
erhält die Beköstigungin Barwert. Dieser Barwert war bisher auf 340 Mark festgesetzt. Er
soll nunmehr um 60 Mark erhöht werden. Um den Wünschen des vorjährigen Provinziallandtages
nachzukommen, soll diese Erhöhung vom 1. Oktober 1913 ab rückwirkendeKraft haben, also vom
laufendenRechnungsjahreab. Dadurch erhalten die verheirateten Pfleger in diefem Jahre schon
diese Erhöhung. Den Wuusch,den verheiratetenPflegern Kinderzulagezu geben, glaubt der Pro-
vinzialausschußabschlägigbescheidenzu müssen, und die II. Fachkommission hat sich dieser Ansicht
auch angeschlossen; denn der Provinzialausschuß sagte, daß durch Gewährung von Kinderzulagen
diese ganze Frage bei allen Beamten aufgerollt werde, und das würde zu weitgehenden Konsequenzen
führen. Ein zweiter Wunsch bestand in der Erhöhung des Bargeldes. Der bare Lohn beträgt
beim männlichen Personal jetzt jährlich 840 Mark, beim weiblichen 600 Mark. Es wird nuu vor¬
geschlagen, die Bezüge des männlichenPflegepersonalsum 2 Mark monatlich und die Bezüge des
weiblichen Personals um 1,50 Mark monatlichzu erhöhen und daß der Höchstsatz beim männlichen
Pflegepersonal 900 Mark uud beim weiblichen 660 Mark im Jahre betragen solle. Von dieser
Erhöhung sollen aber die sogenanntenüernpfleger ausgeschlossen bleiben, denn es soll scharf darauf
gesehen werde», daß die Bemessung des Lohnes der Pfleger eine höhere ist, als die der Lerupfleger-
Das soll möglichst zum Ausdruckgebrachtwerden.

Die ganze finanzielle Wirkung dieser vorgeschlagenenNeuregelungberechnet fich, für männ¬
liches und weibliches Pflegepersonalzusammengenommen, auf rund 21200 Mark.

Ein dritter Wuusch war die anderweitige Regelung der Dienst- und Urlaubszeit. Es
waren da sehr weitgehendeWünsche vorgebracht worden, die natürlicherweisenicht alle erfüllt
werden konnten. Aber der Provinzialausschuß hat sich der Ansichtnicht verschließen können, daß
doch einigen Wünschen stattgegebenwerden könnte, besondersdem, daß nicht nur an jedem achten,
sondern von nun an an jedem vierten Sonntag das Pflegepersonal einen freien Sonntag haben
sollte, und daß den verheiratetenBeamten mehr als bisher Gelegenheit gegeben werden mühte,
die Nacht bei ihren Familien zuzubringen. Wenn diese Aenderung eintritt, dann ist natürlich ein
größerer Bedarf an Pflegepersonalnotwendig. Das ist die Folge davon. Wie groß dieser Bedarf
ist, das läßt sich uoch nicht ersehen, das wird die Praxis ergeben. Es ist einstweilen angenommen,
daß eine Mehranstellungvon 14 Pflegcpersonenvorgenommenwerden muß. Das würde, finanziell
gesprochen, eine Mehrausgabe von 14 000 Mark ergeben.

Im Zusammeuhauguun mit dieser anderweitigenRegelung des Urlaubes steht die Aus¬
zahlung des halben Beköstigungssatzes während des Urlaubes. Während des Urlaubes bezieht das
Pflegepersonalden Lohn weiter. Diejenigen Pflegepersonennnn, die an der AnstaltsbeköstigUNg
telluehmcn,beziehen ihren Lohn zwar weiter, bekommen aber während dieser Zeit keine Entschädigung
dafür, daß fie aus der Anstaltsbeköstignngausgeschieden sind. Anßer ihrem Lohne werden die-
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ienigen Pfleger, die aus der Austaltsbekostigungausgeschieden sind, auch noch die Barentschädi-
LM,g für die Velostignng beziehen. Im ganzen würde dadurch eme Mehransgabe von etwa
4000 Mark entstehen ^ -

Bei Gelegenheit der bisher aufgeführten Verbesserungender Lage der Pfleger muß m
einem Punkte eveutuell eine Verschlechterung eintreten. Das bezieht sich auf tue fteu Arzu -
Diese Verschlechtere ist aber für die Pfleger finanziell von so germger Bedeutuug daß s,e kaum
praktisch w/rden wird Sie hatten bisher freie Arznei. Was aber uuter frerer Arzne: zu ver¬
stehen ist. das war in der Praris sehr schwer zu entscheiden. Versteht ,nnu darnu^er uur
kranken Pfleger oder ist die Familie miteinbegriffen,lnrznm w.e we.t darf d:e fr e Arznei gegeb

"erden?^Die,e kleine Verschlechtere soll also bei den Pflegern eintreten, ste ist °^r amh ftw
deshalb von ieiner Bedeutnng. weil das Krankentassengesetz ia d.e freie Arznei m Kranlhelts-
fällen gibt. ^ , .

Diese bisher vorgeschlagenen Verbessernden beziehen sich also ans das
aber es ist nicht zu leugnen daß auch das Dienstpersoualeme Au bessernng n°t'g h^ °nde
°ber die Handwerker,da diese ja unter ähnlichen sozialen Verhtiltmssen leben w:e die Pfleger, ^m
allgemeinenhaben die Handwerker bisher ein Anfangsgehalt von jährlich 1200 Mart bezogen
bas bis zu 1700 Mark stieg. Es wird nun vorgeschlageu.dieses Gehalt zu erhohen und das
Anfllngsgehaltauf 1300 Mark zu bemessen. Wenn diesem Wunsche stattgegebenmrd. so würde
dadurch eine Mehrausgabe von 10 800 Mark entstehen.

Wenn der Landtag alle diese Wünscheder Pfleger nnd des Dienstpersonalserfüllt, so
würde dadurch eine Gesamtmehmusgabevon 50 000 Mark entstehen. «^w„,ial-

Die II. Fachkommissionschlägt Ihnen dnrch mich vor. dem Antrage des Provin^
ausschusses stattzugeben,der lautet:

-° «"!!-» d.. «.«. d°s »»..»«»

"«zusehen ^ ^ < c>^
Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und

stelle die beiden Anträge in bezug auf die Verbesseruug der Lage der Pfleger uud des D.enstpersonals

^ ^ ^tli^ ^ Me. die Disknsston nnd stelle die Annahme
der Anträge fest.

Wir kommen zum folgenden Gegenstandder Tagesordnung:
Antraa der II. Fachkommi ion zum Haushaltsplan für die erweiterte
Armenpflege^ des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für das Rechnungs¬
jahr vom 1. April 1914 bis 31. März 1915.
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Berichterstatterist derselbe Herr wie beim vorigen Punkte.
Berichterstatter Abgeordneter Graf von und zu Hoeusbroech (Kellenberg): Meine

Herren, der Haushaltsplan für die erweiterteArmenpflegeauf Grund des Gesetzes vom 11. Juli
1891 für das Rechnungsjahr vom 1. April 1914 bis 31. März 1915 bietet zu weiteren
Bemerkuugeukeiuc Veranlassung. Die Einnahmen belaufen sich auf 385 000 Mark. Das ist
gegen das Vorjahr ein Mehr von 27 000 Mark. Diese Beträge kommen aus dem Vermögen der
Kranken oder von Drittverpflichteten. Ferner belaufen sich die Beiträge der Kreise und Gemeinden
zn den Kosten der von dem Landarmenverbandein Anstaltspflegeunterzubringend«:,. Hilfsbedürftigen,
Geisteskranken, Idioten, Epileptische!,, Taubstummen und Blinde,, auf 4 893 000 Mark. Das ist
ein Mehr von 135 000 Mark.

Endlich beläuft sich der Zuschußaus der Dotatiousreute nach dem Gesetz vom 2. Juni
1902 auf 85 441 Mark nnd der Zuschuß aus Prouiuzialabgabeu auf 1393 558 Mark. Das ist
eiu Mehr von 70 000 Mark.

Diesen Einnahmen stehen die Ausgaben gegenüber für die Untcrbringuugder hilfsbedürftigen
Geisteskranken in die Anstaltspflege in Höhe von 6 757 000 Mark, so daß die Einnähn«,, und
Ausgaben in dieser Summe balancieren. Die Mehrausgabe ist hauptsächlich durch die am 1. April
1907 in Kraft getretene Erhöhnug des Pflegesatzcsfür die iu den Provinzial-Heil- und Pflege-
anstalteu auf öffentliche Kosten untergebrachtenKranken bedingt, nnd zwar ist der Pflegesatz von
1,35 Mark auf 1,50 Mark täglich erhöht.

Im Namen der II. Fachkommission habe ich die Ehre, die unveränderteAnnahme dieses
Haushaltsplanes zu empfehlen.

Stellvertretender VorsitzenderGraf und Marquis von und zu Hoeusbroech: Ich
stelle den Antrag der II. Fachkommission zur Besprechung.

Es meldet sich niemand zum Wort. Ich stelle daher die Annahme des Antrages fest.
Wir gehen über zu Nr. 17:

Antrag der III. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzialstraßen-
Verwaltnng nebst
Anlage H., Voranschlag über die Verwendung des Fonds für den Neubau

von Provinzialstraßen,
Anlage L, Voranschlag über die Verwendung des Eiscnbahufonds,
Anlage (ü, Voranschlag über die Verwendung des Fonds zur Unterstützung

des Gemeinde- nnd Kreiswegebaues,
Anlage O, Voranschlag über die Einnahmen und Ausgaben beim Betriebe

der dem Proviuzialverbande gehörigen Steinbrüche,
für das Nechnnngsjahr vom 1. April 1914 bis 31. März 1915.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteKlotz. Ich bitte den Herrn Berichterstatter,
das Wort zn nehmen.

BerichterstatterAbgeordneter Klotz: Meine Herren! Ich werde mich bei der vorgeschrittenen
Zeit sehr kurz fassen, (Beifall) trotzdemder Haushaltsplan für die Provinzialstrahen-Verwaltung,
den ich vorzutragen die Ehre habe, sehr umfangreich ist. Er schließt dieses Jahr mit einer Gesamt¬
ausgabe von 7 822 300 Mark gegen 7 889 700 Mark im Vorjahre ab, also mit einer Weniger-
ausgäbe vou 67 400 Mark. Er bietet iusoferu ein erfreuliches Bild, als der Zuschußaus Provinzial-
nbgaben für. den nächsten Haushaltsplan 100 300 Mark weniger beträgt als im laufenden
Rechnungsjahr, da er in diesem 4 529 700 Mark betrug und im nächsten Rechnungsjahr, also in
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dem uns jetzt vorliegenden Haushaltsplan, nur 4 492 400 Mark beträgt. Das erklärt sich daraus,
daß die eigenen laufendenEinnahmen um 32 900 Mark gestiegen sind und die laufenden Ausgaben
sich um 67 400 Mark verringert haben. Die Gesamteinnahmensetzen sich nämlich zusammen

1. aus Staatsrenten für Straßenzwecke in Höhe von 2 101896 Mark, die ein für allemal
feststehen, dann

2. aus dem Zuschuß aus der allgemeinenDotationsrente, und zwar einmal aus dem
Zuschuß aus der allgemeinenDotationsrente nach dem Gesetz vom 8. Juli 1875 für
den Neubail von «haussierten Wegen und. zur Unterstützungdes Gemeinde-und Krcis-
wegebauesmit 440 000 Mark, ferner

3. aus dem Zuschuß aus der weitere« Dotationsrente des Gesetzes vom 2. Juni 1902
zur Bewilligung von Unterstützungen für Zwecke des Wcgewescns und zur Deckung von
Kosten des Baues und der Unterhaltung von Brückenan leistungsschwacheKreise und
Gemeindenmit 70«/° vom Betrage von 431883 Mark 33 Pf. also mit 302 318 Mark
33 Pf.

Diese zwei Summen stehen ebenfalls fest, einmal weil sie Dotationsrenten find,
und zweitens, weil bestimmte Beschlüsse von verschiedenenProvinziallandtagenvorliegen.
Dazu kommen dann

4, die eigenen Einnahmeu, und diese eigenen Einnahmen schwanken natürlich, sie sind
meistenteils,wenn uicht bcsouderc Verhältnissevorliegen,nach dem dreijährigen Durch¬
schnitt berechnet. Im Haushaltsplan 1914 betragen diese eigenen Einnahmen 425 685
Mark gegen 392 785 Mark im Vorjahre, also ergibt sich, wie ich schon vorhin sagte,
eine Mehreinnahme von 32 900 Mark. Diese Mehreinnahme setzt sich namentlich
aus folgendemzusammen:
a) für die Anlage von Straßenbahnen, von Gas- und Wasserleitungenund von

Starkstromleitungen in und auf den Provinzialstraßen werden 13 000 Mark mehr
eingehen,ein Zeichen von großer Entwicklungdieser verschiedenen Anlagen,

d) ein Mehrerlös aus den Obstnntzungeuan den Provinzialstraßen von 10 000 Mark,
«) ein Mehrerlös für Chaufseebäumeund deren Abfallholz mit 7000 Mark. Es

kommen dann noch einige kleinere Mehreinnahmen hinzu. Die Gesamtsummeist,
wie angegeben,32 900 Mark.

Was die Verringerung der Ausgaben anbetrifft, so sind solche namentlich bei dem so¬
genannten Eisenbahnfonds zu verzeichnen,wo nach den angestelltenBerechnungen20 000 Mark
weniger an Ziusen einzustellen sind. Das richtet sich ganz nach den Bestimmungender Landesbant
bezüglich der Verzinsung.

Ferner werden 4000 Mark für die Provillzialstraßeuincisteruud Straßenaufseher weniger
gefordert, weil ältere Straßenmcister abgegangenfind, und dafür jüngere Kräfte eingestellt wurden,
sodann 3650 Mark für einen technischen Hilfsarbeiter, der weggefallen ist. Namentlich aber
"Mmt eine Summe von 51950 Mark in Betracht, die weniger auszugeben ist, nnd zwar deshalb,
^eil allmählich die Straßenverwaltuug geriuger geworden ist dadurch, daß verschiedene Straßen-
strecken den Gemeinden zur eigenen Verwaltung übertragen worden sind. Da ist es nun sehr
interessant,festzustellen, wieviel wir denn überhaupt noch an Provinzialstrnßenstrecken haben. Die
Gesamtlängeder Provinzialstraßenbetrug nach Ausweis des Verwaltungsberichtcsfür das Rechnungs¬
jahr 1912 rund 6938 Kilometer. Davon sind an engere Kommunalverbändegegen Iahrcsrenten
rund 735 Kilometer abgetretenund an andere Verwaltungen ohne Renten rund 2 Kilometer, zn-
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summen 73? Kilometer, so daß in direkter Verwaltung der Provinz noch rnnd 6201 Kilometer
verbleiben.

Ich möchte nicht verfehlen, hier mitzuteilen, daß die III. Fachkommission bei den Bera¬
tungen den dringenden Wunsch ausgesprochen hat, die Provinzialverwaltung möchte künftig doch recht
vorsichtigsein bei der weiterenHergäbe solcher Straßenstreckeuin die Verwaltung von Gemeinden.
Es wurde nämlich die Behauptung aufgestelltund auch begründet, daß viele Gemeinden nicht das
erfüllt haben, was man erwartet hat, daß sie also die Straßen nicht so ausgebaut haben, wie es
wohl ihre Pflicht und Schuldigkeitgewesen wäre. Das trifft nicht auf alle zu, aber doch auf
verschiedene. Nun dient ihnen ja zur Entschuldigung,daß sie seinerzeit vielfach ein schlechtes
Geschäft gemacht haben. Die Rente wurde teilweise vor 10 bis 12 Jahren nach den damaligen
Materialpreisen und den Löhnen berechnet. Diese sind aber inzwischen bedeutend gestiegen, und
infolgedessen wird es den Kommunen schwer, ihren Verpflichtungennachzukommen. Das darf sie
aber nicht abhalten, nun auch deu einmal abgeschlossenenVertrag zu erfüllen. Die Vertreter der
Provinzialverwaltung haben uns versichert, daß jetzt auch schon dazu übergegangensei, weniger als
bisher von den Provinzialstraßen abzugeben. Es gefchehedas nur noch in solchen Fällen, wo es
absolut nicht anders gehe, wo mitten in verschiedenenGemeindestraßenein verlorenesStück ProvM-
zialstraßenstrecke läge.

Daß die Wenigerausgabe von 51950 Mark sich ergebenhat, erklärt sich aber auch noch
aus einem andern Grunde. Die Zinsen und die Tilgungskosten der Kleinpflaster-Anleihe ^
werden von 239 863 Mark, die sie im vorigen Jahre ausmachten, im Rechnungsjahr 1914 auf
181985 Mark zurückgehen, und bis zum Jahre 1919 werden diese Zinsen und Tilgungskosten
allmählichganz verschwinden.Aus dem Vorgetragene«ergibt sich also, aus welchen Gründen haupt¬
sächlich die Ausgaben im Rechnungsjahr 1914 geringer werden. Gs kommen dann noch einige
kleinere Wenigercmsgabendazu, und diesen Wenigerausgaben stehen auch einige Mehrausgaben
gegenüber, so sind die Beiträge zur Krauten- und Invalidenversicherung,Prämien an die Straßen¬
aufsichtsbeamten für besonders gute Leistungen in der Obstzucht und Banmpflege und einige Gehälter
gestiegen. Das Resultat ist aber, wie gesagt, eine Gesamt-Wenigerausgabevon 67 400 Mark-

Die außerordentlichenAusgaben — auf Seite 666 finden Sie diese mit 501 715 Man
angegeben— sind geblieben,weil auch sie auf festen Beschlüssen der Provinziallandtagc beruhe«,
so daß, wie auch schon zn Anfang von mir ausgeführt, der Gefamt-Haushaltsplan abschließt nm
7 822 300 Mark gegen 7 889 700 Mark im Vorjahre, also um 67 400 Mark günstiger ist.

Meine Herren! Nun hat sich allerdings dies Bild dadurch etwas weniger günstig gestellt,
daß uns der Provinzialausschußnoch ein Schriftstückhat zugehenlassen, worin er nachweist, daß
noch 44 000 Mark mehr nötig find für die persönlichen und sachlichenBedürfnisse, die sich inzwischen
herausgestellthaben, die aber bei Aufstellung des Haushaltsplans noch nicht zu übersehen waren.
Die Fachkommission hat sich davon überzeugt, daß dies notwendig ist, und bittet deshalb, auch
ihrerseits den Landtag, er möge beschließen, daß diese nachgewiesenenMehrkostenvon 44 000 M"
noch weiter miteingestelltwerden. Es wird sich dann also das angenehmeWeniger an Zuschüsse«
der Provinzialabgaben von 100 300 Mark um diese 44000 Mark verringern, aber immerhin doch,
noch, was wohl lange nicht dagewesen ist, eine Wenigerausgabe von 56 300 Mark verbleiben.

Die Kommission hat die Voranschlägenach allen Seiten durchgeprüftund hat nichts z«
ermnern gefunden,auch nicht bei den Fonds ^., L, <ü, O für den Neubau von Provinzialstraßen,
über tue Verwendungdes Eisenbahnfonds,über die Verwendungdes Fonds zur Unterstützungdes
Gemeinde-und Kreiswegebaues,über die Einnahmen und Ausgaben beim Betriebe der dem Provin-
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Mlverband gehörigen Steinbrüche. Es ist da nur, wie ich schon vorhin ausgeführt habe, eme
Wenigerausgabebei dem Gisenbahnfond L von 20 000 Mark zu verzeichne«,weil dort so viel
weniger Zinsen für die den VahnunternehmungengewährtenDarlehen einzustellen sind.

Schließlich habe ich noch vorzutragen, daß die 111. Fachkommisston noch einen Wunsch
geäußert hat. nämlich den. es möchte der Betrag von 300 000 Mark, welcher nn vongen Jahre
W die Bekämpfung der Staubplage infolge des Kraftwagenverkehrsauf Provmzmlstraßenstrecken
bewilligt ist, uud der im vorigen Jahre viel Staub aufgewirbelt hat. von jetzt ab mcht in den
Haupt-Haushaltsplan, sondern in den Haushaltsplau für die Provmzmlstraßeu-Verwaltungeingestellt
werden. (Abgeordneter Krähwinkel: Sehr richtig!) Bestimmeud dafür ist der Umstand, daß
für die Bekämpfung der Staubplage hauptsächlichdie Herstelluug von mehr Klempflaster auf
besondersgefährdeten Stellen in Frage kommt, und daß doch die III. Fachkommission, zu deren
Kompetenz im allgemeinendie Beratung über die Straßeubauteu gehört, auch be. dieser Verwend.mg
«Mri werden möchte. Es wäre ihr daher auch erwünscht, wenn künftig der lahrüche Verwaltungs¬
bericht des Proviuzialausschussesauch jeweils eiue Nachweisung über die bisherigeVerwendung dieses
Betrages enthielte

Mit diesem kleinen Wunsch möchte ich empfehlen,die Vorlagen über den Hanshaltsplan
d« Provinzialstraßen und über die einzelnen dazu gehörigenbesonderen Fonds annehmen 3« wollen,
mit dem Zusätze, daß auch die 44 000 Mark, die von der Provinzialverwaltungfür die Per onlichen
und sächlichenBedürfnisse nachträglich als weiter nötig nachgewiesenworden sind, bewilligt
werden. (Beifall!) ^ ^„

VorfitzenderSpiritus: Das Wort hat zunächst der Herr Abgeordnete ^ Oehler.
AbgeordneterDr. Oehler: Meine Herren! Wie ich bereits gestern ausgeführt habe, will

^ Nicht die 300 000 Mark zur Bekämpfung der Staubplage bekämpfen^^ch habe vorgestern
d«auf hingewiesen,daß es meines Erachtens ganz richtig ist. wenn die 300 000 Mark auch die
I°hr wieder ins Extraordinarinm eingestelltworden sind, daß sie aus dem Grunde auch m den
Hanpt-Haushaltsplan hineingehören. Nnn höre ich soeben, daß die III. Fachkommission umgekehrt
de« Wunsch ausgesprochenhat. die 300 000 Mark zur Vekämpfuugder Staubplage mochten M
künftigen Jahre nicht in deu Haupt-Haushaltsplan eingestellt werden, sondern m den Wegeban-Haus¬
haltsplan. Das halte ich für uuzulässig und für unrichtig. Denn die 300000 Mark stud kem
äsende, keine ständige Ansgabe. sondern eine extraordinäre, bei der wir ,edes Jahr überlegen
wüssen. ob wir u den gewöhnlichenUnterhaltiingskosten.die in dem Wegebau-Haushaltsplanstehen
n°ch eine extraordinäre Ausgabe zur Bekämpfungder Staubplage hinzufügen. Darum wnd es
"eines Erachtens nicht richtig sein, daß den Wünschen der III. Fachkommission entsprochen wir .
d°ß die 300000 Mark in den Wegeban-Haushaltsplangestellt werden. Sie gehören m den Haupt-
Haushaltsplan Ich spreche den Wunsch aus. daß es bei dem bisherigenVerfahren verbleiben möge.

VorsitzenderSpiritus: Der Herr Landeshauptmannhat das Wort.
L?nde^ von Renvers: Als wir zum ersten Male den Staubfonds hier

"«brachten, haben wir die 150 000 Mark absichtlich in den Hanpt-Haushaltsplan Nicht m den
Haushaltsplan der Straßenverwaltung eingesetzt. Es ist dies damit motiviert worden, daß dies
"ne Ausgabe sei die extraordinär ist. die wir jederzeitwieder beseitigen können, wenn emmal die
Verhältnissees nicht gestatten, die 150 000 Mark zu diesem Sonderzweckezu geben. Im folgenden
^hre ist diese Summe auf 300 000 Mark erhöht worden, und es ist dieselbeErklärung hier
abgegebenworden Diese Summe stand wieder in dem Haupt-Haushaltsplan, damit wir sie
eventuell beseitigen konnten,ohne den großen Straßenbau-Haushaltsplan zu berühren.
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Was also der Herr OberbürgermeisterOchler eben ausführte, ist zutreffend und richtig.
Wenn wir die Sache jetzt ändern und die eingesetzten Summen aus dem Haupt-Haushaltsplan m
den Straßenbau-Haushaltsplan bringeu, dcmn wird das eine gewöhnliche,feste Ausgabe, wie du
Ausgabe« für die gewöhnliche Straßenunterhaltung, Dies spricht allerdings für die Auffassung
des Herrn OberbürgermeisterOehler, Aber andererseits werden wir die 300 000 Mark für die
Staubbekämpfung doch wohl überhaupt nicht wieder los. Ob sie hier stehen oder dort, ist meines
Erachtens ziemlich gleichgültig. (Zustimmung,)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnetevon Stedmau,
Abgeordnetervon Stedman: Meine Herren! Ich möchte mich auch den Ausführungen

des Herrn Landeshauptmanns anschließen. Die Ausgabe werden wir nicht mehr los. Der Staub
ist ein Bestandteil der Straße. (Sehr richtig!) Er muß bekämpftwerde». Also da hilft nichts.
Wenn die Sache in die III. Fachkommission kommt und als eiue Wegesache nugefehen wird, dann
ist ja damit gar nicht gesagt, daß es nnn in alle ewigen Zeiten 300 000 Mark bleiben sollen, und
daß nicht jedesmal Prüfung eintreten soll. Alle diese Dinge werden ja an Hand des Bedürfnisses
jährlich gennn geprüft (AbgeordneterKrawinkel: Sehr richtig!) wie jeder andere Posten auch.
Es wäre doch gar nicht einzusehen,warum man eine folche Sache da wegnehmenwollte, als ov
man eine Getreideart anf einmal aus der Landwirtschaftin die Beratungsangclegcnheiteubetreffend
die Schreibbeamtenhineinsehenwürde. Das ginge nicht an. Der Staub gehört zur Landstraße-
(Heiterkeit.) Die richtige Stelle, wo die Prüfuug vorzunehmen ist, ist und bleibt daher die III. Fach'
kommission, uud das umsomehr,da wir diese Aufweudung doch uicht los werden.

VorfitzenderSpiritus: Das Wort hat zunächst Herr AbgeordneterKlingelhöfer.
AbgeordneterKlingelhöfer: Ich hatte eiue anderweitigeBemerkungvor. Wenn He"

von Eynern noch znr. Sache sprechen will, dann will ich zunächst verzichten.
Vorsitzender Spiritus: Dann würde zunächst der Herr Abgeordnete Piecq das Wort habe«.
Abgeordneter Piecq: Meine Herren! Ich kann doch dem Herrn Vorredner nicht bet¬

stimmen, daß der Staub auf der Straße ist und auf der Straße bleibt; denn sonst hätte me
Bekämpfung der Stcmbplagc ja gar keinen Wert. Wcnu die Bekämpfung der Staubplage darin
beruht, wie ich aunchme, daß mau auf den verkehrsreicheren Straßen und namentlich, wie früher
ausgeführt worden ist, in der Nähe der Ortschaften statt des Makadams Kleinpflaster einführt,
dann wird der Staub vou der Straße immer mehr durch diese Maßuahme verschwinden, und c
wird die Zeit kommen, wo die Mittel, die außerordentlichaufgewendet werden,nicht mehr notwendig
sind. Ich kaun aber unmöglich annehmen — der Herr Landeshauptmann ist ja auch, soweit ich
ihn verstanden habe, genau derselben Ansicht — daß einfach die III. Fachkommifsion in der Lage
wäre, aus den: Haupt-Haushaltsplan eine Summe herauszuuehmcn. Jedenfalls kann ein derartiger
Vorschlagmir im Einverständnismit der I. Fachkommission an das hohe Haus kommen. Das Y
eine Beschränkungder Tätigkeit der I. Fachkommission,wie sie bisher noch nicht dagewesen ist.
Ich glaube also, daß wir uns am beste», namentlichbei dem schwachbcsctztenHanse, heute bei der
Sache nicht länger aufhalten. Ich beantrage, die Sache an die I. Fachkommission zu verweise",
»neun es gewünscht wird unter Zuziehung der III. Fachkommission, damit in beiden Kommissionen
zusammennötigenfalls die Sache nach allen Richtungen geprüft wird.

Vorsitzender Spiritus: Der Herr Landeshauptmann!
LandeshauptmannDr. von Renvers: Es liegt kein Antrag vor, sondern nur ein Wunsch'

es braucht also darüber nicht abgestimmtzu werden.
AbgeordneterPiecc,: Dann nehme ich an, daß morgendie I.Fachkommissionsich ziu'ächst

noch mit der Sache zu befasse» hat.
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Meine Herren! Die ganze Angelegenheit steht im engsten Znsammenhangmit den Aus¬
führungen, die der Herr KollegeOehlcr und meine Wenigkeitbei der Haushaltsberatnng gemacht
haben. Es soll geprüft werden, ob zur erweiterte» Ausgabe das Geld verwendet werden soll, das in
diesem Haushaltsplan zur Verfügungsteht, oder ob es nicht zweckmäßiger ist, eine weitere Tilgung der
Schulden eintreten zu lassen. Wenn ich also hier die Anregung — falls es kem Antrag ist —
"chtig verstehe, dann soll diese Prüfung der 1. Fachkommission entzogenwerden. Das halte ich
"lcht für richtig und nicht für angängig,

Vorsitzender Spiritus: Das Wort hat der Herr Abgeordnete von Eynern.
Abgeordnetervon Eynern: Meine Herren! Diesem Antrag oder diesemWunsche der

Ul. Fachkommissionist eine weitere Bedeutung beigemesscu worden, als er an sich haben sollte.
Was uns in der III. Fachkommission auffiel, war das, daß doch die Einsetzung dieses außerordent-
l'chen Fonds auf eine Anregung zurückzuführen ist. die aus der III. Fachkommission gegeben »norden
'st- Ich meine, gerade der Umstand, daß es sich um außerordentliche Mittel handelt, die also jedes
^ahr wieder angeregt, wieder neu geprüft werden muffen,bedingt doch, daß die III. Fachkommission
auch jedes Jahr sich wieder mit diesem 300 000 Mark-Fonds zu beschäftigen haben sollte. Deshalb
stel es uns nnf, daß in dicfem Jahre in unseremHaushaltsplan von diesen 300000 Mark gar
'"cht die Rede war, der eigentliche Vater dieses Gedankensalso ausgeschaltet war und nun nur die
I- Fachkommission über das weitere Fortbestehen des Bedürfnisses zu Gericht sitzen sollte. Ich
Ülaube. die III. Fachkommission würde in ihrer Mehrheit schon ganz zufrieden sein, wenn neben der
l- Fachkommission im nächstenJahre sich auch die III. Fachkommission mit der Frage zu beschäftigen
Mben würde, ob diese 300 000 Mark notwendigsind.

Es ist nnn hier mir ein Wnnfch gecinßert und kein Antrag gestellt worden und ich meine,
°s würde genügen, daß die Provinzialverwaltung und die Herren des Provinzialcmsschusses von
°"sem Wunsche Kcnntuis genommenhaben nnd nun in Erwägungen darüber eintreten, wie weit
°usem Wunsche für das nächste Jahr stattgegeben werden kann.

VorsitzenderSpiritns: Herr AbgeordneterKrawinkelhat das Wort.
, Abgeordneter Krawinkel: Meine Herren! Ich glaube, die Besorgnisse der Herren Ober¬
bürgermeister sind in diesem Falle um so weniger gerechtfertigt,als alle Praxis in anderen parlamen¬
tarischen Körperschaften bei der Behandlungder Geschäfte ihnen entgegensteht.Wenn man beispielsweise
°°« Westfonds in Berlin sticht dann findet man ihn im landwirtschaftlichen Haushaltsplan, nicht etwa
"" Haupt-Hanshaltsplan als ganz besonders der Budgetkommission und dereu Fürsorge m erster
"'"e zugewiefcu Und ebenso beim Eisenbahnhaushaltsplan. wo für Stellwertseinllchtungen und
andere Bedürfnisse fortlaufend lange Jahre hindurch erhebliche Summen ausgeworfenwerde,,, die
"'cht als dauernde Ausgaben, sondern als immer wiederkommende einmalige außerordentliche Aus¬
gaben eingesetzt sind. In gleicher Weise hat die III. Fachkommission auch sachlich über die hier
'"gliche Position verhandelt. ^ ^

Ich will auf die Sache nicht weiter eingehen, nur eins kann ich jetzt wohl als eomnruins
°pinio kundgeben, daß das Bedürfnis nach diesen 300 000 Mark eine Reihe von Jahren bestehen
°l°iben wird, (sehr richtig!) und sicherlich immer uud immer wieder Befriedigungin weiten Kreisen
hervorrufe,,'wird wem, die Summe eine Verwendung fiudet in dem Sinne, wie das im vorigen
Jahre beschlossen'wurde und auch von Seiten der Straßcubauverwaltung als ein dringendesBe-
bllrfnis anerkannt wird. Wenn man diesen Gesichtspunkten einigermaßengerecht werden will, muß
b°ch die III, Fachkommission hiermit betraut werden und es muß dort Gelegenheitgegebenwerden, die
Verwendung im Znsannnenhangmit der sonstigen Straßenunterhaltnngzu überwachenund zu besprechen.

11
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Ich glaube, daß die Anregung, die der Herr OberbürgermeisterPiecq soeben gegeben hat,
daß eventnell die III. und die I. Fachkommission zusammendarüber beschließen möchten,ja auch
ein Weg ist, der sich aber bei dem Wunsche, den der Herr Referent im Namen der Kommisston
hier kund gegeben hat, und der ja geschäftsordnungsmäßigeine weitere Folge heute noch gar mch
durch einen Antrag erhält, erübrigen dürfte. Ich möchte also den Wunschder III. Fachkommission
ebenfalls unterstützen und bitte Sie, dementsprechend zu verfahren. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Herr AbgeordneterDr. Oehler.
AbgeordneterDr. Oehler: Nur eine gauz kurze Bemerkung. Meine Herren! Ich lM

gar nichts dagegen, daß diese 300 000 Mark zur Vekämpfuug der Stanbplagc auch von der
III, Fachkommission beraten werden. Ich lege nur großen Wert darauf, daß sie uicht aus W«
Eztmordinarium verschwinden,sondern immer als ein Posten angesehen werden, der jährucy
bewilligt werden muß und der auch eiumal wegfallenkann, wenn wir kein Geld haben.

Vorsitzender Spiritus: Herr AbgeordneterKliugelhöferhat das Wort.
AbgeordneterKlingelhöfer: Ich möchte persönlichnicht mehr zur Staubfrage sp«ch^

sondern nur einige Bemerkungen an den Wegehaushaltsplan anschließen,die die rechtlichen ^
hiiltuisse des Wegewesens in der Rheinprovinz betreffen. Hier herrschennoch 19 Wegerechte, t"
aus dem 16., 17. und 18. Jahrhundert stammen. Der Alterspräsident unserer WcgerechteY
wohl die Iülich-BergischePolizeiverordnuug vom 10. Oktober 1554. Dieses Wegerecht ist da
allein gültige Wegerechtim größten Teile des RegierungsbezirksDüsseldorf und im Belgisch"
Lande. Ursprünglichlag die Verpflichtungzur Instandhaltung der Wege allgemein den Anlieger,
ob. Für die bedeutenderenWege ist diese Verpflichtung aber durch die Provinz und die KM1
übernommenworden, für die Wege mittlerer Bedeutung von den Kreisen und von den Gemenge,
nur bei den Nebenwegenist die Verpflichtung an den Anliegern hängen geblieben. Man tom
dieselbe auch deu Anliegern ruhig belassen,weil nur geringe Anforderungen gestellt wurden. T)e,^
entsprechend bestimmt die Iülich-BergischeVerordnung für den Fall, daß Wege sehr versunken sei,
dieselben mit Steinen, Gehölz, Dornen oder sonst befestigtwerden sollen; weiter aber anch für °
Fall, wenn diese Anfinge zu arg beschwerlich werde, daß eine Hilfeleistung durch die Nach«^
schaften stattfinden solle. Leider haben die Entscheidungendes Oberverwaltungsgerichtsder letz
Jahre einen Rechtszustand geschaffen, der eigentlich mit dieser bestehenden Auffassung vollst"' U
bricht und den Bürgermeisterndas Recht einräumt, schwere Auflagen von den Anliegern an Nev ^
wegen zu verlangen. So finden Sie, daß zum Beispiel in einem Falle eine Kiesdecke von 2^ o
Stärke verlangt werden konnte, weil das Oberverwaltungsgerichtaus dem Worte „Steine" "
Kiesdeckekonstruierthat. Ich möchte sagen, mit demselben Recht könnte man aus dem W"
„Steine" Pflasterung und aus dem Worte Gehölz Parkettboden herleiten. Jedenfalls ist dadur )
ein Rechtszustllndgeschaffen, der den größeren und kleinen Gruudbesitzhier im Bergischen LaN
außerordentlich schwer betrifft, und der ganz dringlich einer anderweitigengesetzlichen Regelung bcda s^

Meine Herren! Dem Rheinischen5. Provinziallandtag, der 1837 tagte, hat eine ^
ordnung des damaligen Königs Friedrich Wilhelms III. vorgelegen,eine RheinischeProvinz'^
Wegeordnung zu beraten und zu beschließen. Ueber 75 Jahre sind seitdem ins Land gegange,
und diese Rheinische Wegeordnungist immer nur ein frommer Wunschgeblieben. Andere Provmze
sind uns inzwischen mit gutem Beispiel vorangegangen:so hat Sachsen eine eigene WegeordnNW
geschaffen, nnd dieser Provinz sind Westpreußen,Posen und Ostpreußen gefolgt. Ich sehe "'")
ein, daß das, was in anderen Provinzen möglich zu machen war, nicht auch in der Nheinprov'Nz
möglich gemacht werden kann, und begreife nicht, daß blühendeTeile der Rheinprovinz, wie da
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V«gischeLand noch hente nuter einer Polizeiverordnnngans dem Jahre 554 >« W" «as ^
Oberverwaltnngsgercht darans gemachthat, leiden müssen Ich mochte keme» A»t «g st Ilem ch
"°chte nur an de» Pr°vi»ziala»ssch«ß die Bitte richten,d,e Matene emmal ewgehend zn Pu
Ich glaube, daß die Provinzialverwaltung.zn der Ueberzengung kommen "n^aß es m, m ^
Wunsch sein mnß. die Staatsregierung zu bitten, möglichst bald eme neue Vorlage zu machen. d,e
ben Erlaß einer Rheinischen Wegeordnungbetrifft. (Beifall,) o„,.^^n,'nil^!',5

Vorsitzender Sp ritus: Ich erteile das Wort dem Königlichen Herr» ^dtagsk m s «r u^
^ Königlicher Landtagskommisfarins Ober-Präsident. Staatsmm.ster ^^ F 'h '
Nheinbaben: Meine Herren! Ich möchte nur zur Aufklärung nutteilen, wie ich die Anfafsung
d°s Herrn Klinge^ r HMchMch^er unseres ffeg^s u»ch ver^enm
Achtungen durch ns t il namentlich dahin, daß wir eine so große Buntscheckigstder wegerecht'

lifn Bestimmt habni. daß ein Ersatz durch eiue einheitliche ^hewifcheWegeornun, ^mgend
Laoten ist. Ich habe einen solchen Gntwnrf bereits vor mindestenszwe, Jahren nach Berlin em-
^reicht. Es ist dann noch eine gewisse Statistik über Wege und Vrückenlasten gefordertworden;
°«ch die habe ich nach Berlin eingereicht, so daß ich angenblicklichnicht zn beurteilen vermag wärmn
d'eser Entwurf der Wegeordnuug noch nicht an die parlementanscheuKörperschaften gelang st,
(H°rt! Hört!) Ich werde aber ans den heutigen Ausführungendes Herrn Abgeordneten Klmgelhofer
3°rn Anlaß nehmen,nnter Hinweis auf die heutige»Verhaudlunge»um eine weitere Beschleunigung
" der Behandlung der Angelegenheitin Berlin zn bitten. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Das Wort ist nicht weiter gewünscht.
Ich frage den Herrn Berichterstatter,ob er noch das Wort nehmen will. (Wird bemht.)

Klotz: Meine Herren! Gegen den Haushaltsplau selbst ist

^ "chts ei»g^ dagegeu. daß noch 44000 Mark mehr bewilligt werde».

^ ^ "'°^i5—g^e de» vorbezeichnete»Haushalts^ «ebst deu V^

Noch ei» w3s W e» 300 000 Mark Sta»bf°»ds. Da möchte 'H "°ch W«i:
^ gehör 7n rwu IaL zu der Minorität, die diesen Antrag bekämpft hat. Ich habe Mich
"er in wischm üb gm m ssm. daß das eme Ausgabe ist. die »icht uur einem nuAcheu u
angenehme /n^Ich e nem 'wtweudigeuZwecke dient. (Abgeordneter Krawmkel: Sehr richtig
^ber. mein Zerren im M meiueu kommt es doch schließlich darauf hmaus. daß durch die

300 000 Mark für die Bekämpfung des Staubes die Mittel für de»

«nd da hat n»n soeben der Herr ^ge,^ausgesprochend^ü m.n« später solche Kleinpflasterstrecken genugeiid gebaut waren, und tue LMuv,
"°ge da 3 är i cht mch^^^^^^^^^^^^ die" einmal in den Haushaltsplau w P«^
'°"u"tnng e^Ill e 300 000 Mark da»» doch ewig weiter bestehe» bleibe» würde». Das befürchte
'ch doch »i^^ch h he Ihnen ja vorhin ansgeführt. daß die Provinzialverwaltm.g uud die
"l,Fachkmm isfio» vorchage . im »ächste» Rechuuugsjahre56 300 Mark z» spare». Al ° gla»be
« dieser Sparsamkeitstrieb vorhält, und daß. wenn wir emmal so w

l"d. daß solch Wewflasterstreckn gemacht sind, uud wir zn der Ueberzengnng ommen. daß ,etzt
k"u Staub mel^a die Fachkommissionanch genau prüfeu wird - - diese Verstcher.mg
'laube ich Ih«3 gebe« »können -. °b dann die 300 000 Mark noch notwendigsmd nud n.cht
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gespart werden sollen. Ich habe mich inzwischenmit den Mitgliedern der III. Fachkommission
besprochen,und wir erklären uns hiernach mit dem Vorschlagedes Herrn Kollegen Oehler ein¬
verstanden. Wir wollen nur uicht, daß die III. Fachkommissionbei dieser Frage ausgeschaltet
wird. (Beifall.)

Vorsitzender Spiritus: Meine Herren! Wir kommen zur Abstimmung.
Von Antragen liegt nur vor der Antrag der III. Fachkommission, der gedruckt ist. Das

übrige wareu Auregungen, dahingehend, daß die 300 000 Mark ans dem Haupt-Haushaltsplan
in den Haushaltsplan der Provinzialstraßen-Verwaltunggesetzt werden mögen. Ein Antrag des
Herrn Abgeordneten Piecq — wenn ich ihn recht verstandenhabe —, daß die III. und die I. Fach-
kommission über den Gegenstandnoch einmal verhandeln mögen, ist nicht schriftlich an mich gelangt,
so daß nach der Geschäftsordnung nur der Antrag der III. Kommissionvorliegt. Wir werden
also über den Antrag der III. Fachkommission abzustimmenhaben, dahingehend,den vorbezeichneten
Haushaltsplan nebst den Voranschlägenmit der Maßgabe anzunehmen,daß bei der nachgewiesenen
Steigerung der persönlichenund sachlichen Bedürfnisse der Titel IV Nr. 1 um 44 000 Mark zu
erhöhen ist.

Ich bitte diejenigenHerren, die für diesen Antrag sind, aufzustehen. (Geschieht.) Das
ist die Mehrheit. Der Antrag der Fachkommission ist angenommen.

Wir kommen zu Punkt 18.
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Uebersicht über den Eisenbahnfonds und die
Förderung von Bahnuuternehmuugen.

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteDr. Knoll, dem ich das Wort erteile.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Knoll: Meine Herren! In der DrucksacheNr. 20 liegt

Ihnen zunächst der Bericht des Provinzialausschussesvor, der einen UeberbliÄüber den Eisenbahn-
fonds und die Förderung von Bahnunternehmungenenthält. Wie Sie auf Seite 6 und 7 dieses
Berichtes ersehen können, sind aus diesem Fonds, der zuletzt durch Beschlußdes Provinziallandtages
vom Jahre 1911 von 38 Millionen nm 12 Millionen, also auf 50 Millionen, erhöht worden ist,
seit der vorjährigen Berichterstattung bis Ende Dezember 1913 zwei Bewilligungen erfolgt, und
zwar find für den Kleinbahnban Bonn—Königswinter und Bonn—Siegbnrg 150 000 Mark und
weiter dem Siegtreis für die KleinbahnenMondorf—Zündorf und Sieglar—Spich 1260 000 Mall
als Darlehen gewährt worden. Hiernach ist noch ein Neftbestandvon 1 882 000 Mark vorhanden.
Andererseits liegen noch 3 Anträge aus letzter Zeit vor, denen wegen der ungünstigenLage des
Geldmarktesbisher nicht entsprochen werden konnte, da die Landesbanknicht über die erforderlichen
flüssigen Mittel verfügte. Diese 3 Anträge würden noch 2V- Millionen erfordern. Soll ihnen
stattgegeben werden, so würde der bewilligte Kredit bereits um 617 949 Mark überschrittenwerden
müssen. Da außerdem erwartet werden kann, daß nach der Besserung der Lage des Geldmarktes
manche Kreise, die sich mit Kleinbahnprojettentragen, die die Verwirklichungihrer Projekte aber
gerade wegen der Schwierigkeitder Geldbeschaffung bisher zurückgestellt haben, mit Gesuchen an die
Provinz herantreten werden, so ist eine Erhöhung des Kredits zur Förderung von Bahnuntel-
nehmungen erforderlichund zwar hat der Provinzialausschuß eine solche um 5 Millionen Malt,
also auf 55 Millionen Mark in Vorschlaggebracht.

Die III. Fachkommissionhat sich diesem Vorschlagelediglich anschließen können. Legt
man die bisherige Entwickelungauf dem Gebiete des Kleinbahnwesensin der Provinz zugrunde
und berücksichtigt insbesondere,daß die letzte Erhöhung des Kredits um 12 Millioueu Mark im
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Pl»»i,,MlI»„d!l,» sich »m„« ichtbch Ich»» !'»' °"v . "".I..M ,,<„„ ,„!,>,

wieder vor die ^ einer weiteren Er^ng es K«.. 'eMt ^ ^ darauf hin-
Uebrigens ist in der Komnns ston ""' ^ "'^" "" ,^,^ ^ i»„d,ter und dringlicher

gew'e en worden, daß. wenn der « olhaltlich der nachträglichenGe-
Antrage einmal nicht ausreichen sollte, auch «"°US M ^ Mehrbetrages seitens des
nehmigung des Provinziallandtages eine Bereitstellungdes erforderten . )
Provinzialllusschusseserfolgen wird, v°r;uWaaen den bisherigenKredit zur

Namens der III. Fachkommission habe """23 „f 55 Millionen Mark
Forderung von Kleinbahnuuternehmuugenu,u 5 Millionen ^tarl. ayo au^

^" ^^Vorsitzender Spiritns: Ich eröffne die Verhaudluug über den Antrag.

^^^^«7^ dem Vorschlagentsprechend beschlossenhaben.
Es steht Nr. 18 zur Verhaudluug: m^vinzialllusschusses,

Gemeinde- und Kreiswegebau aus F°«ds 4 "Nd «.
100000 Mark sowie aus den weiteren Dotationsrenten.

Berichterstatter ist ebenfalls der Herr Abgeordnete^ K'ioll. ^ ^
Berichterstatter AbgeordneterDr. Knoll: ^^me Herren ^ Be.oilligungen

°usschussesüber die im Jahre 1913 au leistungsschwachê "^ Geme Mu rso^^ ^^g^
v°'' Beihilfen znm Zwecke des Gemeindewegebaues l'eg^nen m Drusch ^ ^^ ^^ ^
3« erseheu. daß die Bewilligungensowohl ans dem Fonds ^ wie aus oem ^
°er maßgebenden Bestimmungenerfolgt sind. M^55°nds angeht, aus dem bekanntlich

Was den im Jahre 1908 geschaffenen"^0 Ma^^ ^rmig der
Weisen zum Ausbau vou wichtigeren uud dann "d'e dauerndeMt^
Kreise zu überuehmeudeu Gemeindewegeu ans Gnu'd besondrer Vrtr ge f«^ ^^Y ^^^ ^^
bestimmte feste Jahresraten gegeben werden können. '° '' "" °^' /^.^ 20 Jahre, so daß also
^ständig verfügt, und zwar laufen die bestehenden Ver rag noch 15 ^ '^ ^^ ^^
nst nach geraumer Zeit wieder anderweitige Bew.llM^ ^ ^ ,l« je
d'°sem 100000 M°rk-F°uds die Kre'st Ahrwe. e C «^ Laud^ -« ^^^
2«000 Mach der Kreis Kreuzuach130 " ^ ^Be^ Provinzialausschusses

Wie sodann die Zusammenstellug °^.I ' " ^ Jahre ebenso wie in den vorher¬
gehen läßt, ist von den gesamtenverteilten M'" ln " ^ten ^ h«. ev ,

senden Iahreu. die größere H^ «"d ^ d^ichcha t^'^nd geogrHischen" die Regierungsbezirke Trier und Coblenz gestoben, wu» i , ^,
Verhältnissenseine aenügendeErklärung findet.

^ck^^''«— "''"«'" ""'"

Eine Wortmeldung erfolgt nicht.



86 54. RheinischerProviuziallandtag, 3. Sitzung am 11. Februar 1914.

Dann stelle ich ohne weiteres fest, daß Sie den Bericht durch Kenntnisnahmefür erledigt erklären.
Dann kommen wir zu Punkt 20:

Antrag der III. Fachkommission zum Bericht nud Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Bewilliguug von Darlehen aus dem Klein¬
bahnfonds an Kreise uud Gemeiudeu zur Aufbringung der Grunderwerbs-
kosten für staatliche Nebenbahnen.

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnete von Eyneru. Ich gebe dem Herr» Bericht¬
erstatter das Wort.

BerichterstatterAbgeordneter von Eynern: Meine Herren! Wie Sie aus der Druck-
sache Nr. 36 ersehen haben werden, hat die III. Fachkommission sich veranlaßt gesehen, ihren Antrag,
der ja bereits seit mehreren Jahren hier gestellt und wiederholtvertagt worden ist, nnnmehr endgültig
zurückzuziehen, und Sie werden gewiß denken, daß nnnmehr der Berichterstatter sich ganz außer¬
ordentlich kurz fassen könnte, weil damit ja der Gegenstandder Berichterstattungeigentlich in Wegfall
gekommen ist. So ganz kann ich dieser Erwartung, die ja in Anbetracht der vorgesetzten Stunde
berechtigt ist, doch nicht entsprechen. Denn es ist ja nur natürlich, daß, wenn die III. Fach¬
kommission bei der Beerdigung eines eigenen lieben Kindes mitwirkt, sie dann deu Wunsch hat, daß
diese Beerdigung nicht ganz ohne Glockengeläute vor sich geht. Und so möchte ich denn kurz dar¬
stelle», wie es sich mit dieser Frage verhält.

Weun man nämlichim allgemeinensieht, welche Arten Eisenbahnen wir in Preußen auf
Schienen laufen haben, so kommt man zu zwei großen Gruppen, das sind die staatlichenBahnen
nach dem Eisenbahngesctz von 1838 und die Kleinbahnen nach dem Kleinbahngesetzvon 1892-
Unter den Staatsbahnen unterscheidenwir die Vollbahnen, die der Staat ganz bezahlt, und die
Nebenbahnen,bei denen auch der Staat das Baukapital gibt, bei denen er aber von den begünstigte»
Kreisen und Gemeinden erwartet, daß sie ihm deu Grunderwcrb stellen. Zu den Kosten dieses
Grunderwerbs gibt aber der Staat im Bedürfnisfalle Zuschüsse.

Bei den Kleinbahnen ist es anders, da muß natürlich der Unternehmer das Baukapitm
geben und muß selbstverständlich auch die Gruuderwcrbskosteutragen. Bei diesen Kleinbahnenhilft
nun die Provinz, indem sie zu dein Baukapital billige Darlehen mit einer gewissenZinsermäßigunggibt.

Der Wunsch der III. Fachkommission, der in dem Antrage seinen Niederschlug gefunden
hat, ging nun dahin, daß dieses Prinzip, welches bei Kleinbahnenbezüglich des Baukapitals herrscht,
auf den Gruuderwerb hezüglich der Nebenbahnenzur Anwendung kommen sollte.

Ich habe diese Darstellung gegeben, nm damit zu zeigen, daß doch die Nebenbahnennicht
nur in Vergleich gezogen werden können mit den Kleinbahnen, sondern daß sie auch im engste"
Zusammenhangemit den Rollbahnen stehen und es wnrde in der KommissionWert darauf gelegt'
daß auch einmal ausgeführt würde, wie sehr doch diejeuigenGebiete bevorzugt sind, die in der
glücklichenLage sind Vollbahnen zu erhalten, gegenüber denen die nur Nebenbahnen bekomme",
weil eben die Grnnderwerbskusten doch schwer lastend auf den Kreisen und Gemeinden ruhen. .

Im übrigen wurde» die Ausführungen in der Fachkommission natürlich wiederholt, tue
^hnen la bekanntsind. Es wurde ausgeführt, daß gerade die Kreise, die solche staatlichenNeben¬
bahnen erhielten. dieMigen seien, die zu schwachseien, um sich auch nur den Lnrus von KleM-
vahnen zu gestatten, und daß die Kleinbahnen, die ja anch in den leistungsfähigenKreisenu"°
^:«7^ ii?" ^ ^°""z "'""Wt werden, doch sehr hänsig sich später als recht gewinn¬
bringendeUnternehmungenherausstellen, daß auch iu dieser Beziehung der Vergleichzngunstender
Nebenbahne»mwsch läge» würde, welche deshalb eiue besondereBerücksichtigung durch billige Dar-
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di° angeblich unübersehbaresinanzielleTragw^ ^/^,^,, f„ ^ieseM hier ja eine andere Berechnung, als sie

Schcitznng der voranssichtlicheu Mehrbel°stuuggegeb "e/n^ . )

"n allgemeinenveranlaßt mich, auf dusen Untersch ed n d ^ ch g ^^ ^^
Der Herr Berichterstatter nn vongen ^a e ° t ge , ^^ ^^^ ^

'«eh. Das ist ein Zinsverlust, der emwtt er a so n " ^'^ ^ ^,^ ^,^,^ ^
nun ,»gt der Bericht des Provinzialausschusses:̂ "'.^ ," geht, jährlichum
em jährlicherVerlnst von 3000 Mark, welcher. 9000 Mark, dann

3W0 « steigt, Sv müssen wir «^30 0^ ,^ch „Diesen
12000 Mark nsw. und wir kommen dann doch zu ^s'"^, ^"" ^ ^ der Herr Bericht¬
en Jahren h t die Provinz sch°» 165 000 Mark an "u ^orem Da « Y )
erstatter die Kuhuheit gehabt hatte, die Proguose für

das mit der gewohntenSorgfalt ««w M)^
Formeln berechnet worden. Und man kam zu dem „„den durch die

Aber Gott sei Dank ist dieser Schreck dann zurück-
^äg«.g. daß ja nach 40-50 Jahren infolge der nach
fl'eßen. so daß man mit einer dauernden lährllchenBelastung von 1^

50 Jahren rechnen tonnte. Landeshauptmann auch im vorigen
^ Ich möchte nun auch noch erwähnen d ß de ^' ^ ^^ ^ damaligen Herrn
Jahre bei seinen Erörterungen zn diesem Antrage sich d« ^ chnungs ^^
Berichterstatterszu eigen gemacht hat nnd ^ d. ^ Smne ausg^ t ^ d s ^
°der bei eiuer etwaigenErhöhung der hat uuu auch

°ß die Pr^inz nicht darüber hinwegkommen könnte, Ber ^u « ^ ^ „g^ ^ ^,^
du UI, Fachkommission doch noch uicht die Ue erzeuguug«,""" '" ° ""^^a Y ^ ea
Erlöse finanzielleBelastung eintreten könnte, sondern sie h" LeMu^ daß m
der Zukunft überlassenkönnte, ob wirklich die Angst vor der uferlosen

Also, wenn sie diesen Antrag znrückzieht. so geschah es mcht aus Hngst
finanziellen Belastung. (Abgeordneter ist. bestand ja darin: wenn die

Das zweite Bedenken,das mm wiederholt geaußer " ' ^ ^ ^,^

Prvdinz in dieser Freigebigkeitanch ^ G,r"'"^^^^^ ^ehen. nun mit seinen
d°«n mcht der Staat, der ja jetzt Zuschüsse ^^ "«s ^ ' «,' ^^ ^ ^^ ^^^^^
Anschüssenmehr nnd mehr zurückzuhaltenum sich e^^ herauszubekommen, nicht
^ befreien? Man hat nun. um tue "^rche St llun^ ^ ^^ ^

e w« den Weg gewählt, daß mau bei der f^ ^ ^M "erdenverhalten würde. Man hat geglaubt daß doch "°"e ^ , ^ ^.^^ ^^
"iuden oder könnten. (AbgeordneterKrawmkel: Seh ruht ^el eM ^ ^ ^^
"cht s° gesagt werden, es wnrde fiir ncht.ger '^ '"mal u ^ ^ ^^.^^
Minzen gewesensei. wo die ^5^ „„ deuu

^bw^^ rDrNe^'^s^ !ms hier zu lan/anfhalteu.
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Man hat dann einen Vergleich gezogen und gesagt: Im Bezirk Wiesbaden sind von
8 Nebenbahnen mit Grunderwerbskusten,welche durch den Bezirksverbandunterstützt werden, nur
2 noch vom Staate unterstütztworden, und in der Rheinprovinz sind von 29 Nebenbahnen8 vom
Staate unterstützt worden. Daraus sieht mau also, daß der Staat da doch eine größere Zurück¬
haltung übt, wo eben die Provinz oder der höhere KommunalverbandbereitwilligstMittel zur
Verfügung stellt.

Nun hat die Kommissiou dieses Ergebnis 8 zu 2 mit 29 zu 8 verglichen uud ist zu dem
Ergebnis gekommen, daß in dem einen Falle also 25°/« uud in dem anderenFalle der Rheinprovinz
^"5!"'^"^ """^" ^"^ ^ Unterschied erschien ihr doch nicht so erheblich, daß man daraus
Schlußfolgerungenziehen könnte, uud es wurdeu auch die Bedenkengeäußert, daß dieses Material
doch etwas zu dürftig sei, als daß man daraus solche Schlußfolgerungenauf die mutmaßlichekünftige
Stellungnahmedes Staates bei derartigen Anträgenziehen könnte. (Abgeordneter Krawinkel: Sehr richtig!)

Aber bei dieser Gelegenheit bin ich gebeten wurden, noch auf ein Wort einzugehen,das
m dieser Drucksache vom Proviuzialausschuß geäußert worden ist. Die Drucksache spricht uämlich
von der im allgemeinenweit leistungsfähigerenRheinprovinz.

Demgegenübersteht die NI. Fachkommission auf dem Standpunkte, daß man doch die
Rheinprovinz nicht im allgemeinenweit leistungsfähiger nennen kann, als den Bezirk Wiesbaden,
uud es wurde darauf hingewiesen,daß wir doch im Huusrück, in der Eifel und im Belgischen
Kretse haben, die sich, was Leistungsunfähigkeit anbetrifft, stolz mit jedem Kreise des Bezirks Wies¬
baden messen können. Ja, es liegt auch ein gewisser Stolz darin, wenn man leistuugsunfahigist nnd
trotzdem etwas leistet, und das tun diese Kreise. Deshalb habeu sie auch den dringendenWunsch,
bei diesen Leistungenvon der Provinz unterstütztzu werden.

Nun war noch ein drittes Bedenken geäußert wurden. Das bestand dariu, daß doch,
wenn man nun einmal zu dem Grunderwerb für NebenbahnenprovinzielleErleichterungen schaffe,
zu befürchten sei, daß dann auch für den Grunderwerbvon Kleinbahnendie gleichenVergünstigungen
erbeten werden könnten. Auch da hat mau versucht, aus den BezirksuerbändenWiesbaden und
Cassel Material zu bekommen. Aber es hat sich solches Material nicht beschaffen lassen, und die
Drucksache sagt dann selber, das dieses Bedenken ausgeräumt worden sei.

Nun müßte ich eigentlich die Folgerung ziehen, daß die III. Fachkommissiongar keine«
Grund gehabt habe, ihren Antrag zurückzuziehen.Aber sie hat es doch getan. Sie hat damit
meiner Ansicht nach einen Akt weiser Selbstbeschränküng vollzogen, der, wie ich hoffe, die Auerkenuung
des hohen Hauses finden wird. (AbgeordneterKrawinkel: Bravo!) Sie ging dabei von der

?? "^' ^ ^ ^ eigentlich mißlich sei, einer Behörde — hier ist es der Provinzial-
ck? -^ ? Ermächtigung zu geben, die diese Behörde selbst gar nicht will. Sie war sich

mich oaruder klar, daß solche Bewilligungen zu Gruuderwcrbskostc»bei Nebeubnhucnnicht die
^egel vildcn sollen uud uicht iu gleicher Weise behandelt werdeu sollen, wie die Darlcheu für
Membahuen sondern daß solche Darlehen nnr in Ausuahmefällen bei Leistn»gsunfähigkeitzu
bMlgeul Zinsfuß gegebeu werden sollten. Da sagte man sich: wenn das nur eine Ausnahme sein

. ^ «t duch gleicht die bisherigePraxis dieses hohen Hauses, das ja auch bisher sch°"
Nebe i^?" Gummersbach und Waldbröl solche billige Darlehen zu Gruuderwerbskostenbei
an r di^ 3 /! '"/' ,'^ """ We sich schließlich, es kommt ja uun auch weniger darauf
tnt Es 3nm/?7 l°'?^' °' ^ der Proviuzialausschußoder der Provin iallandtag selber
werden ,., d 3, ? 7^ ^""l °n, daß solche Auträge mit sehr viel Wohlwolleu behaudelt
werdeu, uud daß das h,er nn hohen Hause geschehen mochte, das war die stille Hoffnung der
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UI. Fachkommission. Die III, Fachkommission hat daher Gelegenheitgenommen, in der Begründung
der Zurückziehung ihres Antrages dieser Hoffnungin der Form der Erwartung Ausdruck zu geben.
(LehhafterBeifall.) ,, ,„, «, <, ^

Vorsitzender Spiritus- Ich stelle den Antrag der III, Fachkomnnfston zur Verhandlung,
Es meldet sich niemand zum Wort, Richtiger gesagt, hat die III, Fachkomnnfstoni«

keinen Antrag gestellt, sondern einen früher gestellten Antrag zurückgezogen.
Damit wäre dieser Gegenstanderledigt, indem Sie durch Kenntmsnahmedem Antrage der

III- Fachkommission zustimmen.
Wir kommen dann zu Nummer 21. ^ .? » ^.

Antrag der III. Fachkommission zu der Petitiou des Kre.ses Snnmern um
Bewilligung eines Darlehus von 150000 Mark aus dem Klelubahnfond
zur Bestreituug der Grunderwerbskosten für die staatliche Nebenbahn von
Simmern uach Gemüuden.

BerichterstatterHerr Abgeordnetervon Eyneru. ^ ^ „ « ^
Es hat zur Gefchäftsordnnngdas Wort der Herr Abgeordnete Dr. Oehler gewünscht
AbgeordneterI>. Oehler: Meine Herren! Ich will weder für noch gegen den Antrag

d°r III. Fachkommission sprechen. Ich bin nur genötigt, daranf aufmerksam zu macheu, daß nach
^ Geschäftsordnungfür den Provinziallandtag die Beratung dieses Antrages heute umnogllch ist,
°"ß der Antrag vielmehr noch an die I. Fachkommission gelangenmuß. Es liegt vor cm Antrag
des Kreises Simmern ans Bewilligung von 150 000 Mark nicht für Kleinbahnen, fondern zum
Grunderwerbfür staatliche Nebenbahnen, Der Antrag ist vom Proviuzialaus chuß abgelehnt worde,,
^ liegt also keine Vorlage des Provinzialansschnssesvor, keine Vorlage die irgendwelche M.t el
Ersieht. Mittel find auch uicht für diesen Zweck im Hanshaltsplan vorgesehendenn >«e.m Herre.,
b'° einzige Position, die m Haushaltsvlcm der Proviuz überhaupt
" Anlage L u,u zaushaltsplau der Provinzialstraßen-Verwaltnng. D» hecht es m der Ausg b

T"el I, zur ^hluna von Zinsen au die Laudesbauk für die den Bahunnternehmnugengewahr en
Kleinbahnbaues, Also hier sind auch nnr Mittel für den

Klnubahnban vor?e ehn7 ch aber find im Haushaltsplau Mittel vorgesehen für stauche eben-
Zenbahueu, und a.:ch ^ Vollmachtdes Rheinifcheu Pw«"Mlausschusfes, dw urch BeM
Pwdinziallaudtages vom 7, Februar 1903 ihn. erteilt worden ist, ermächtigt,hn, uur Darlehen
'Ur Kleinbahnen nickt für staatliche Nebenbahnenzn bewilligen.

Meine Herren! Deshalb liegt die Vorausfetzuugdes § 28. unserer Geschaftsordnuug vor.

^ "' ^" AkN"!!''^^^ welche dem Provinziallandtage die Anfwendungvon
P VW ^ die in den vom Provinzialansschnsstvorgelegten Hans-
lMM^ " r in f°ns ig n Vorlagen nicht oder in abweichenderHöhe vorgesehen sind.

eu v7 der Ae atu« nn Pleuun. des Proviuzmllaudtags zur V°rberat«ug... Bezug

ai.f die siuauzielle Seit? zuuachst noch au die Fachkommissionzu deren Geschäftsbereich

Die^Uda^^ ^chkommi^ I gehen, was ich hiermit beau-

'"VorsitzenderSpiritus: Ich stelle diefen Antrag, betreffenddie Ueberweisungau die I.
Fachkommission znr Debatte. Es hat dazu das Wort der Herr Landeshauptmann.

12
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Landeshauptmann Dr. von Nenvers: Meine Herren! Ich kann dem Vorschlagedes
Herrn OberbürgermeistersOehlcr nur zustimmen. Wir haben die Sache heute auch schon einmal
besprochen.Der Antrag mußte erst an die I. Fachkommission gehen, weil die Mittel hierfür über¬
haupt nicht beantragt waren.

Vorsitzender Spiritus: Erfolgt Widerspruch gegen die Ueberweisungan die I. Fach¬
kommission, Es geschieht von keiner Seite.

Diese Vorlage würde also zunächst an die I. Fachkommission zur Verhandlung zu über¬
weisen sei»,

Punkt 22 der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zu der Petition des Kreises Waldbröl um
Bewilligung eines Darlehns von 120 000—150 000 Mark aus dem Klein-
bahufonds zur Aufbringung der Grunderwerbskosteu für die staatliche
Nebenbahu von Verschlag nach Eckeuhagen.

Berichterstatterist der Herr Abgeordnetevon Eynern.
Berichterstatter Abgeordneter von Eyuern: Meine Herren! Diese Petition hat die

III. Fachkommission nicht als eiue solche ansehe,!zu können geglaubt, und sie beantragt deshalb
die Zurückverweisung au den Provinzinlausschuß. Es liegt nämlich hier nur ein Schreiben vor, das
die Ueberschriftträgt: Der Landrat, Waldbröl, den 9. Dezember 1913. In diesem Schreiben
wird dauu allerdings davon gesprochen,daß es wünschenswertsei, daß zu der demnächst zu er¬
bauendenNebenbahuvon Verschlag nach Eckenhagen ein Provinzialdarlehen für die Gruuderwerbs-
kosten gegeben werde. Aber als eine an das hohe Haus gerichtete Petition konnte man dieses
Schreiben, das an die Adresse des Herrn Landeshauptmanns der Rheinprovinz gerichtet ist, doch
nicht ansehen. Die eigentliche Bitte, die in diesem Schreiben ausgesprochen wird, lautet folgender¬
maßen: „Es darf deshalb auch wohl erwartet werden, daß, wenn der Provinzinlausschuß die Be¬
willigung des auf etwa 120 000—150 000 Mark zu verauschlageuden Darlehns aus dem KleM-
bahnfonds zu dem Zinssätze von 3»/« befürwortet, auch der Provinziallandtag dem entsprechen wird^

Namens des Kreises und der dortigen Gemeinden gestatte ich mir, aber schon jetzt ^e
Bitte an den Provinzinlausschuß,um eine prinzipielleStellungnahme zu einem dahingehenden Antrage,
damit der Kreis und die Gemeindenbei der Haushaltsaufstellung dem Rechnung tragen können.

Es ist also nur eine Bitte an den Provinzialansschuß gerichtet worden, und je nach der
Erfüllung dieser Bitte wollte danu offenbar der Kreis eine Petition einreichen. Er hat sie aber
noch nicht nn uns gerichtet, nud ich glaube, er war dazu auch noch nicht in der Lage, weil vor¬
läufig das Anleihegesetzbezüglich dieser Nebenbahn noch nicht vorhanden ist und deshalb die Höhe
der Grunderwerbskosteuund die Höhe des zu erbittenden Darlehns noch nicht zu übersehen war.
Unter diesen Umständenhat die III. Fachkommission geglaubt, dem hohen Hanse vorschlagenz"
sollen, daß diese Angelegenheit an den Provinzinlausschußzurückverwiesenwerde.

Vorsitzender Spiritus: Ich stelle diesen Antrag zur Besprechung.
Das Wort hat der Herr Landeshauptmann,
LandeshauptmannDr. von Renvers: Ich möchte hier nur aufklären, wie der Provinz'"-

nusschuh dazu gekommenist, die Sache als Petition aufzufassen. Dem Herrn antragstellenden
Landrat des Kreises Waldbröl ist ja bekannt, daß der Provinzialansschußzu Nebeubahuenüberhaupt
kcme Darlehen geben darf, fondern daß das nur Sache des Proviuziallaudtags ist. Nnn wird
das Schriftstückvorgelegt, iu dein steht, ich bin überzeugt,daß, wenn der Provinzialausschußs«h
für diese Sache aussprechenwird, dauu der Provinziallandtag diesem befürwortetenAutrage auch
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beitretenwird. Darin hat der Provinzialausschnßden Antrag gesehen die Sache direkt an den

Provinziallandtag zn bringen nnd als Petition z» betrachten. Sollte d.e Auffassuug mcht geb.Il.gt

""' ^de^w " Scheit ist
an den Provinzialausschnßzurückgewiesen.

zum Hanshaltsplan f«r den Prvvinzial^

landta^ den Provinz

Berichterstatterist der Herr sieht in Einnahmen und
BerichterstatterAbgeordneterDr, Oehler. dieser H"wyau«p a,) '

Ausgabeneinen Gesan.tbetrag von 895 600 Mark gegen 878 500 Mark
Steigerung um 17 00 Mark, Von den Mehransgaben <" ^en 3000 ^
landtag, 14100 Mark auf die Zentralverwaltung.
'« Rahmen der Besoldungsordnuughält, das übrige auf s^che Auf w^
Heizuuguud Beleuchtnngnsw. Die Cinnalnnen bestehen ans den Verwaltungk nwtragem ^
^st wird dnrch Zuschuß ans Provinzialmitteln gedeckt, Erforderl.chstnd dafür 483 700 ^t
"" lanfenden Die I, Fachkommission hat zn dem Haushaltsplan mchts zu ermnern.
Ich empfehle daher unveränderte Annahme des Hanshaltsplans.

Vorsitzender Spiritus: Wird das Wort gewünscht?
Das geschieht nicht. Der Antrag ist angenommen.
Nr. 24 der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan

Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene,
«) über die Dr. Klein-Stiftnng
für das Rechnungsjahr vom 1. Aprll 1914 b.s 31. März 1915.

Derselbe Herr Berichterstatterhat das Wort^ ^ ^ck^
BerichterstatterAbgeordneterDr. Oehler. ^«"e zerren.^ )

d«ses Hanshaltsplans steigen von 930 600
Die Ausgaben zerfallen in Pensionen, du Waiseng lder

A Mo« , ^ ? ^i ya« Wart aeMlt werden, 20 654 Mark mehr als nn lanseuoen

«»» «ch,„ P.„li»sf»„d° st,,d jcht 1550°°0 W».! z« 4°/» »>,«.I°»!, d.. Nest «. 3 /. /», D«
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Zinsen davon betragen jetzt 55 972 Mark. Die Einnahmenbestehen im übrigen aus den Verwaltungs-
kustenbeiträgen. Bekanntlichwerden 15 Vo sämtlicherGehälter der Beamten zurückgelegtresp, zu
Pensionen verwandt. Das macht für den Haupt-Haushaltsplan jetzt 333 225 Mark gegen
326 161 Mark im laufendenRechnungsjahr, also 7064 Mark mehr.

Ich habe zu diesem Hanshaltsplan und ebenso zu der Dr. Klein-Stiftung nichts zu
bemerken. Ich empfehle die unveränderteAnnahme.

Vorsitzender Spiritus: Wird das Wort gewünscht?
Das ist nicht der Fall. Auch dieser Antrag ist angenommen.
Meine Herren! Den nächsten Gegenstand,Punkt 25, bitte ich zu übergehen,da der Herr

Berichterstatter in dringender Angelegenheitnach Cöln fahren mußte. Dieser Punkt wird also
morgen zur Verhandlung kommen.

Nummer 26 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Beteiligung des Proviuzialverbandes an dem
Ausban von Wasserkräften im oberen Qnellgebiet der Weser.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteHolle, dem ich das Wort erteile.
Berichterstatter AbgeordneterHolle: Meine Herren! In der Kanalvorlage von 1905

war vorgesehen,daß zur Speisung des Mittellandkanales zwei größere Talsperren angelegt werden
sollen, eine im Diemclgebietan der Grenze von Westfalen und Waldeck und eine inmitten Waldecks
an der Eder. Die Edertalsperre geht ihrer Vollendung entgegen. Der Staat ist dem Gedanken
näher getreten, die Wasserkraftan diesen Talsperren zur Erzeugung elektrischerEnergie auszunutzen.
Der sehr geniale Plan sieht vor, außer den Wasserkräftenan den Talsperren noch eine Wasserkraft
am Zusammenflußvon Wenn nnd Fnlda nutzbar zu machen, fo daß die Kraftquellen sich wechsel¬
seitig sehr zweckmäßig ergänzen. Ein großes Netz von elektrischen Leitungen trägt die elektrische
Energie in die umliegenden Kreise von Waldeck, ferner nach Cafsel, Göttingen, den westfälischen
Kreis Brilon uud andere. Um die Finanzierung dieses Unternehmenshandelt es sich jetzt. Der
Staat steckt I0V2 Millionen hinein und gibt den Garanten des Kanals, nämlich den Provinzen
Rheinland, Westfalen, Hannover und der freien Stadt Bremen dnrch ein Gesetz die Möglichkeit,
sich an diesem Unternehmen zu beteiligen. Für die Provinz Rheinland kommt lediglich eine
finanzielle Beteiligung in Betracht, denn Elektrizität soll aus diese» Talsperren nicht hierher geleitet
werden, so daß die Wohlfahrt des Landes aus diesem Unteruehmen speziell für Rheinland nicht
gefördertwerden kann.

Es fragt sich, ob die Rheinprovinz ein geschäftliches Interesse daran hat, Geld in dieses
Unternehmenhineinzusteckenund sich an der Aufbringung der I0V2 Millionen zu beteiligen,so daß
bei guten Erträgen die Rheinprovinzprofitieren, bei Unterbilanz zuschießen müßte.

Der Proviuzinlausschußist zu einem ablehnendenVotnm in dieser Frage gekommen und
die I. Fachkommission teilt diese Auffassung. Man kommt zu einem ablehnendenVotnm aus einer
doppelten Crwägnng, Einmal wird das Ergebnis dieses Talsperrennnternehmens und dieses
elektrischenUnternehmens dadurch ungünstigbeeinflußt, daß der Minister der öffentlichen Arbeiten
die Betriebs- und Unterhaltungskostensowie die Abschreibnngsauotcn,welche den Reinertrag beein¬
flussen, allein festsetzt,daß er auch allein den Banplan festsetzt, daß also der Provinz sehr wenig Ginfluß
auf Einrichtung und Betrieb eingeräumt werden soll; zweitens ist aber in den Elektrizitätsabgabe-
verträgen vorgesehen, daß, wenn das Unternehmenprosveriert, die Rente nicht über einen gewissen
Betrag hinausgehen darf, und der Plusertrag deu elektrischen Abnehmern, also der Gegend von
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Waldeck, Cassel, Gottingen, Brilon :c, zufließen soll, der Maximalreinertrag des Unternehmensist
also von vornherein beschnitten. Die Rheinprovinzwürde an diesemReinertrag nnr mü emem
verhältnismäßig geringen Anteile beteiligt sein, so daß günstigstenFalles nur etwa 9000 Mark
jährlicher Einnahmen auf sie entfallen könnten. ^ .. ^ l «n n^^

Das ganze Unternehmenhat aber noch eine andere interessanteSeite, diese Wasserkra e
bilden nämlich einen Teil des Kanalnnternehmeusund gehören gleichsam den Kanalbeteiligten,also
Staat nnd Garanten, der Staat verpflichtet sich deshalb dnrch das Gesetz von der verwüstenElek¬
trizität 1 Pfennig pro Kilowattstunde an die Kanalkasse abzuführen; durch die Kanalkasse kommt
der Betrag dann deu Garauten des Kanals zngnte. die an der Bilanz und an dem Reinertrag
des Kanals beteiligt sind. Wenn die gesamte elektrischeKraft verkmlft W' w'rd dann Meßen
daraus bei 1 Pfennig Abgabe an die Kanalkasse insgesamt 200 000 Mark. Von desen 200000
Mark fällt den Garanten ein Viertel zn, also 50 000 Mark, Von diesem
die Rheinprovinz rnud ein Fünftel, das macht also nngefähr 10 000 Mark, Anf die e W se st
hier aus der Elektrizitätsverwertuugeiu gewisser Lichtblick für uns erschienen indem wi eme
dauernde Rente für den Kmmlfoudö bekommen. Diese Abgabe von 200 000 Mark an das
Kanaluuternehmenist eiue dauernde Leistmig. das ist bei den gesetzgeberischenVerhandlungennn
Landtag nnd Kommissionsberichten ausdrücklich festgestellt Da die Nheiuprov.nzhierdurch dauernde
Einnahmen für alle Zeiten bekommt, welche ihr auch nach beendeterTilgung der Kanalbantosten
und entsprechender Minderung der Garantieverpflichtungenznsteht, so erhalten hierdurchdieMigen
Aufwendungen,welche die Rheinprovinz auf Grund der Garantieübernahme für deu Kanal zu
leisten hat, uuumehr lediglich den Charakter von Vorschüssen, Das ist nnmerh.u eme angenehme
Folge dieses Gesetzes für die Kanalgaranten, ^ «, ^

Die ^ Fachkommissionist also dem Provinzmlausschuß beigetreten, dessen Vorlage

'^" ^ „Provinziallandtag beschließt von der Beteiligung an den Nutzungender Misgebauteu
Wasserkräfteim oberen Qnellgebiet der Weser (Gesetz vom 9, Zum .913) abzusehen.

Namens der 1, Fachtommissionempfehle ich Ihnen die Annahme,
NnssiKimder Sviritus: Ich eröffnedie Verhandlung.
«««««,!i«,.«,d zm» ««., Ich >»«, d.h« !«.«',,, d°h «!° d.« «°.!ch'»«°

beistimmen.

^ Autr^g^I^kommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschu ses betreffend die von dem Landesmediznmlrat Professor
0r üiniger beantragte Entlafsnng ans dem Provinzialoienste.«

Berichterstatter ist der Herr Abgeordnetevon Schütz^ ^,c^ «miaer der
BerichterstatterAbgeordnetervon Schütz: Meine Herren! Herr Professor Lunger,

W Jahre 1907 3 Landes nedizinalrat auf die Dauer vou 12 Jahren gewählt wor en ist ha
d°r1urlem dmwitrag gestellt, ihn vorzeitig aus dem Dienste der
ihm eine sehr günstigeandere Stelle angebotenworden, die er anznneh.nensich entschlossen hat nnd
die er dann anch gleich übernehmen mußte. Der Proviuzialausschußtiat eu Autrag auf sofortige
EntlMma b.willmt und die Entlassung ist Mitte Januar ds. Is. erfolgt.

Me I ^rei" Das Reglement iiber die dienstlichen Verhältuisseder Provinzialbeamten
ermächtigt den Provinzialansschnß,in dringenden Fällen die Entlassuugder vom Landtage gewählten
Beamten eintreten zn lassen. Der Ausschußbedarf allerdings zu emem derartigen Vorgehen der
nachträglichen Genehmignngdes Provinziallandtages. Diese Genehnnguugwird nachgesucht.
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Meine Herren! In der I. Fachkonimission sind dagegenkeine Bedenkenaufgetreten. Es
mag ja für den Provinzialansschußein schwerer Entschlnßgewesen sein, auf die bewahrteKraft des
Herrn Professors Liniger so unerwartet verzichten zu müssen. Aber andererseitswäre es ja wohl
wertlos gewesen, einen Beamten, der aus dem Dienste der Provinz ohne Ansprüche ausscheiden will,
uoch weiter festhaltenzu wolleu. Die Stelle muß einstweileu interimistisch weiter verwaltet werden.
Vorschläge für eine Neuwahl konnten noch nicht gemachtwerden. Die Wahl wird daher voraus¬
sichtlich erst im nächsten Landtage erfolgen können.

Meine Herren! Der Antrag der I. Fachkommission geht dahin:
„Der Provinziallandtag wolle zur Entlassung des Landesmcdizinalrats, Professor
Dr. Liniger aus dem Provinzialdienstenachträglichdie Genehmigungerteilen."

Ich möchte bitten, diesem Antrage zuzustimmen.
Vorsitzender Spiritus: Wird hierzu das Wort gewünscht?
Das ist nicht der Fall. Ich schließe daraus, daß Sie einverstanden sind.
Endlich folgt als letzte Nummer der Tagesordnung Nr. 28:

Autrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungs¬
kosten des Genossenschaftsvorstaudes der Rheinischen landwirtschaftlichen
Berufsgenossenschllft.

DerselbeHerr Berichterstatter hat das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter von Schütz: Meine Herren! Es handelt sich um den

letzte» Punkt der Tagesordnung. Ich glaube, mich kurz fassen zu dürfen. (Bravo!)
Der Haushaltsplan schließt ab mit 256 500 Mark gegen 249100 Mark im Vorjahre.

Es sind daher 7400 Mark mehr auszugeben. Die Ausgabe wird gauz gedecktdurch Umlage auf
die Genossenschaftsmitglieder und zu einem kleinen Teil durch eiueu Beitrag der Landesversichernngs-
anstalt, so daß also die Provinz nicht belastet wird. Die Mehrausgaben beruhen zum Teil auf
Erhöhung der Gehälter nach der Gehaltsnachweisung.Dann ist ein neuer Landesobersekretärhinzu¬
gekommen. Weiter ist eine Aenderung bei Position II, 1 der Ausgaben zu erwähnen. Da sind
2000 Mark weniger angesetzt. Das ist deswegen geschehen, weil im vorige» Jahre die Position
erhöht worden war, da ein Röutgeuapparat beschafft werden follte.

Es ist dann noch zn bemerken, daß bei Position III 1b 1500 Mark für die Genossen-
schaftsversammlung mehr eingesetzt sind. Die Genossenschaftsversammlung mnß jetzt alljährlichstatt¬
finden, während das früher uicht vorgesehen war. Dadurch entstehen Mehrkosten, Der Gesamt¬
bedarf wird auf 4000 Mark eingeschätzt gegen 2500 Mark im Vorjahre. Eine geringere Aus¬
gabe ist bei den Reisekosten der Beamten vorgesehen. Da sind jetzt 7500 Mark eingesetzt. Das
entsprichtden Erfahrungen der letzten drei Jahre. Außerdem wird angenommen, daß die Reisen
etwas beschränkt werden können.

Im übrigen sind Bemerkungen von Bedeutung nicht zu machen.
Es wird vorgeschlagen, den Haushaltsplau anzunehmen.
Vorsitzender Spiritus: Wird das Wort gewünscht?
Das ist nicht der Fall. Der Haushaltsplan ist angeuommen.
Meine Herren! Ich hätte dann die Tagesordnung für die morgigeSitzuug vorzuschlagen.

Es würde nach den Eingängenzunächst kommen die Nr. 25 der heutigenTagesordnung, wo der Herr
Berichterstatterverhindert war, das ist der Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über
die Verwaltungskosten der Provinzial-Feuerversicheruugsanstalt.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteHagen.
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Ferner .
Antrag von 21 Abgeordnetenauf Prüfung der Frage der Einschränkung der Zahl der Provmzlal-

landtags-Abgeordneten.
Antrag der IV. Fachkommission zu der Petition des Gemcindeförster-Vereinsauf Errichtung emer

Alterszulagekassefür die Gemeindeförster.
Antrag der 1. Fachkommission zum Haushaltsplau über die Besoldungenuud anderen persönlichen

Ausgaben für die bei der LaudesversicherungsaustaltNheinprovinz beschäftigtenProvinzial-
beamten für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1914 bis 31. Dezember 1914.

Antrag der I Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,welche
die Förderung von Kuuft und Wissenschaft betreffen, für das Rechnungsjahrvom 1. April 1914
bis 31. März 1915. ^ ^ ^ . ^ .

Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung der Provmzmlmuseenzu
Bonn und Trier für das Rechnungsjahrvom 1. April 1914 bis 31. März 1915.

Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke für das Rechnungsjahr
vom 1. April 1914 bis 31. März 1915. , cc ^ .

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffendgut¬
achtliche Aeußerung über die Vereinigung der StadtgemeindenCöln und Mülheim am Rhem
sowie der LandgemeindeMerheim, und in Verbindung damit zur Petitiou des Komitees zur
Abwehr der Eingemeindungin Mülheim vom 8. Februar 1914.

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend die
Petition des Verbandes der Kommnnalbeamtender Nheinprovinz (C. V.) vom 25. Oktober
1913 um Erweiterung der Satzungender Ruhegehaltskassen zwecks Anrechnung der im Privat-
dienste verbrachtenJahre bei der Penfionsfestsetzung. .. ^ «. i.

Antrag der I Fachkommissionzum Bericht uud Autrag des Provinzialausschusses,betreffend Aenderuug
der Satzungen der Ruhegehaltskasseder Landbürgermeistereienund Landgemeindender Rhein-
Provinz und der Ruhegehaltskasseder Kreiskommmialverbändennd Stadtgemmiden der Rhein-
Provinz, in Verbindung damit die

Petitionen pensionierterBürgermeisternm rückwirkendeKraft für die Satzungsänderung.
Antrag der I. Fachkommission znm Bericht nnd Antrag des Provinzialansschusses,betreffend Wahl

der Komnüssionznr Mitwirknug bei der Unterverteilungder nach s 16 des Gesetzes nber d,e
Kriegsleistungenvom 13. Juni 1893 etwa auszuschreibenden Landlieer.mgeu auf die Kresse.

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provmzmlausschnsses,betreffend Ersatz¬
wahlen für den Provinzialansschuß,und Nachtrag. 5. cc ^>

Antrag der I Fachkommission zum Bericht und Autrag des Provinzialausschusses,betreffenddie
Neuwahl von bürgerlichen Mitgliedernuud Stellvertretern für mehrere Ober-Ersatzkon,miss,onen.

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffeudden
Ablauf der Dienstzeit des Landeshauptmanns, KöniglichenNegierungs-Prästdenten a. D.,
WirklichenGeheimenOber-Regieruugsrats Dr. von Renvers. 5, ^ ,

Antrag der 1. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzialausschusses,betreffend den
Ablauf der Dienstzeit der Landesräte, GeheimeuRegieruugsräte Kehl und Schmidt.

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend die
Wahl des Laudesbauinspektors,Vaurat Quentell zum Landesbaurat.

Antrag der I. Fachkommission zu dem Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffeud die
Wahl des Gerichtsassessors Knell zum Laudesrat.
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Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Landesbankder
Rheinprovinz für das Kalenderjahrvom 1. Januar 1914 bis 31. Dezember 1914.

Antrag der H. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der Leitung und Beauf¬
sichtigung der baulichen Unteihaltungsarbeiten, sowie über den Fonds zur Erneuerung
maschinellerAnlagen in den Provinzialanstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1914
bis 31. März 1915.

Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung des Landarmenwesensfür
das Rechnungsjahrvom 1. April 1914 bis 31. März 1915.

Antrag der II. Fachkommission znm Bericht des Provinzialausschussesüber die im Jahre 1913
erfolgten Bewilligungen von Beihilfen für Armenzwecke gemäß § 5 Absatz 3 des Gesetzes
vom 2. Juni 1902, betreffend die Ueberweisung weiterer Dotatiousrcuten an die Provinzial-
verbände.

Antrag der II. Fachkommissionzu den Haushaltspläueu der Polizeistrafgcldcrfouds uud des
EhrenbrcitsteiuerallgemeinenArmenfonds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1914 bis
31. März 1915.

Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplau der Proviuzial-Arbeitsaustalt zu Brauweiler
für das Rechnungsjahrvom 1. April 1914 bis 31. März 1915.

Autrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan des Landarmenhauses zu Trier für das
Rechnungsjahrvom 1. April 1914 bis 31. März 1915.

Autrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Unterstützungmilder Stiftnngcn und
Wohltätigkeitsanstalten,sowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes von
Epileptikern, Idioten, Blinden, Trinkern und Krüppeln aus der Rheiuprovinz, welche bezw-
bereu Angehörigekeinen Anspruch auf öffentliche Armenpflegehaben für das Rechnungsjahr
vom 1. April 1914 bis 31. März 1915.

Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der Beamten der Provinzialvcrwaltung aus der
Assistenteu- uud Sekretartlasseum andere Festsetzung der Gehälter.

Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der Kanzlistcn der Provinzialverwaltuug um An¬
rechnung der Militärdienstzcit auf das Vesolduugsdicnstalteruud Erhöhung des Endgehalts.

Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der Registraturen der Zeutralverwcütuug um Auf¬
besserung ihrer Gehälter.

Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der aus dem Militärcmwärterstandehervorgegangene»
Registraturen nm Anrechnung der Militärdienstzeit auf das Bcsulduugsdienstalter und M"
Abkürzungder Vorbereitungszeit.

Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der Provinzialstraßenmeisterum andere Regelung
ihres Gehaltes.

Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der aus dem Militäranwärterstande hervorgegangene«
Provinzialstraßenmeisterum Anrechnungeines Teils der Militärdienstzeit auf das Besoldungs¬
dienstalter.

Antrag der I. Fachkommission zur Bittschrift des Bundes der Militäranwärter uud Invaliden der
unteren Beamten Deutschlandswegen Anrechnung der Militärdienstzeit, Anstellungauf Lebens-

.... Meine Herren! Das ist ja eine ausgiebigeTagesordnung mit allerlei großen Geschäfts-
gegenstanden. Trotz dessen möchte ich glaube», daß wir nicht vor 11 Uhr beginnenkönnen, weil
die I. Fachkomnnsswn »och verschiedeneGegenständezu erledigen hat. Ich schlage Ihnen das in
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